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Liebe Leserin,
lieber Leser,

es ist immer wieder faszinierend, wenn man beobachten 
kann, wie junge Kolleginnen und Kollegen in der poli-
zeilichen Ausbildung unter fachkundiger Anleitung mit 
großem Engagement und beeindruckender Kreativität 
Themenstellungen bearbeiten. 
➤ 	 Ein eindrucksvolles Beispiel ist der Beitrag von 
Rainer Hofmann, Kriminaldirektor an der rheinland-
pfälzischen  Fachhochschule für öffentlich Verwaltung 
– Fachbereich Polizei. Unter dem Titel „Opferhilfe in 
der polizeilichen Ausbildung“ stellt er einen Ideen-
wettbewerb als einen möglichen alternativen Weg im 
Repetitorium vor. Sich um Verletzte, Geschädigte und  
Opfer von Straftaten zu kümmern, ist eine aktuelle 
Herausforderung für Polizei und Justiz. Insbesondere 
ist es Aufgabe der Polizei – die in der Regel zuerst den 
Kontakt mit dem Opfer einer Straftat hat – im Inter-
esse des Opferschutzes und der Opferhilfe Tatfolgen 
zu mindern und auch eine sekundäre Viktimisierung 
zu vermeiden, so Hofmann. Anknüpfend an eine Rei-
he von Initiativen, Vereinbarungen und Konzepten be-
schreibt Hofmann die Einbettung der Thematik in die 
Ausbildung. Ausgangspunkt sind die Fragestellungen, 
ob die Studierenden auch in der Lage sind, ihr Wissen, 
ihre Kenntnisse in geeigneter Weise bei Opfern anzu-
wenden, ob sie über das notwendige Maß an Sensibilität 
verfügen und ob Sie sich in eine Opfersituation hinein-
versetzen bzw. sich emotional mit der Rolle eines Op-
fers identifizieren können. Über ein Projektthema und 
Arbeitsgruppensitzungen wurden Ideen entwickelt, das 
Empfinden eines Opfers, die Gedanken der Opferhilfe 
oder des Opferschutzes, in einem Ausstellungsprodukt 
zum Ausdruck zu bringen. Im Ergebnis liegen durch 
die Projektarbeiten der Studierenden aus dem Jahr 2009 
insgesamt 14 Filmbeiträge auf DVD, verschiedene Ge-
dichte, Skulpturen sowie Zeichnungen und über 50 
Bilder und Plakate vor. Beispielgebend sind einige der 
Resultate in diesem Artikel dargestellt. Im Rahmen ei-
nes abschließendes Thementages Opferhilfe unter dem 
Motto: „Opferhilfe:  Opferbelange ernst nehmen – Op-
ferinteressen berücksichtigen fand eine vielbeachtete 
Ausstellung und Präsentation der erarbeiteten Produk-
te statt. 
➤ 	 Tötungskriminalität ist vornehmlich Männersa-
che, es gibt beispielsweise (fast) keine Amokläuferin, 
Sexualmörderin, Raubmörderin oder Massenmörderin. 

Männliche Gewalt ist der gesellschaftlich akzeptierte 
Maßstab für Normverletzungen und Unterdrückung, 
die tötende Frau hingegen ist der betörende und verstö-
rende Gegenentwurf, stellt Stephan Harbort, Krimi-
nalhauptkommissar beim Polizeipräsidium Düsseldorf, 
fest. Gerade deshalb weckt nicht nur der Titel „Wenn 
Frauen töten“, sondern insbesondere die Bearbeitung 
besonderer Formen weiblicher Tötungsdelinquenz gro-
ßes Interesse. Das Gefühl der Beunruhigung kann sich 
bis zum Entsetzen steigern, wenn nicht einfach nur ein 
Mensch getötet wird, sondern dabei gleichsam grund-
legende gesellschaftliche Erwartungen verletzt werden. 
Wenn Frauen morden, ist das so, stellt er fest. Über die 
Betrachtung von Neugeborenentötungen, Patiententö-
tungen und Serientötungen kommt Harbort zu dem 
Ergebnis, dass sich die Täterin an das Töten gewöhnen 
und vielleicht sogar Gefallen daran finden kann. Es be-
darf dann keinerlei Rechtfertigung mehr, um auch wei-
terhin Tötungsdelikte zu begehen, es genügt schon ein 
Bedürfnis, gleich welcher Art. Und Gefühle wie Reue 
oder Scham verkümmern bis zur Bedeutungslosigkeit, 
es wird vornehmlich in Opfer- und Nichtopfer-Kate-
gorien gedacht und gelebt. Irgendwann geht jedes Maß 
verloren. Doch das innere oder äußere Spannungsver-
hältnis, die Diskrepanz zwischen dem So-sein-Müssen 
und dem Anders-sein-Wollen ist nicht aufzulösen, 
Mord bleibt ein untaugliches Mittel. Auch wenn die 
Täterin sich durch ihre Taten immer wieder über alle 
und alles hinwegsetzt, kann sie sich doch ihrer eigenen 
psycho-sozialen Beeinträchtigung nicht entziehen.

Herbert Klein
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	 Vorbemerkung	

Die Situation von Opfern war und ist ständiger Gegen-
stand von gesetzgeberischen Reformen der letzten 20 Jahre, 
so zuletzt mit dem am 1.10.2009 in Kraft getretenen Gesetz 
zur Stärkung der Rechte von Verletzten und Zeugen im 
Strafverfahren (2. Opferrechtsreformgesetz). Nicht nur vor 
diesem Hintergrund darf von einem in den letzten Jahren 
zu beobachtenden Bewusstseinswandel gesprochen werden.  
Sich um Verletzte, Geschädigte und  Opfer von Straftaten zu 
kümmern, ist  eine aktuelle Herausforderung für Polizei und 
Justiz.

Insbesondere ist es heute Aufgabe der Polizei - die in der 
Regel zuerst den Kontakt mit dem Opfer einer Straftat hat 
– im Interesse des Opferschutzes und der Opferhilfe Tatfol-
gen zu mindern und auch bei der Durchführung polizeilicher 
Ermittlungsmaßnahmen eine sekundäre Viktimisierung  zu 
vermeiden.  Opfer von Straftaten benötigen Beratung, ihnen 
soll im Erstkontakt verständnisvoll begegnet  und ihnen soll 
geholfen werden. Damit soll Opfern ein angemessener Schutz 
geboten und ein positives Sicherheitsgefühl (zurück)gegeben 
werden. So wird erkennbar, wie  neben der täterorientierten 
Arbeitsweise von Polizei und Justiz durch Opferhilfe, Opfer-
schutz und Opferberatung die Verletzteninteressen anerkannt 
und gestärkt werden. Im Rahmen der täglichen Arbeit tragen 
die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten  durch Verständ-
nis und Einfühlungsvermögen zur Bewältigung individueller 
Krisensituationen bei. Sie erkennen Hilfe- und Unterstüt-
zungsnotwendigkeiten und vermitteln problemorientierte 
Hilfsangebote.

	 Interessen und Bedürfnisse des Opfers nach der Tat	

Bedürfnisse und Interessen bei Kriminalitätsopfern sind 
häufig sehr unterschiedlich. Die meisten Opfer wollen nach 
der Tat vor allem über das Geschehen reden, sie benöti-
gen einen Gesprächspartner, der ihnen verständnisvoll  und 
geduldig zuhört. Aufgrund des Erstkontaktes fällt bereits 
diese Erwartung vielfach der Polizei zu. Für die psychi-
sche Verarbeitung des Geschehens erfüllt allein schon die 
Möglichkeit des „Darüberredenkönnens“ eine wichtige 
Entlastungsfunktion.
Doch es lassen sich weitere Bedürfnisse und Wünsche eines 
Opfers nach einer Straftat anführen. 

Opfer von Straftaten 
-	�wollen ernst genommen werden, ihre Darstellung soll 

nicht in Zweifel gezogen werden, es sollen keine Vorwürfe 
gemacht werden

-	�brauchen ein Gefühl von Sicherheit (zurück)
-	�suchen menschlichen Beistand nach der Tat, wollen Ver-

ständnis erfahren
-	�möchten aber auch irgendwann „in Ruhe“ gelassen wer-

den, möchten die Tat vergessen und in die Normalität des 
Lebens zurückkehren

-	�wollen beraten werden
-	�möchten den materiellen Verlust ersetzt bekommen, Wie-

dergutmachung erfahren
-	�brauchen im Strafverfahren nicht nur Schutz, sondern 

auch Beistandsrechte
-	�möchten Informationen über den Fortgang des  

Verfahrens
-	�wollen, dass ihre Interessen berücksichtigt werden
-	�möchten weitere Hilfsangebote unterbreitet bekommen.
Ein weiterer wesentlicher Punkt ist hierbei auch die Beleh-

rungsverpflichtung  gegenüber dem Opfer gem. § 406 h StPO, 
die so früh wie möglich erfolgen soll. In den meisten Fällen 
ist dies  eine Aufgabe, die der Polizei im Rahmen der Anzei-
genaufnahme zukommt. In der polizeilichen Praxis kommt 
die Polizei dieser Verpflichtung erfahrungsgemäß zumeist 
routinemäßig nach, indem sie dem Opfer ein Opfermerk-
blatt aushändigt, das die relevanten Opferrechte beschreibt. 
Bewertet man diese Übergabe des Opfermerkblattes mit den 
oben dargestellten Opferinteressen, so beantwortet sich die 
Frage, ob das „reine“ Aushändigen des Opfermerkblattes der 
Opfersituation gerecht wird, nahezu von alleine. Sachgerech-
ter wäre es vielfach, dem Opfer wesentliche Rechte kurz zu 
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erläutern bzw. auf die konkrete Ausgangslage bezogen dar-
zustellen. Bereits zum frühen Zeitpunkt der Begegnung mit 
dem Opfer – meist der Anzeigenaufnahme – ist ein hohes  
Maß an Einfühlungsvermögen und Sensibilität für das rich-
tige Verhalten gegenüber dem Opfer sehr hilfreich.

	 Regelungen zur Opferhilfe in Rheinland-Pfalz	

Die Landesregierung in Rheinland-Pfalz hat die Aufgabe, 
die Opferrechte und Verletzteninteressen zu stärken,  in den 
letzten Jahren durch verschiedene  Regelungen der Opferhilfe 
und des Opferschutzes in den Focus genommen. Im Wesent-
lichen seien hierbei folgende Initiativen erwähnt:

•	�Sicherheitskonzept der Landesregierung Rheinland-Pfalz
Im März 2008 stellte die Landesregierung in Rheinland-Pfalz 
ihre Sicherheitsstrategie „P.R.O. – Sicherheit in Rheinland-
Pfalz“ vor. Neben der Aufgabe der Repression sind Präven-
tion und Opferhilfe zwei der zentralen Säulen dieses Kon-
zeptes, in dessen Rahmen auch staatliche und nichtstaatliche 
Institutionen, die sich auf dem Gebiet des Opferschutzes 
engagieren,  miteinander vernetzt werden. Opfern von Straf-
taten, so heißt es in dem Sicherheitskonzept, werde in viel-
fältiger Weise Unterstützung gewährt, sei es durch Schutz-, 
Informations- oder sonstige Hilfsangebote. Maßnahmen der 
Opferhilfe in Rheinland-Pfalz sind danach u.a.

-	Ausbau des Netzwerkes von Interventionsstellen im Rah-
men des „Rheinland-pfälzischen Interventionsprojektes zum 
Schutz von Opfern vor Gewalt in engen sozialen Beziehun-
gen“ (RIGG)

-	�Entwicklung von Zeugenkontaktstellen bei Staatsanwalt-
schaft und Gerichten

-	�Ausbau opferorientierter Maßnahmen auf Polizeiseite
•	Opferschutzbericht der Landesregierung

Der erstmals 2008 erstellte Opferschutzbericht enthält eine 
umfangreiche Darstellung der für den Opferschutz relevan-
ten Vorschriften,  gibt die Entwicklung der Opferzahl wieder 
und schildert die Vielzahl der zur Verbesserung des Opfer-
schutzes ergriffenen bzw. vorgesehenen Maßnahmen. Er soll 
alle zwei Jahre erscheinen.

Der Bericht zur Opfersituation in Rheinland-Pfalz betont, 
dass der Schutz des Opfers nach einer Straftat unverzichtbar 
sei, ohne es jedoch zu unterlassen, auch auf die präventive 
Seite des Opferschutzes hinzuweisen.
•	�Rahmenkonzept zum Polizeilichen Opferschutz in 

Rheinland-Pfalz
Unter Beteiligung der Fachdienststellen hat das Landeskrimi-
nalamt Rheinland-Pfalz 2009 ein Rahmenkonzept zum Poli-
zeilichen Opferschutz erstellt, der Polizeibeamtinnen und 

Polizeibeamten eine Orientierung im Umgang mit Opfern 
von Straftaten und anderen schädigenden Ereignissen geben 
soll.

Inhaltlich wird zum Ausdruck gebracht, dass sich bei der 
Strafverfolgung der Blick zunehmend auf die Situation des 
Opfers ausgerichtet hat. Kriminalitätsopfer werden nicht län-
ger nur als wichtige Zeugen oder als Spurenträger betrach-
tet, weitaus stärker werden heutzutage ihre besondere Situ-
ation nach einer Straftat und darüber hinaus auch ihre Inte-
ressen in der Opfersituation wahrgenommen. Dem hat auch 
der Gesetzgeber Rechnung getragen. Opfer von Straftaten 
haben gesetzlichen Anspruch auf staatliche Hilfe. Diese 
umfasst neben dem Opferschutz auch beratende und mate-
rielle Unterstützung sowie psychologische Hilfe. Der Polizei 
kommt besondere Verantwortung im Umgang mit Opfern 
zu, denn sie ist häufig die erste formelle Instanz, an die sich 
ein Opfer nach der Tat wendet. Es ist ein wichtiges Ziel der 
Polizei, durch leitbildgerechte Orientierung polizeilichen 
Handelns an den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger 
das Vertrauen der Bevölkerung zu gewinnen und zu erhal-
ten.  Schließlich sind die Sicherheitsbehörden auf die Mit-
arbeit der Bürger angewiesen. In diesem Zusammenhang ist 
auch eine stärkere Opferorientierung anzustreben. Speziell 
zu dem Gesichtspunkt des polizeilichen Opferschutzes führt 
die Rahmenkonzeption aus, dass polizeilicher Opferschutz 
das Verständnis und die Sensibilität für die Situation und 
Belange der Opfer umfassen muss, ebenso wie sachgerech-
ten Umgang, unvoreingenommene Anerkennung des Opfer-
status sowie kompetente Opferberatung. Die Opferberatung 
durch die Polizei beinhaltet Informationen über den Ablauf 
eines Ermittlungsverfahrens, die Transparenz polizeilichen 
Handelns, die Aufklärung über die Rechte im Strafverfahren 
sowie die Hinweise auf weitere Rechte und bestehende Hilfs-
angebote. Hierbei soll die Polizei aktiv mit Einrichtungen der 
Opferhilfe zusammenarbeiten und Kriminalitäts- und Unfall-
opfer schnell und gezielt dorthin „vermitteln“.
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Zwar sind auch in Rheinland-Pfalz bei den Polizeipräsidien 
sog. Ansprechstellen für die Opferhilfe eingerichtet, jedoch 
betrifft die Aufgabe der Opferhilfe – wie in vielen anderen 
Situationen auch – in erster Linie die Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamten im Wechselschichtdienst bzw. der Anzeigen-
aufnahme bei der Schutz- und Kriminalpolizei. Die Aufgaben 
der Polizei im Bereich Opferhilfe sollen allerdings begrenzt  
bleiben auf die erste Intervention und die Vermittlung von 
Hilfe.
•	�Kooperationsvertrag zwischen dem Ministerium des 

Innern und für Sport und dem WEISSEN RING e.V. 
Landesbezirk Rheinland-Pfalz vom 31.05.2008

Die zukünftige noch bessere Koordinierung von Möglich-
keiten der Information und Hilfe aber auch Maßnahmen der 
Prävention sind das Ziel des geschlossenen Kooperations-
vertrages zwischen der Polizei in Rheinland Pfalz und dem 
WEISSEN RING.

Das Ministerium des Innern und für Sport und der WEISSE 
RING vereinbaren für Opferschutz, Opferhilfe und Präven-
tion eine enge Zusammenarbeit, um die Maßnahmen der Prä-
vention zu koordinieren und die Möglichkeiten der Informa-
tion und Hilfe für die Opfer von Straftaten weiter zu verbes-
sern. So enthält der Kooperationsvertrag u.a. eine Hinweis-
pflicht der Polizei gegenüber von Straftatenopfern auf den 
WEISSEN RING und dessen Möglichkeiten der Opferhilfe.

•	�Kooperationsvertrag zwischen dem Ministerium der Jus-
tiz und dem WEISSEN RING e.V. Landesbezirk Rhein-
land-Pfalz vom 21.04.2009

Um die Möglichkeiten von Information und Hilfe für die 
Opfer von Straftaten weiter zu verbessern, vereinbarten das 
Ministerium der Justiz Rheinland-Pfalz und der Landesver-
band Rheinland-Pfalz des WEISSEN RINGES e.V. in den 
Bereichen Opferschutz und Opferhilfe in gleicher Weise 
eine engere Zusammenarbeit. In dem Kooperationsvertrag  
wurden daher verschiedene Regelungen aufgenommen, die 
in ihren Auswirkungen dem Opfer zugute kommen sollen. 
So wurde u.a. vertraglich festgehalten, dass der WEISSE 
RING seine Hilfe ohne Einschränkung auf bestimmte Straf-
taten anbietet, dass er eine ständige Erreichbarkeit seiner 
Außenstellen für die Opfer und Behörden der Justiz anbie-
tet oder aber die Zeugenkontaktstellen der Justiz jederzeit 
unterstützt.
•	�Strategische Landesziele 2010 - 2012

Auch das Ministerium des Innern und für Sport in Rhein-
land-Pfalz deklariert in seinem Landesziel 4, nämlich der 
„Stabilisierung des Vertrauens der Bevölkerung in die Poli-
zei“, für die kommenden Jahre eine deutliche Opferorien-
tierung und hebt damit den Stellenwert hervor, der einem 

Kriminalitätsopfer zukommt. Im polizeilichen Umgang mit 
Opfern und Geschädigten ist ein besonderes Einfühlungsver-
mögen und die Bereitschaft zu einer möglichst umfassenden 
Hilfeleistung erforderlich. Damit setzt das Ministerium des 
Innern und für Sport den eingeleiteten Weg, sich im Rahmen 
der Polizeiarbeit noch stärker um die Belange und Interessen 
von Opfern zu kümmern, fort und betont die bürgerbezo-
gene Ausrichtung durch seine Zielbestimmung.

	 Studium des polizeilichen Nachwuchses an der 	
	 Fachhochschule der Polizei (FHöV- Fb. Polizei) 	
	 in Rheinland-Pfalz	

Aufgrund der vorgenannten Darlegungen kann zusammenfas-
send festgestellt werden, dass es mehrere gute Gründe gab, sich 
auch im Rahmen der Ausbildung an der FHöV in Rheinland-
Pfalz mit der Vermittlung der Thematik Opferhilfe zu beschäfti-
gen. Unterstützt wird diese Sichtweise zudem von der viktimo-
logischen Betrachtung dieses Befundes und damit den Fragen, 
wie die soziale Umwelt mit dem Tatgeschehen umgeht und wie 
eine sekundäre Viktimisierung vermieden werden kann. Opfer 
von Straftaten leiden oftmals mehr und länger an deren Folgen, 
als man gemeinhin annimmt. Befragungen führten zu Erkennt-
nissen, dass Opfer selbst bei Straftaten wie einem Trickdiebstahl 
oder einem Wohnungseinbruch zum Teil noch sehr lange unter 
den Folgen leiden. Taten, auch wenn sie nicht zu einer Gesund-
heitsschädigung beim Opfer führen, hinterlassen oftmals die 
vielfältigsten „Verletzungen“, wie zum Beispiel Angstgefühle, 
Unsicherheit, Rückzugsverhalten oder Schlaflosigkeit. Nur 
allzu oft bleibt das Opfer nach einer Tat mit seinen Ängsten und 
seinen Leiden allein.

Äußerliche Wunden mögen zwar heilen, materielle Schä-
den mögen sich wieder beheben lassen, doch sind es oftmals 
gerade die unsichtbaren, die immateriellen Folgen einer Tat, die 
die Opfer besonders nachhaltig belasten. Daher trifft auch die 
vielzitierte Aussage: „Kein Täter wird so hart bestraft wie das 
Opfer!“ den Nagel auf den Kopf. Sicherlich verfügen die ca. 
270 Studierenden, die jedes Jahr das Studium an der FHöV der 
Polizei aufnehmen, über ein umfassendes Maß an theoretischem 
Wissen. Doch, sind Sie auch in der Lage ihr Wissen, ihre Kennt-
nisse in geeigneter Weise bei Opfern anzuwenden? Verfügen Sie 
über das notwendige Maß an Sensibilität? Können Sie sich in 
eine Opfersituation hineinversetzen und sich emotional mit der 
Rolle eines Opfers identifizieren?

Diese Überlegungen führten dazu, die Studierenden an der 
FHöV einmal den Blick auf das Opfer focusieren zu lassen, das 
Empfinden der Opfer, deren Leid und deren Erwartungen und 
Interessen zu thematisieren.

In der Umsetzung galt es daher, die Studierenden im Anschluss 
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an die Vermittlung der theoretischen Studien im Abschlussstu-
dium mit einem Projektthema zu konfrontieren. Die Studie-
renden wurden in Ihren Studiengruppen aufgefordert,  sich in 
Arbeitsgruppen zu formieren und sich in jeder Arbeitsgruppe 
nochmals inhaltlich mit den Grundlagen der Opferhilfe, des 
Opferschutzes und der Opferberatung auseinanderzusetzen. In 
der Folge sollten sie in Gruppenarbeit eine Idee entwickeln, wie 
sie das Empfinden eines Opfers, die Gedanken der Opferhilfe 
oder des Opferschutzes, das Leid eines Opfers oder sonstige 
Vorstellungen zur Opfersituation in einem Ausstellungsprodukt 
zum Ausdruck bringen würden.

Hierbei war Wert darauf zu legen, dass alle Produkte durch 
Eigenideen entwickelt und erarbeitet werden. Ausstellungspro-
dukte konnten in der Form von Gedichten, Bildern, Skulptu-
ren, Film- oder Wortbeiträgen, Fotografien etc. erstellt werden. 
Wesentlich war, dass das Ausstellungsprodukt eine inhaltliche 
Aussage zur Opfersituation zum Opferleid i. w. S. erkennen 
lässt und in Eigenleistung erstellt wird. Den Studierenden wurde 
für die Ideenfindung und die Erstellung ein Zeitfenster von 6-8 
Wochen vorgegeben. Das Resultat ist beeindruckend. Im Ergeb-
nis liegen durch die Projektarbeiten der Studierenden aus 2009 
insgesamt 14 Filmbeiträge auf DVD, verschiedene Gedichte, 
Skulpturen sowie Zeichnungen und über 50 Bilder und Plakate 
vor. Beispielgebend sind einige der Resultate in diesem Artikel 
veröffentlicht. Im Rahmen eines abschließendes Thementages 
Opferhilfe an der  FHöV trugen Referenten aus der polizeili-
chen Praxis sowie des WEISSEN RINGES in Fachvorträgen 
ihre Sicht der Dinge vor. Die Tagesveranstaltung  stand unter 
dem Motto: „Opferhilfe  :  Opferbelange ernst nehmen – Opfer-
interessen berücksichtigen“. In ihrem Umfeld fand eine Ausstel-
lung und Präsentation der erarbeiteten Produkte statt.

	 Ideenwettbewerb: ein alternativer Weg im 	  
	 Repetitorium?	

Es ist sicherlich keine neue Idee für ein Repetitorium, 
sich mit der Vermittlung von Lehrstoff auf diese Art 

auseinanderzusetzen, aber vielleicht eine ergänzende und 
insbesondere kreative Form der Unterrichtsvermittlung, 
eines Repetitoriums zu einem Thema wie der Opferhilfe. 
Die Studierenden sahen sich hierbei nicht allein vor die Situ-
ation gestellt, das erworbene  Wissen nochmals zu durchden-
ken, zu erörtern, sondern sie mussten sich vielmehr mit der 
Rolle des Opfers intensiv und praxisnah auseinandersetzen. 
Sie waren gefordert sich mit der Gefühlswelt eines Opfers 
zu identifizieren, die Wünsche und Interessen des Opfers zu 
erfassen und nachzuvollziehen, um daraus auch den richti-
gen Blick für ihre zukünftige Aufgabe als Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamte  im Umgang mit Opfern zu gewinnen. 
Aus dieser gedanklichen Situation entwickelten die Studie-
renden anschließend ein Produkt und verknüpften damit 
ihr erlerntes Wissen mit persönlichen Eindrücken. Bei allen 
Werken, Ausstellungsprodukten, war die Identifikation der 
Arbeitsgruppe mit der besonderen Opfersituation deutlich 
spürbar. In der Rückmeldung zeigten sich alle Studierende 
recht begeistert von der Möglichkeit, die besonders sensible 
Thematik der Opferhilfe auf diesem Wege zum Ausdruck 
zu bringen, gestalterisch  und eigeninitiativ an dem Thema 
zu arbeiten. Die erarbeiteten Produkte sprechen hierbei ihre 
eigene Sprache. Doch damit nicht genug. Die Ausstellungs-
produkte, insbesondere auch die in guter Qualität erarbeite-
ten kurzen Filmbeiträge zur Thematik der Opferhilfe lassen 
sich gewinnbringend in die Arbeit der Polizeilichen Bera-
tungsstellen bei den Polizeipräsidien einbringen bzw. eigenen 
sich für spezielle Fachvorträge im Rahmen der Verhaltens
prävention und Opferarbeit.

Mein Fazit: Es lohnt sich,  der Kreativität und Eigeninitia-
tive im Studiengang  mehr Freiraum einzuräumen.
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	 Einführung	

Kriminelles Verhalten beunruhigt den Menschen, weil es 
seine Sicherheit grundsätzlich infrage stellt. Dies gilt umso 
mehr, wenn er seine Freiheit bedroht sieht – oder das eigene 
Leben. Das Gefühl der Beunruhigung kann sich bis zum Ent-
setzen steigern, wenn nicht einfach nur ein Mensch getötet 
wird, sondern dabei gleichsam grundlegende gesellschaftli-
che Erwartungen verletzt werden. Wenn Frauen morden, ist 
das so. Denn Tötungskriminalität ist vornehmlich Männer-
sache, es gibt beispielsweise (fast) keine Amokläuferin, Sexu-
almörderin, Raubmörderin oder Massenmörderin. Männli-
che Gewalt ist der gesellschaftlich akzeptierte Maßstab für 
Normverletzungen und Unterdrückung, die tötende Frau 
hingegen ist der betörende und verstörende Gegenentwurf. 
Weil wir noch so wenig über die Täterinnen wissen und sie 
auf uns extrem abstoßend wirken, sind diese Frauen aber 
auch besonders interessant. Die gemeine Mörderin wird des-
halb lustvoll angeprangert und öffentlich vorgeführt, ihre 
Lebensgeschichte weidlich ausgeschlachtet. Und ihre Namen 
stehen häufig nicht nur für böse Taten, sondern für das Böse 
schlechthin. Deshalb wird, wenn eine Frau gemordet hat und 
überführt worden ist, meist auch ein Medienspektakel daraus. 
In der Mehrzahl der Fälle richtet sich weibliche Gewalt gegen 
den Partner oder die eigenen Kinder. Frauen versuchen, sich 
aus der überwiegend männlichen Dominanz zu lösen, not-
falls mit allen Mitteln. Diese Tatmuster sind bekannt und 
auch recht gut erforscht1. Die Tötung des Intimpartners und 
die generellen Unterschiede zwischen weiblichen und männ-
lichen Tätern und ihren Taten werden demzufolge hier nicht 
näher untersucht. Im wesentlichen sollen besondere Formen 
der weiblichen Tötungsdelinquenz beschrieben und beleuch-
tet werden, die von den Kriminalwissenschaften bisher ent-
weder stiefmütterlich oder gar nicht behandelt worden sind. 
Wenn Frauen töten, ist dies ein seltenes Ereignis. Das Bun-
deskriminalamt2 bemerkt in seinen amtlichen Zahlenkolon-
nen zur Tötungskriminalität für das Berichtsjahr 2006: „Die 
ermittelten Tatverdächtigen bei Mord und Totschlag sind in 
der Regel männliche Erwachsene.“ In konkreten Zahlen heißt 
das: Nur 15 Prozent der bei „Mord“ überführten Täter sind 
Frauen, bei den Delikten „Totschlag“ und „Tötung auf Ver-
langen“ sind es lediglich 12 Prozent. Dass wesentlich mehr 
Männer als Frauen tödliche Gewalt anwenden, ist keine neue 
kriminologische Erkenntnis – sie gilt seit Jahrhunderten für 
alle Kulturen und Länder. So kommen auch Daly und Wil-
son3 bei dem Vergleich von 35 Untersuchungen zur Tötungs-
kriminalität, die in unterschiedlichen Kultur- und Zeitepo-
chen durchgeführt wurden, zu dem Ergebnis: 91 Prozent 
der Täter waren Männer. Dass Frauen auch besonders häufig 

zu Opfern männlicher Gewalt werden – so wird es jeden-
falls immer wieder einmal in populären Medien verbreitet 
–, stimmt indes nicht. Laut BKA-Statistik sind bei Tötungs-
delikten nur 37 Prozent der Opfer weiblich. Es gibt einige 
Merkmale, die im Zuge wissenschaftlicher Untersuchungen 
allgemein bei Mörderinnen und Totschlägerinnen gehäuft 
festgestellt werden: Die Frauen sind jünger als 40 Jahre, ver-
heiratet oder leben in einer festen Beziehung, stammen aus 
ungünstigen Familienverhältnissen, haben ein geringes bis 
durchschnittliches Intelligenz- und Bildungsniveau, gehen 
einer nicht-privilegierten beruflichen Tätigkeit nach, leiden 
unter Minderwertigkeitsgefühlen und Beziehungsstörungen, 
werden als unreife Persönlichkeiten beschrieben, kennen das 
Opfer persönlich und begehen die Tat im häuslichen Milieu. 
Allerdings sind diese Erkenntnisse nur bedingt geeignet, um 
die Ursache für weibliche Tötungsdelinquenz herzuleiten, 
denn viele Frauen entsprechen genau dieser Beschreibung, 
ohne jemals kriminell zu werden.

	 Neugeborenentötungen	

Die Tötung der eigenen Nachkommen durch die Mutter, den 
Vater oder beide ist kein Phänomen der Neuzeit, sie scheint 
so alt zu sein wie die Menschheit selbst. In manchen Kulturen  
(z. B. bei bestimmten Eskimo-Stämmen oder Nomadenvölkern) 
galt die Kindestötung sogar weder ethisch noch juristisch als 
verwerflich. Über die Familiengröße bestimmte über Jahrhun-
derte hinweg in vielen Kulturen der Familienvater. Er entschied, 
ob er das Kind annahm, es tötete oder töten ließ. Der Staat sank-
tionierte diese Form der Gewalt nicht, die Täter hatten keine 
Bestrafung zu befürchten. Die Neugeborenentötung wurde 
vielmehr als probates Mittel zur Regulierung des Bevölkerungs-
wachstums eingesetzt, insbesondere dann, wenn die Nahrung 
knapp war oder ein Engpass drohte. Häufig traf es weibliche 
Säuglinge (vornehmlich in China und Indien), weil sie weniger 
zur Sicherung des Überlebens der Familie beitragen konnten als 
männliche und deshalb angeblich „weniger wertvoll“ waren. Bis 
zum 19. Jahrhundert war es auch in einigen deutschen Regio-
nen durchaus üblich, Babys „himmeln“ zu lassen, wenn viel-
fache Eltern in Not lebten und die finanziellen Mittel fehlten, 
um noch ein Kind durchzufüttern. In Preußen soll mehr als die 
Hälfte aller vorsätzlichen Tötungen an Neugeborenen begangen 
worden sein. In Deutschland wurde der „Kindsmord“ erstmals 
im Jahre 1507 unter Strafe gestellt4, und zwar in der Bamberger 
Halsgerichtsordnung; 25 Jahre später auch in der „Carolina“, 
der „Peinlichen Gerichtsordnung“, die Kaiser Karl V. erließ. 
Wer ein Kind heimlich und unehelich zur Welt brachte und 
kurz darauf tötete, verstieß gegen das Dogma einer funktiona-
len und produktiven Sexualität. Die Täterin war demnach eine 
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Buhlerein des Teufels, gleichzusetzen mit einer Hexe. Bis tief in 
das 18. Jahrhundert hinein galt die Kindestötung als Beweis für 
die sich entfaltende Macht des Teufels. Die drakonischen Straf-
androhungen hatten ihre Grundlage allerdings auch im Alten 
Testament, wonach Gott das unschuldig vergossene Blut an dem 
gesamten Gemeinwesen rächen werde, sofern der Täter nicht 
gehörig bestraft werden sollte – viele Frauen wurden deshalb 
öffentlich gepfählt, ertränkt oder lebendig begraben. Die Kin-
desväter indes blieben unbehelligt und unbestraft, der männlich 
dominierte Staats- und Kirchenapparat wusste sich wirksam zu 
schützen.

Im ausgehenden 18. Jahrhundert wurde erstmals staatlicher-
seits der besonderen sozialen und psychischen Situation der 
Täterinnen Rechnung getragen. König Friedrich II. von Preu-
ßen ließ „alle Hurenstrafen“ abschaffen, damit „in Unehren 
schwanger gewordene Weibsleute um so weniger Bedenken 
finden möchten, ihre Schwangerschaft bekannt werden zu las-
sen“. Insbesondere einige Vertreter des „Sturm und Drang“ 
(beispielsweise Heinrich Leopold Wagner mit „Die Kindermör-
derin“ oder Goethe, als er „Faust I“ schrieb) hatten an diesem 
Umdenken einen großen Anteil, weil sie die Gestalt der „Kinds-
mörderin“ literaturfähig machten und eine soziale Wirklichkeit 
reflektierten und kritisierten, die bis dahin ausgeblendet worden 
war. Doch erst das Bayerische Strafgesetzbuch von 1813 brachte 
auch in der Gesetzgebung den Umbruch. Artikel 157 bestimmte 
nämlich, dass eine „Mutter, welche ihr uneheliches neugebore-
nes lebensfähiges Kind absichtlich um das Leben bringt, (…) 
zum Zuchthause auf unbestimmte Zeit verurteilt“ werden sollte. 
Damit wurde die Todesstrafe für derartige Fälle abgeschafft und 
die Kindestötung erstmals zu einem privilegierten Delikt. Im 
Jahre 1871 wurde die „Kindstötung“ in das Reichsstrafgesetz-
buch aufgenommen. Der „Gretchen-Paragraph“ bezog sich 
ausschließlich auf Mütter, die ihre unehelichen Kinder während 
oder gleich nach der Geburt töteten. Die Vorschrift sollte der 
brisanten sozialen Stellung der Täterinnen Rechnung tragen. 
Den Frauen drohte nun lediglich eine Freiheitsstrafe von min-
destens drei Jahren, in einem minder schweren Fall zwischen 
sechs Monaten und fünf Jahren. Mit dem 6. Strafrechtsreform-
gesetz strich der Gesetzgeber im April 1998 den § 217 StGB 
ersatzlos, als ein neues Kindschaftsrecht in Kraft trat: nichteheli-
che Kinder wurden ehelichen gleichgestellt. Es bestand also kein 
Grund mehr, eine Strafnorm aufrechtzuerhalten, die ausschließ-
lich auf ledige Mütter abzielte. Seither gelten für die Tötung von 
Säuglingen dieselben Strafvorschriften wie für andere Tötungs-
delikte. Für das Delikt der Kindestötung („Neonatizid“) exis-
tiert keine Legaldefinition. Die am häufigsten gebrauchte 
Begriffsbestimmung stammt von Resnick5. Er beschreibt die-
sen Tatbestand als die Tötung eines Kindes durch Mutter und/
oder Vater binnen 24 Stunden nach der Geburt. Von diesem eng 
gefassten Deliktsbereich grenzt Resnick die Tötung eines Kin-
des im Alter von einem Tag bis zu einem Jahr ab („Infantizid“), 
sowie den gewaltsamen Tod eines Kleinkindes, das älter als ein 
Jahr ist („Filizid“). Diese Definitionen wurden in zahlreichen 
Studien zum Thema „Tötung der eigenen Kinder“ übernom-
men, allerdings existieren auch Untersuchungen, in denen diese 
Fachbegriffe anders umschrieben oder wie Synonyme verwen-
det werden. Dies führt regelmäßig zu Problemen, will man ein-
zelne Studien miteinander vergleichen. Verlässliche Zahlen zur 
Verbreitung der Kindestötung in Deutschland gibt es nicht. Seit 
Abschaffung des § 217 StGB werden entdeckte Neonatizide in 
der Polizeilichen Kriminalstatistik nicht mehr gesondert erfasst 
– diese Delikte verstecken sich nun in den Zahlen von Mord und 
Totschlag. Entgegen anders lautenden Medienberichten gehen 
die Fallzahlen bei der Tötung von Kindern allgemein zurück. So 

wurden im Jahr 2006 insgesamt 202 Kinder Opfer von Tötungs-
delikten, das waren 88 weniger als im Jahr 2000. Rohde6 hat zur 
Häufigkeit von Neonatiziden eigene Untersuchungen ange-
stellt. Sie rechnet mit einer Häufigkeit von 1 zu 25.000 Gebur-
ten. Das wären 2006 bei 672.724 Geburten 27 Kindestötungen 
gewesen. Von einer darüber hinausgehenden Dunkelziffer ist 
auszugehen, da nicht alle getöteten Säuglinge gefunden wer-
den. Die Wissenschaft hat den Bereich des Kindestötung bisher 
eher stiefmütterlich behandelt; vermutlich deshalb, weil dieses 
Delikt sehr selten passiert und die Täterinnen sich auch im Rah-
men von Studien selten offenbaren wollen. Folgendes soziogra-
phisches Wissen scheint gesichert7: Etwa 70 bis 80 Prozent der 
Frauen sind ledig. In der Mehrzahl der Fälle sind es erstgebä-
rende Mütter. Das Bildungsniveau der Täterinnen unterscheidet 
sich nicht wesentlich von dem nicht-krimineller Frauen. Das 
Alter der Mütter zum Zeitpunkt der Tötung liegt zwischen 14 
und 42 Jahren und umfasst somit die gesamte Bandbreite der 
Fruchtbarkeit. Das Durchschnittsalter beträgt Anfang/Mitte 20. 
Bei jeder dritten bis fünften Täterin wird die Beziehung zum 
Kindesvater auch nach der Tötung des Neugeborenen fortge-
setzt. Eine ärztliche Kontrolle oder Geburtsvorbereitung wird 
nur selten in Anspruch genommen. Allerdings werden die meis-
ten Schwangerschaften von einem Arzt diagnostiziert. Das Per-
sönlichkeitsprofil der Täterinnen variiert. Häufig wird jedoch 
von Frauen mit einer unreifen Persönlichkeit berichtet, die zum 
Einzelgängertum neigen, die sich mehr mit sich beschäftigen als 
mit äußeren Dingen und die kaum oder gar nicht in der Lage 
sind, Problemlösungsstrategien zu entwickeln und durchzuset-
zen. Nach außen können die Frauen sich im Einzelfall jedoch 
durchaus kontaktfreudig und selbstbewusst geben. Allerdings 
sind diese Charakterisierungen so vage, dass sie kaum kriminal- 
oder sozialpolitische Relevanz beanspruchen dürfen und auch 
nicht geeignet erscheinen, ein typisches Persönlichkeitsprofil 
der Kindestöterin zu generieren. Denn viele Frauen weisen eben 
diese Merkmale auf, ohne dass sie ihre ungewollten Babys töten 
oder dies auch nur in Erwägung ziehen. Fasst man die bisheri-
gen wissenschaftlichen Erkenntnisse zu sozialen Hintergründen 
und Motiven der Täterinnen zusammen, so kristallisieren sich 
im wesentlichen drei Gruppen heraus: Da sind zunächst Frauen, 
die den Tod des Säuglings bereits vor der Geburt planen und das 
Kind aussetzen oder töten. Zu diesen Täterinnen liegen kaum 
Erkenntnisse vor, weil die Offenbarung dieser Motivation mit 
gravierenden juristischen Konsequenzen einhergehen würde 
und wohlweislich verschwiegen wird. Daneben gibt es eine 
große Fraktion von Frauen, die abwarten, die Schwangerschaft 
verheimlichen, sie in der Hoffnung aussitzen, jemand werde hel-
fen – in erster Linie der Kindesvater. Bleibt die erhoffte Anteil-
nahme und Unterstützung jedoch aus, wird das Problemkind 
kurzerhand getötet. 

Die dritte Gruppe Frauen negiert beziehungsweise verdrängt 
die Schwangerschaft und wird von der Geburt regelrecht über-
rascht. Der Säugling wird schließlich in einer psychischen Aus-
nahmesituation zu Tode gebracht, die Tat trägt Züge eines affek-
tiv eingefärbten Geschehens. Allerdings besteht ein Streit in der 
Wissenschaft darüber, wie diese Fachbegriffe zu verstehen und 
anzuwenden sind. Marneros8 bemüht sich um Begriffsklarheit, 
wenn er schreibt: „Neonatizid hat viele Ursachen, eine davon 
ist die ‚verdrängte‘ bzw. ‚negierte‘ Schwangerschaft. Das Phä-
nomen der ‚verdrängten‘ Schwangerschaft ist von psychologi-
scher Seite her ein faszinierendes, obgleich rätselhaftes Phäno-
men, das sich nach Schätzungen in etwa 400 klinischen Fällen 
(bezogen auf das Gebiet der Bundesrepublik) niederschlägt. 
Falls es jedoch mit der Kindestötung endet, ist das Phänomen 
von forensischer Seite her höchst problematisch. Der Begriff 
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‚verdrängte‘ Schwangerschaft selbst kann irreführend sein, da 
er Assoziationen mit tiefenpsychologischen Vorgängen für alle 
Formen ‚negierter‘ Schwangerschaften suggeriert, was falsch ist. 
Man muss davon ausgehen, dass das Phänomen der ‚verdräng-
ten‘ Schwangerschaft eine Untergruppe der ‚negierten‘ Schwan-
gerschaft ist, und dass Überlappungen zwischen ‚verdrängter‘ 
und ‚verheimlichter‘ Schwangerschaft vorhanden sind. Eine 
‚verdrängte‘ Schwangerschaft ist wahrscheinlich anzunehmen 
bei Vorliegen folgender Merkmale:
1.	�Subjektive Gewissheit der Schwangeren, nicht schwanger zu 

sein,
2.	�Fehlen von Schwangerschaftszeichen oder subjek-

tiv hinreichende Umdeutungen von vorhandenen 
Schwangerschaftszeichen,

3.	�Unbefangenheit in sozialen Situationen, die zur Aufdeckung 
führen könnten,

4.	�Unverändertes Sexualverhalten,
5.	�Verkennung der einsetzenden Wehen und Überraschtwerden 

von der Geburt.
Wir gehen davon aus, dass bei einer ‚verheimlichten‘ Schwan-

gerschaft irgendwann während des Schwangerschaftsverlaufes 
die Schwangere den neuen Zustand wahrnimmt, bzw. ihn ahnt. 
Im Falle der ‚Ahnung‘ unternimmt sie jedoch keine aktive Maß-
nahme zur Klärung ihres Zustandes, sie wehrt sich dagegen. 
Die Ahnung wird zum ‚Nicht-Wahrhaben-Wollen‘. Im Falles 
des Wahrnehmens der Schwangerschaft handelt es sich offen-
sichtlich um ein bewusstes ‚Nicht-Bekannt-Machen-Wollen‘.“ 
Bei diesen Problemgruppen liegen die verursachenden Fakto-
ren in der Regel in der Beziehung zum Kindesvater und/oder 
im familiären Umfeld. Die Zeit der Schwangerschaft wird vor 
allem angstbesetzt erlebt: Angst vor den mutmaßlichen Reakti-
onen des sozialen Umfelds auf das uneheliche Kind, Angst vor 
dem eigenen Vater und dem Erzeuger, Angst vor der Mutter. 
Angst vor der (öffentlichen) Blamage, ungewollt schwanger 
geworden zu sein. Angst vor dem Tag der Geburt, wenn alles 
herauskommt. Angst vor der immensen Verantwortung. Angst 
vor der drohenden Überforderung. Überhaupt Angst vor der 
Zukunft. Das Konfliktfeld „ungewollte Schwangerschaft“ ist 
für die späteren Täterinnen zu facettenreich und zu komplex, 
um sich damit rational-planend zu befassen. Es wird abgewehrt 
und zurückgewiesen. Das Verhalten der Frauen ist paradox: 
Weil es nach außen kein Problem geben darf, muss das Kind 
nach innen konsequenterweise abgelehnt und schließlich getö-
tet werden, damit es künftig nach innen und außen kein Prob-
lem sein kann. Typisch in solchen Fällen ist, dass die Täterinnen 
nach der Tötung keine oder keine plausible Begründung für ihr 
Handeln angeben können. 

Gemeinhin wird in der Mutterliebe die Ursache dafür erblickt, 
dass die Gebärende all ihre Zeit, Kraft und Fürsorge für das 
Neugeborene aufbringt und in dem Zusammenspiel mit dem 
Baby mütterliche Fähigkeiten entwickelt. In der Wissenschaft 
ist die Existenz der Mutter-Kind-Bindung, die eine Reihe von 
teils unbewussten mütterlichen (wie auch väterlichen) Kompe-
tenzen aktiviert, unstrittig. Man bezeichnet dieses Verhalten-
sphänomen als „Bonding“9. Und genau in diesem Kontext gilt es 
zu fragen: Warum haben Kindestöterinnen nicht dieses Gefühl, 
dass der Säugling ganz zu einem gehört und zum unverzichtba-
ren Teil des eigenen Daseins geworden ist oder werden wird? 
Weshalb empfinden diese Frauen keine oder keine ausreichend 
starke Mutterliebe, die sie vor dem Töten des eigenen Kindes 
zurückschrecken lassen müsste? Das Mysterium der mütterli-
chen Liebe und der kindlichen Anhänglichkeit hat verschiedene 
wissenschaftliche Disziplinen (z. B. die Biologie oder die Psy-
choanalyse) des 20. Jahrhunderts beschäftigt und eine Vielzahl 

von Theorien hervorgebracht, die mittlerweile jedoch obsolet 
erscheinen. Denn in einer Vielzahl von Untersuchungen der jün-
geren Vergangenheit wird übereinstimmend berichtet, dass für 
die Mehrzahl der Mütter folgende Faktoren wesentlich gewesen 
seien für die Entstehung der engen Bindung an das eigene Kind: 
der Augenkontakt am Ende des ersten Lebensmonats; das erste 
Mal, als das Kind die Mutter bewusst anlächelte; das Unterschei-
den des Kindes zwischen der Mutter und anderen Personen im 
Alter von etwa neun Wochen10. Demnach scheint es keinen psy-
chologischen oder genetischen Code „Mutterliebe“ zu geben, 
der bereits während der Zeit der Schwangerschaft unbeeinflusst 
und automatisch zu wirken beginnt – eine Mutter-Kind-Bin-
dung muss vielmehr zu großen Teilen erst erarbeitet werden, 
es findet eine Entwicklung statt, die sich über mehrere Wochen 
vollzieht und positiv wie negativ beeinflusst werden kann. Als 
besonders negativer Einfluss wird allgemein anerkannt, wenn 
das Kind ungewollt ist. „Gefährdet in dieser Hinsicht sind Müt-
ter“, schreibt Rauh11, „die ihr Kind eigentlich (noch) nicht woll-
ten, die selbst als Persönlichkeiten noch nicht ausgreift sind, die 
als Kinder zu wenig elterliche Zuwendung erfuhren und sich 
von ihrem Partner nicht unterstützt fühlen.“ Diese Charakte-
risierung trifft im wesentlichen auch auf viele Kindestöterinnen 
zu und könnte erklären, warum es den Täterinnen möglich war, 
die Opfer nach eigenem Bekunden lediglich als „Gegenstand“, 
„Sache“ oder „Ding“ zu betrachten – Objekte eben, die „ent-
sorgt“ werden oder einfach „weg“ mussten. Frauen, die eine 
Schwangerschaft verdrängen, verleugnen und verheimlichen, 
verhindern somit auch zum Zeitpunkt der Geburt ihre müt-
terlichen Gefühle und sind fähig, das Neugeborene als unspe-
zifisch und unliebsam zu empfinden. Und aus dieser überaus 
zwiespältigen Gefühlslage der Mutter können sich für das Kind 
tödliche Konsequenzen ergeben. Die Möglichkeiten, der Kin-
destötung wirksam vorzubeugen, sind allgemein sehr begrenzt. 
Dies gilt besonders für solche Frauen, die ihre Schwangerschaft 
verdrängen. Von Angeboten wie Babyklappe oder Anonyme 
Geburt können sie nicht profitieren, da diese Hilfsangebote ein-
fach nicht wahrgenommen oder ignoriert werden. Tunnelblick. 
Selbst aufgeschlossene und loyale Lebenspartner oder Eltern 
werden nicht ins Vertrauen gezogen. Und den Gesundheitsbe-
hörden sind die Hände gebunden, weil sie nahezu ausnahms-
los nicht informiert werden. Die Kindestötung ist das einzige 
Verbrechen, bei der Frauen in der Polizeilichen Kriminalstatis-
tik als Täterinnen weitaus dominieren. Das liegt gewiss in erster 
Linie an der Natur der Sache, schließlich ist es die Frau, die eine 
Schwangerschaft verschweigt, das Kind zur Welt bringt und es 
tötet. Allerdings wäre es grundfalsch, die Täterinnen allein für 
diese Tragödien verantwortlich machen zu wollen, losgelöst von 
ihren sozialen Bezügen. Auch der Erzeuger einer ungewollten 
Schwangerschaft handelt verwerflich, wenn er sich nicht um die 
werdende Mutter und ihre häufig nicht zu übersehenden Prob-
leme kümmert.  Diese Väter wieder Willen, deren Einstellungen 
und Entscheidungen häufig materiellem Zweckdenken geschul-
det sind, die sich vornehmlich dem finanziellen Auskommen der 
Familie verpflichtet sehen und der Ehefrau aus diesem Grund 
ein striktes Gebärverbot erteilen, verhalten sich im Falle einer 
ungewollten Schwangerschaft nicht anders als die Täterinnen 
selbst: schweigen, aussitzen, schweigen. In den meisten Fällen 
können sie juristisch nicht belangt werden, weil sie sich hinter 
ihrem Aussageverweigerungsrecht verschanzen und ihnen eine 
Mittäterschaft beziehungsweise Mitwisserschaft nicht nachge-
wiesen werden kann. Die volle Härte des Gesetzes trifft in der 
Regel nur die Frau.

Es gilt also auch danach zu fragen, ob es zu Kindestötun-
gen überhaupt kommen kann, wenn der werdende Vater sich 
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nicht einfach nur ahnungslos gibt, sondern seine Frau auf den 
anschwellenden Bauch nur einmal anspricht, fragt, hilft. Viel-
leicht ist das Kernproblem gar nicht die Frau, sondern der Mann, 
der sich gerne als unnachgiebiger Patriarch generiert, nur im 
Ernstfall von der Verantwortung für sein Handeln nichts wissen 
will. Aber es sind nicht die selbstvergessenen Erzeuger allein, 
die mitschuldig werden. Genauso undenkbar sind diese Taten 
ohne ein familiäres und berufliches Umfeld, das sich immer wie-
der abwendet, wegschaut, weghört – und vor allem schweigt, 
obwohl Mütter, Väter, Geschwister, Freunde, Bekannte oder 
Arbeitskollegen der Täterinnen etwas ahnen oder gar wissen. 
Das Ablehnen dieser sozialen Verantwortung ist sicher auch ein 
Verbrechen, allerdings ein moralisches.

	 Patiententötungen	

„Unter den Bedingungen der mitunter menschenfeindli-
chen, rationalisierenden Technisierung können Pflegekräfte 
und Ärzte, kann das System der sozialen Maschine Kranken-
haus seinem humanitären Auftrag vielfach nicht mehr gerecht 
werden. Es ist damit schlicht und einfach überfordert.“ Diese 
bemerkenswerten Schlussfolgerungen stammen von Her-
bert Maisch12, einem über die Grenzen Deutschlands hinaus 
geschätzten Psychologen und Gerichtsgutachter, der nach 
eigenen wissenschaftlichen Untersuchungen die Rahmenbe-
dingungen für den seriellen Patientenmord zusammenfasste, 
dessen Opfer fast ausschließlich ältere, chronisch kranke Pati-
enten und pflegebedürftige Heimbewohner sind. War das 
Phänomen der Patiententötung bis Anfang der 1970er Jahre 
nahezu unbekannt, werden mittlerweile weltweit pro Jahr etwa 
ein Dutzend Serienmörder „in Weiß“ entlarvt, einige davon 
auch in Deutschland. Tendenz steigend. In etwa der Hälfte der 
Fälle sind es Frauen, die in ihren Berufen als Krankenschwes-
tern oder Altenpflegerinnen versagen, jedes Maß verlieren und 
Menschen töten, die ihnen anvertraut werden und hilfsbedürf-
tig sind. Die meisten Täterinnen sind ausgesprochen unsichere 
Persönlichkeiten. Bewusst haben sie einen Beruf im Gesund-
heitswesen gewählt, weil sie sich dort Dankbarkeit und Aner-
kennung erhoffen, insbesondere von jenen Menschen, die sie zu 
betreuen oder zu pflegen haben. Bleibt dann aber diese positive 
Rückmeldung aus, etwa weil der Gesundheitszustand der Pati-
enten nicht zu bessern ist oder weil diese mitunter gleichgültig 
oder sogar aggressiv reagieren, und kommen ungelöste private 
und berufliche Konflikte hinzu, kann dies schließlich in eine 
körperliche und seelische Überforderungssituation hineinfüh-
ren – es wird nicht mehr zwischen dem eigenen Leiden und 
dem der Patienten unterschieden. Die Täterinnen sehen dann 
in den Patienten die vermeintliche Ursache für die eigene deso-
late Lebenssituation und töten sie in dem Glauben, auf diese 
Weise ihr eigenes Leiden beenden zu können. Fast alle „Todes-
engel“ sprechen in ihren polizeilichen Vernehmungen oder 
vor Gericht von eben diesem diffusen Mitleid mit den Pfle-
gebedürftigen, wenn sie nach einem Motiv für die Tötungen 
gefragt werden. Allerdings würde dies eine tiefergehende emo-
tionale Beziehung zwischen Täterin und Opfer voraussetzen, 
die jedoch in den meisten Fällen gar nicht existiert. Und nur 
wenige Patienten bitten tatsächlich und ausdrücklich um Ster-
behilfe. Das Tat-Motiv ist sicherlich in der Person der Täterin 
zu suchen, das tatauslösende Moment indes in der Befindlich-
keit des Patienten, seiner eingeschränkten Lebenstüchtigkeit, 
seiner Gebrechlichkeit. Erst wenn die Täterin in diesem Sinne 
auf das Opfer überempfindlich und negativ reagiert, nimmt 
das Drama seinen Lauf. In vielen Fällen wird im Nachhinein 
über Verhaltensweisen der Täterinnen vor ihrem mörderischen 

Tun berichtet, die als Frühwarnzeichen für drohende Patien-
tentötungen gelten dürfen: Die Pflegebedürftigen werden 
angeherrscht, beschimpft, verunglimpft oder geschlagen. Und 
irgendwann getötet. Aus gutem Grund sind es in vielen Fäl-
len Krankenschwestern und Pflegerinnen einer Intensivsta-
tion, die Patienten in Serie töten. Die surreale Szenerie solcher 
Lebenserhaltungseinrichtungen, noch vor vier Jahrzehnten in 
nur wenigen medizinischen Hochburgen zu finden, erzeugt 
im verzweifelten Abwehrkampf gegen den Tod ein fremdarti-
ges Klima von höchster innerer wie äußerer Anspannung und 
Alarmbereitschaft. Die amerikanischen Mediziner Hay und 
Oken13 schildern eindrucksvoll die emotionsgeladenen Sin-
neseindrücke, denen sich die High-Tech-Lebensretter perma-
nent ausgesetzt sehen und vergleichen eine Intensivstation mit 
„einem militärischen Befehlsstand während einer Krisensitu
ation“. Ferner schreiben sie: „Hoffnungslos Kranke, verletzte, 
verstümmelte Menschen liegen da. Das Röcheln der Sterben-
den mischt sich mit Geräuschen der Maschinen. Der Anblick 
von Blut, Erbrochenem und Exkrementen attackiert die Sinne, 
von unverhüllt bloßliegenden Genitalien und hilflos dahin-
dämmernden Körpern, halbnackt und entstellt durch Schläu-
che und Verbände – ein Anblick, der das fundamentale Selbst-
verständnis von menschlicher Integrität verletzt.“ Tatsächlich 
drängt sich hier und da der Eindruck auf, als würde bei Inten-
sivbehandlungen nicht das Leben, sondern das Sterben verlän-
gert, als solle der Tod abgeschafft werden.

Die Täterin hat den Tod ständig vor Augen: dagegen 
ankämpfend, mit sich selbst ringend, den Sinn von bisweilen 
als menschenunwürdig wahrgenommenen Lebenserhaltungs-
maßnahmen anzweifelnd, dem eigenen Gewissen regelmäßig 
Rechenschaft ablegend, den Tod von Menschen überwindend, 
die eigene seelische Erschöpfung missachtend. Solche belas-
tenden Arbeitsbedingungen können auch den Stabilsten und 
Geschicktesten mürbe machen, in einen Zustand körperlicher 
und emotionaler Erschöpfung münden. Zunächst sind es nur 
Müdigkeit, Ausgelaugtheit und Reizbarkeit, dann Depres-
sionen, Selbstzweifel und innere Verrohung. Es wird für die 
Patienten aber immer erst dann lebensbedrohlich, wenn diese 
Probleme und Nöte von der häufig biographisch vorbelaste-
ten Täterin beiseite geschoben und missachtet werden oder 
Verdrängungsmechanismen versagen und die Flucht aus dem 
Beruf nicht möglich erscheint. Dann wird die Realität zum 
Zerrbild, überlagert von ausgeprägtem Surrealismus: Sowohl 
das Leid der Patienten, als auch sie selbst, wirken auf die Täte-
rin verstörend. Schließlich der vorsätzlich herbeigeführte Tod, 
die vermeintliche Erlösung; bis zum nächsten Mal, zum nächs-
ten Patienten, der stellvertretend für das Leiden der Täterin 
steht und dafür herhalten muss. Letale Spritzen als radikale 
Form der Abwehr von tiefsitzender Angst und fortwähren-
der Überforderung – ein Teufelskreis, aus dem sich die Täterin 
allein nicht befreien kann.

Zweifellos trifft die Täterinnen ein hohes Maß an indivi-
dueller Schuld, denn niemand zeigt mit dem Finger auf einen 
Patienten, den es zu töten gilt, und niemand führt ihnen die 
Hand, wenn sie tödliche Spritzen setzen oder Überdosen von 
Medikamenten verabreichen. Doch solche Dramen können 
nur dann ihre unheilvolle Dynamik entwickeln und in Pati-
ententötungen münden, wenn die dringend hilfsbedürftigen 
Helferinnen sich in ihrem Elend selbst überlassen bleiben und 
niemand da ist, der ihre Hilferufe und Warnzeichen aufnimmt 
und reagiert, folgerichtig und rechtzeitig. Moralisch und sozial 
anstößig handeln alle Ärzte und Kollegen der Täterinnen, die 
den sichtbar und merklich überforderten Krankenschwestern 
und Pflegerinnen nicht geholfen haben, Konflikte zu lösen 
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und Ängste zu beseitigen. Auf die moralische Anklagebank 
gehört aber auch eine Sozialgemeinschaft, die zulässt, dass 
gerade das Personal von Intensivstationen oder Pflegeheimen 
mit Aufgaben und Patienten überfrachtet und vielerorts über-
fordert wird. Nicht mehr die Pflegerinnen und Patienten ste-
hen im Vordergrund, sondern ein starres und profitorientiertes 
System, das um jeden Preis am Leben erhalten werden soll. So 
gesehen ist es immer nur eine Frage der Zeit und der besonde-
ren Umstände, bis wieder einmal eine professionelle Helferin 
zur Täterin wird.

	 Serientötungen	

Dass Frauen in Serie morden, stellt fraglos ein sehr selte-
nes Ereignis dar. Eigene Nachforschungen und Erhebun-
gen belegen, dass es seit Ende des Zweiten Weltkriegs in der 
Bundesrepublik Deutschland lediglich 25 Serienmörderinnen 
gegeben hat, die verurteilt werden konnten14. Auch wenn von 
einem beträchtlichen Dunkelfeld ausgegangen werden muss, 
sind es ausgesprochen geringe Fallzahlen. Dies wird auch 
deutlich, wenn man die Geschlechterverteilung beim Serien-
mord betrachtet: Nur 15 Prozent der Täter sind Frauen. Legt 
man allerdings die Fallzahlen der vergangenen zehn Jahre 
zugrunde, so beträgt der Frauenanteil bereits ein Viertel. Der 
Serienmord nimmt im Bereich der weiblichen Tötungsdelin-
quenz fraglos eine besondere Stellung ein, schon die spezi-
fischen Tatsituationen und -wiederholungen rechtfertigen 
diese Annahme. Insofern ist zu vermuten, dass Frauen, die 
in ihrem Leben nur einmal töten, sich von Serientäterinnen 
grundlegend unterscheiden – sonst wäre eine typologische 
Differenzierung entbehrlich, alle Täterinnen könnten unter 
dem Sammelbegriff „Mörderin“ erfasst werden.

Trube-Becker15 hat bereits 1974 eine viel beachtete Unter-
suchung vorgelegt. Die Autorin schreibt in ihren Vorbemer-
kungen über die Gruppe der Täterinnen: „Bei (den) Töterin-
nen – es wird absichtlich dieser rechtlich irrelevante Ausdruck 
verwendet – handelt es sich um 41 wegen Mordes zu lebens-
langem Freiheitsentzug und um 45 wegen anderer Tötungs-
delikte zu begrenzten Haftstrafen verurteilte Frauen.“ Diesen 
86 Einmal-Mörderinnen wurden vom Mitteiler im Rahmen 
einer Replikationsstudie 22 Serienmörderinnen gegenüber-
gestellt und anhand von 13 ausgesuchten Items miteinander 
verglichen (Tabelle). Bei dieser vergleichenden Betrachtung 

ergeben sich einige Übereinstimmungen: Alle Täterinnen 
waren zum Zeitpunkt der ersten Tat überwiegend jünger als 
35 Jahre und häufig verheiratet, erlebten die eigene Kindheit 
konfliktbeladen oder freudlos, hatten wenigstens die Haupt- 
oder Realschule besucht, waren selten vorbestraft, töteten 
überwiegend männliche Opfer, die sie kannten, und zwar 
im häuslichen Milieu. Es sind allerdings auch Abweichun-
gen erkennbar, die nicht im Bereich einer normalen statisti-
schen Schwankung liegen, sondern als signifikant bezeichnet 
werden dürfen. Serienmörderinnen hatten seltener leibliche 
Kinder als Einmal-Täterinnen, waren häufiger berufstätig, 
sahen ihr Motiv weniger in der Beseitigung von Beziehungs-
konflikten, und verübten ihre Verbrechen in der Regel ohne 
Mittäter, wenn sie den Opfern tödlich wirkende Fremdsu
bstanzen verabreichten. Die beschriebenen Unterschiede 
sind jedoch nur sehr bedingt geeignet, um die Gruppe der 
Serienmörderinnen spezifisch zu charakterisieren. Die gerin-
gere Zahl von leiblichen Kindern bei Serientäterinnen ist 
dadurch zu erklären, dass einige Frauen die Neugeborenen 
töteten, um keine Kinder haben und sie nicht aufziehen zu 
müssen. Dass die Einmal-Täterinnen häufiger Hausfrauen 
gewesen sind, hängt mit der sozialen Rolle zusammen, der sie 
entfliehen wollten, und dem häufig verhassten Lebenspart-
ner, der auf dieser Rolle beharrte. Dass Serienmörderinnen 
ihre Taten wesentlich häufiger allein verübten und dabei die 
Opfer vergifteten oder Überdosen Medikamente verabreich-
ten, hängt in erster Linie damit zusammen, dass diese Ver-
brechen von vornherein auf Vertuschung und Wiederholung 
angelegt waren. Und genau an diesem Punkt wird deutlich, 
worin der Hauptunterschied besteht. Um diese beachtliche 
Abweichung zu erkennen, sollte man sich von einzelnen 
Persönlichkeits- und Verhaltensmerkmalen der Täterinnen 
lösen und ein Tötungsdelikt unvoreingenommen als Prob-
lemlösungsversuch betrachten: Der Einmal-Mörderin gelingt 
es nämlich, ihr Problem durch die Tat loszuwerden, weil die 
Belastungs- oder Mangelsituation durch das Opfer ausgelöst 
worden ist. Und weil das Problem beseitigt werden konnte, 
besteht zunächst kein Grund, eine weitere Tat zu begehen. 
Serienmörderinnen indes versuchen zwar ebenfalls, schon 
über die erste Tat das Problem zu lösen, nur ist in diesen Fäl-
len nicht das Opfer das Problem, sondern die Täterin selbst 
oder der männliche Mittäter. Der Problemlösungsversuch 
muss demnach misslingen, weil die zu den Taten führende 

Item Einmal-Mörderin % (n = 86) Serienmörderin % (n = 22)
Alter bei 1. Tat < 35 J. 69 73

verheiratet 56 46

leibliche(s) Kind(er) 82 59

von Beruf Hausfrau 67 27

Kindheit konfliktbelastet 80 68

Haupt-/Realschule besucht 92 77

Vorstrafe(n) 34 32

Täter-Opfer-Beziehung 76 84

Opfer männlich 67 55

Motiv Beziehungskonflikt 78 45

Alleintäterin 58 83

Tatort Wohnung 88 94

Tötungsart Vergiften 22 58
Tablle: Synopse Einmal-Mörderinnen vs. Serienmörderinnen (Prozentwerte wurden gerundet)
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Grundproblematik (psycho-soziale Defizite der Täterin 
oder des Mittäters) letztlich ungelöst bleibt und fortwährend 
neue Tatanreize produzieren kann und wird. Die Täterinnen 
töten mit etwa gleicher Häufigkeit Kinder sowie lebensältere 
Frauen und Männer, mit denen sie in acht von zehn Fällen 
verwandt, befreundet oder bekannt sind oder die ihnen als 
Patienten anvertraut wurden. Die ganz überwiegend kaltblü-
tig und heimtückisch vorgetragenen Taten werden zu 95 im 
häuslichen Milieu verübt. Die meisten Opfer sterben durch 
eine Überdosis Medikamente oder Gift oder werden erstickt. 
Habgier als Motiv für die Tötung spielt nur eine untergeord-
nete Rolle. In der Regel geht es den Täterinnen um die radi-
kale Beseitigung von Berufs- oder Beziehungskonflikten. Sie 
befinden oder wähnen sich in einer privaten und/oder berufs-
bedingten Sackgassensituation, die extrem belastend ist, aus 
der sie keinen Ausweg sehen und machen die späteren Opfer 
für das eigene Leid verantwortlich. Das Verlangen, sich aus 
diesem seelischen Vakuum zu befreien, generiert schließlich 
den Tötungsimpuls. Das Persönlichkeitsprofil einer Seri-
enmörderin wird naturgemäß geprägt von negativen bezie-
hungsweise pathologisch eingefärbten Charaktermerkma-
len. Durch den Mitteiler wurden unter diesem Aspekt die 
Gerichtsakten und psychiatrischen Gutachten von 22 ver-
urteilten Täterinnen ausgewertet. Demnach existieren im 
Wesentlichen zwei typische Charakteranomalien, die jedoch 
nur selten Krankheitswert haben. Mit 59 Prozent wurde am 
häufigsten eine ungelöste Selbstwertproblematik festgestellt. 
Das positive Selbstempfinden dieser Frauen ist nur schwach 
ausgeprägt, Gedanken und Vorstellungen der eigenen Min-
derwertigkeit und Unzulänglichkeit dominieren die Vorstel-
lungswelt und das soziale Verhalten. Dem Selbsterleben fehlt 
die rechte Lebendigkeit, das Selbstkonzept gleicht eher einem 
flächigen Bild ohne Risse und Reliefs.

Diese Frauen sind keine Einzelgängerinnen, die kaum 
jemand an sich heranlassen und am Rand der Gesellschaft 
verharren; sie lassen Sozialkontakte durchaus zu, gelten 
mitunter auch als umgänglich, nur bleiben die Beziehungen 
meistens recht oberflächlich und stumpf. Sie verhalten sich 
bewusst opportunistisch, um anderen zu gefallen oder zu 
imponieren, um nicht anzuecken, um nicht selbst Stellung 
beziehen zu müssen. Vor ihren Taten leben diese Frauen im 
Regelfall zu großen Teilen ein fremdbestimmtes Leben, zei-
gen kaum Initiative, wirken antriebsschwach, und obwohl 
reichlich Konfliktstoff vorhanden ist, wird Problemen lieber 
aus dem Weg gegangen. Kennzeichnend für diesen Täter-
typus ist ebenfalls, dass die Tötungen häufig gemeinschaftlich 
verübt werden und die Initiative für die Begehung der Tat 
und die Tötung des Opfers vom männlichen Mittäter aus-
geht. Der andere Typ Serienmörderin lässt deutliche egois-
tisch-egozentrische Tendenzen erkennen, ist latent aggressiv, 
rücksichtslos, unnachgiebig, rechthaberisch und ausgespro-
chen gefühlskalt. Nicht selten sind es Frauen, die glauben, im 
Leben zu kurz gekommen zu sein, oder befürchten, es könne 
so kommen. Auch wenn bei Serienmörderinnen bestimmte 
Merkmalshäufigkeiten festzustellen sind (die allerdings auch 
nur bei 16 von 22 Täterinnen charakteristisch waren und 
einer Gruppe zugeordnet werden konnten), lässt sich kein 
idealtypisches Charakterbild herausfiltern. Deshalb wäre es 
gewiss vermessen, bestimmten Persönlichkeitsmerkmalen 
eine verbrechensrelevante Kausalität zuschreiben zu wollen, 
zumal lediglich bei zwei Täterinnen die Charakteranomalien 
gravierend waren im Sinne einer klinischen Diagnostik und 
krankhafte Züge hatten. Was unterscheidet weibliche von 
männlichen Serienmördern? Während Männer in der Regel 

ihnen vollkommen fremde Opfer attackieren, töten Frauen 
ganz überwiegend Kinder, Frauen und Männer, mit denen sie 
verwandt sind, die ihnen nahe stehen, die sie kennen, für die 
sie sorgen sollen. Frauen sind überdies seltener vorbestraft 
als Männer, kommen häufiger aus intakten Familienverhält-
nissen, sind sozial besser integriert, öfter verheiratet und bei 
ihrer ersten Tat mit etwa 32 Jahren deutlich älter. Frauen 
gelingt es zudem wesentlich besser, sich dem Zugriff der 
Ermittlungsbehörden auf Dauer zu entziehen – die Serien-
mörderin wird durchschnittlich erst nach sechseinhalb Jah-
ren gefasst, der Serienmörder bereits nach zweieinhalb Jah-
ren. Und während der Täter in der Mehrzahl der Fälle seine 
Opfer erwürgt, erdrosselt, erschlägt oder erschießt, wer-
den Opfer von Täterinnen ganz überwiegend vergiftet oder 
erstickt. Die wohl bedeutsamste Abweichung ergibt sich 
jedoch aus der jeweiligen Motivlage. Während Männer größ-
tenteils morden, um ihre Opfer auf unterschiedlichste Art 
und Weise zu beherrschen und zu vernichten, töten Frauen, 
um sich nicht beherrschen zu lassen. Während der männliche 
Serientäter Grenzen überschreitet, versucht sein weibliches 
Pendant Grenzen zu ziehen oder zu erhalten. Der Täterin 
geht es demnach vornehmlich um bestimmte Tatziele: Selbst-
schutz, Selbstachtung, Selbsterhaltung.

Serienmörderinnen agieren und töten – im Gegensatz zu 
männlichen Tätern, die vornehmlich sexualisierte Gewalt 
ausüben und Bereicherungstaten begehen – aus der Not 
heraus, allerdings nicht aus Notwehr. Das Abgleiten in die 
Serialität des Mordens ist die zwangsläufige Folge einer fort-
schreitenden Werteverschiebung und eines schleichenden 
Realitätsverlustes. Eigene Bedürfnisse werden überbewer-
tet, Rechte anderer Menschen geringgeschätzt. Begünstigt 
wird jeder neue Tatentschluss durch ein fortschreitendes 
Maß an Tötungsgewöhnung. Die Opfer werden nicht mehr 
in einer konkreten Tatsituation entrechtet, sondern generell 
entmachtet: Objekte. Wenn sich die Täterin an das Töten 
gewöhnt und vielleicht sogar Gefallen daran gefunden hat, 
bedarf es keinerlei Rechtfertigung mehr, um auch weiterhin 
Tötungsdelikte zu begehen, es genügt schon ein Bedürfnis, 
gleich welcher Art. Und Gefühle wie Reue oder Scham ver-
kümmern bis zur Bedeutungslosigkeit, es wird vornehmlich 
in Opfer- und Nichtopfer-Kategorien gedacht und gelebt. 
Irgendwann geht jedes Maß verloren. Doch das innere oder 
äußere Spannungsverhältnis, die Diskrepanz zwischen dem 
So-sein-Müssen und dem Anders-sein-Wollen ist nicht auf-
zulösen, Mord bleibt ein untaugliches Mittel. Auch wenn 
die Täterin sich durch ihre Taten immer wieder über alle und 
alles hinwegsetzt, kann sie sich doch ihrer eigenen psycho-
sozialen Beeinträchtigung nicht entziehen.
1	� Vgl. nur Marneros, A.: Intimizid. Die Tötung des Intimpartners. Stuttgart 2008; Mül-

ler-Luckmann, E.: Weibliche Tötungskriminalität, in: Egg, R. (Hrsg.), Tötungsdelikte 
– mediale Wahrnehmung, kriminologische Erkenntnisse, juristische Aufarbeitung. 
Kriminologische Zentralstelle, Wiesbaden 2002, S. 127 ff.

2	� Http://www.bka.de/pks/pks2006/index2.html
3	� Daly, M., Wilson, M.: Homicide. New York 1988
4	� Einen historischen Überblick gibt Kastner, K., Neue Juristische Wochenschrift 1991, 

1443 ff.
5	 Resnick, P., American Journal of Psychiatry 1970, 325 ff.
6	� http://www.femina.unibonn.de/pdf/veroeffentl/MS_M%C3%BCtter_

die_t%C3%B6ten_Bonn_2003_DGPFG_2.pdf
7	� Zit. nach Swientek, Ch., Der Kriminalist 2004, 189 (190 ff.)
8	� Marneros, A., Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform 1998,  

175 (177)
9	� Vgl. http://www.asklepios.com/harburg/html/fachabt/gyn/kreissaal/bonding.asp
10	� Zit. nach http://www.gesundheit.de/familie/baby-kleinkind/bonding/index.html
11	 Vgl. oben Fußn. 10
12	 Maisch, H.: Patiententötungen – dem Sterben nachgeholfen. München 1997
13	 Hay, D., Oken, D., Psychosomatic Medicine 1972, 109 (110 ff.)
14	 Vgl. Harbort, S.: Wenn Frauen morden, Frankfurt/M. 2008
15	 Trube-Becker, E.: Frauen als Mörder. München 1974
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Zivilcourage kann in unterschiedlichen Lebensbereichen unse-
rer Gesellschaft, wie zum Beispiel in der Familie, der Schule, am 
Arbeitsplatz oder im sozialen Umfeld, erforderlich werden. In 
den letzten Jahren wurden viele Initiativen gegründet, die mit 
unterschiedlichen Aktionen die Bürger zu mehr Zivilcourage auf-
rufen. Dennoch weisen die Medien immer wieder auf Ereignisse 
hin, bei denen in Not befindlichen Menschen nicht geholfen wird 
und umstehende Personen tatenlos zuschauen.

	 Der „Bystander-Effekt“ 	
Es gibt Situationen, in denen Menschen bewusst wird, dass sie 

eingreifen und helfen müssten, es dann aber doch nicht tun, weil 
sie Angst oder sogar Gleichgültigkeit empfinden. Oftmals ist es 
aber auch die Hilflosigkeit und die Frage, was man jetzt machen 
kann oder wie man am besten handelt. Insbesondere das Engage-
ment von jungen Menschen, in Notsituationen aktiv einzuschrei-
ten und zu helfen, ist meistens eher schwach ausgeprägt (vgl. 
Hanewinkel & Eichler, 1999, S. 258). Dieser Umstand betrifft 
jedoch nicht nur Jugendliche sondern auch Erwachsene. Die 
Sozialpsychologen Latané und Darley (1970) haben in ihrer For-
schung zum Hilfeverhalten belegt, dass Menschen in Notsituati-
onen die Neigung haben, nicht zu helfen, auch wenn die Situation 
sehr bedrohlich ist und eine andere Person sogar getötet werden 
könnte (vgl. Hanewinkel & Eichler, 1999, S. 267). In Hinblick auf 
diese Problematik und den so genannten Bystander-Effekt soll 
kurz auf einen 1964 erschienenen Beitrag in den Medien hinge-
wiesen werden, der in der Literatur fast überall zu finden ist. Die-
ser bedeutende Fall betrifft eine junge Frau aus New York, Kitty 
Genovese, die im Jahr 1964 von einem Mann auf brutale Art und 
Weise ermordet wurde (vgl. Labuhn, 2004, S. 71). Obwohl es 
mehrere Personen gab, die Zeuge dieses Ereignisses waren, kam 
der Frau niemand zur Hilfe. Dieser Effekt, der solche Situationen 
beschreibt, wird in der wissenschaftlichen Literatur als Bystander-
Effekt verstanden: Mehrere Personen beobachten eine Notsitua-
tion, in der sich eine andere Person oder eine Gruppe von Perso-
nen befindet, aber niemand  hilft. Die Frage, warum Menschen zu 
einem solchen Verhalten in der Lage sind und welche Umstände 
dieses Verhalten bedingen, wurde bei einer Reihe von Experimen-
ten hierzu von Darley und Latané (1968) und Rodin und Piliavin 
(1969) verdeutlicht. Bei einem Experiment nahm im Beisein weite-
rer Personen die Wahrscheinlichkeit einer Hilfeleistung der jewei-
ligen Versuchsperson deutlich ab. Anhand dieser Experimente 
und weiterer Studien zu dieser Thematik wird deutlich, dass der 
Bystander-Effekt genauer beschrieben ein Effekt ist, der die Hil-
feleistung aufgrund der Gegenwart anderer Personen hemmt. Mit 
zunehmender Zahl weiterer Personen wird dieser Effekt größer 
(vgl. Labuhn, 2004). Neben der definitorischen Auseinander-
setzung mit dem Bystander-Effekt stellt sich zudem die Frage, 
warum Menschen überhaupt so reagieren, bzw. in Notsituationen 

unter Umständen durch die Anwesenheit weiterer Personen kein 
Hilfeverhalten zeigen. Hierfür können unterschiedliche Erklä-
rungsansätze angeführt werden. Es gibt Notsituationen, die nicht 
immer gleich eindeutig als solche erkennbar sind und in denen 
eine Person erst einmal beobachtet, wie die anderen Personen die 
Lage einschätzen. Gemeint ist damit, dass eine Person aus einer 
Gruppe von Beobachtern in einer Notsituation möglicherweise 
nicht eingreift, weil die anderen Personen diesen Vorfall als unbe-
deutend einschätzen. In diesem Sinne legen, basierend auf mehre-
ren Studien, Schroeder, Penner, Dovidio und Piliavin (1995) eine 
Erklärung für den Bystander-Effekt vor. Sie sprechen dabei von 
einer Verantwortungsdiffusion. Hierbei konnte nachgewiesen 
werden, dass die Verantwortlichkeit gegenüber Personen, die sich 
in einer Notlage befinden, tendenziell mit der Anzahl von weite-
ren Zuschauern sinkt. Das eigene Hilfeverhalten wird demnach 
durch die Anwesenheit mehrerer anderer Personen gehemmt. Je 
mehr Personen Zuschauer einer Notsituation sind, desto höher 
ist die Wahrscheinlichkeit, dass dem Opfer nicht geholfen wird. 
Stroebe, Hewstone und Stephenson (1996, zitiert nach Labuhn, 
2004, S. 72) sprechen auch von pluralistischer Ignoranz. In 
einer Notsituation fühlen sich zuschauende Personen oftmals 
in ihren Handlungsmöglichkeiten überfordert und „ohnmäch-
tig“ zu handeln, oder warten ab, was passiert. Zudem orientie-
ren sich Menschen in einer neuen Situation tendenziell erst einmal 
an den Reaktionen und Handlungen anderer Anwesender. Wird 
dabei Passivität wahrgenommen, so kann das unter Umstän-
den als Hinweis gedeutet werden, dass eine Hilfehandlung nicht 
erforderlich ist. Nur eine Person, die sich passiv verhält, kann 
die Wahrscheinlichkeit, dass andere Personen auch wegschauen 
oder nicht eingreifen, sehr stark erhöhen. Ein weiterer wichtiger 
Aspekt ist die Bewertungsangst. Hiermit ist gemeint, dass eine 
Person, die in einer Notsituation hilft, von anderen aller Wahr-
scheinlichkeit nach bewertet wird. Der Umstand, in Anwesenheit 
mehrerer anderer Personen als erster einzugreifen, kann Angst 
auslösen und somit das Hilfeverhalten hemmen (vgl. Bierhoff, 
1990, S. 118). Zudem kann die helfende Person ihre Kompeten-
zen unterschätzen und unsicher sein, in der Notsituation richtig 
zu handeln. Fühlt sich die Person ihrer Kompetenzen sicher, kann 
das Hilfeverhalten sogar durch die Anwesenheit anderer Perso-
nen verstärkt werden, da so die Überlegenheit dargestellt werden 
kann (vgl. Labuhn, 2004, S. 74). Eine weitere Erklärung für den 
Bystander-Effekt bzw. für fehlendes Hilfeverhalten bezieht sich 
auf Banduras Lerntheorie (1971). Lerndefizite können für fehlen-
des Hilfeverhalten verantwortlich sein. Ein großer Teil unseres 
Verhaltens ist reines Imitationsverhalten. Menschen lernen durch 
das Beobachten von anderen. Gibt es keine Vorbilder bezüglich 
des Hilfeverhaltens und Einschreitens in Notsituationen, können 
insbesondere junge Menschen solche Verhaltensschema nicht auf-
bauen (vgl. Frey et al., 1999, S. 272). Das Prinzip der gerechten 
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Welt bietet eine weitere Erklärung für fehlendes Hilfeverhalten 
oder Zivilcourage. Auf Grund von passivem Verhalten in Not-
situationen können Menschen sich unter Umständen als nicht 
hilfsbereit empfinden. Der Mensch neigt dann dazu, das Fehlver-
halten oder die Schuld dem eigentlichen Opfer der Notsituation 
zuzuschreiben. Das Opfer ist demnach an seiner Situation selbst 
schuld und das Geschehen zwischen Täter und Opfer wird als 
verdient empfunden. Aus diesem Grund muss dann auch keine 
Hilfe geleistet werden. Diese völlig verzerrte Wahrnehmung kann 
Schuldgefühle, die die Person haben müsste, sehr stark abschwä-
chen (vgl. Lerner & Simmons, zitiert nach Frey et al., 1999, S. 270). 
Ein letzter hier genannter Grund für fehlendes Hilfeverhalten 
oder das Entstehen des  Bystander-Effekts ist die Kosten-Nut-
zen-Antizipation. Eine Person als Zuschauer einer Notsituation 
wägt die Kosten der Hilfe (allgemeine und individuelle Gefahren, 
finanzielle und zeitliche Kosten) und die der Nichthilfe (alle Kon-
sequenzen, hervorgerufen durch Nichteingreifen) ab. Sind die 
Kosten der Hilfe zu hoch und die Kosten der Nichthilfe niedrig, 
verringert sich die Chance, dass eine Person in einer Notsituation 
eingreift. Die Abwägung von Gewinn oder Verlust in Bezug auf 
eine Hilfehandlung führt meistens zu einer Unterlassung der Hil-
feleistung (vgl. Frey et al., 1999, S. 268).

	 Sozialpsychologische Modelle als Grundlage für 	
	 Zivilcouragmaßnahmen	

Einen wesentlichen Ansatzpunkt für die inhaltliche Gestaltung 
der später aufgelisteten Maßnahmen zur Förderung von Zivilcou-
rage bilden sozialpsychologische Modelle. Anhand dieser Modelle 
können psychologische Schwierigkeiten bzw. Verhaltensweisen 
aufgedeckt werden, die eine Person daran hindern, Hilfe zu leis-
ten.  In der Literatur sind insbesondere zwei klassische Modelle 
zum Hilfeverhalten von Bedeutung. Die Sozialpsychologen Bibb 
Latané und John Darley (1970) sowie Shalom Schwartz und 
Judith Howard (1981) haben jeweils ein Modell entworfen, das 
den gesamten Prozess von Hilfeverhalten beschreibt, wobei hier 
nur das „Modell des Entscheidungsprozesses“ von Bibb Latané 
und John Darley (1970) exemplarisch vorgestellt werden kann.

Die Autoren beschreiben in ihrem Modell, dass Hilfeleistung 
bzw. Hilfeunterlassung von mehreren Entscheidungen abhängig 
ist. Bevor eine Person Hilfe leistet, durchläuft sie einen fünfstufi-
gen Entscheidungsprozess, wobei diese Person sich nur dann hel-
fend einsetzen kann, wenn sie auf jeder Ebene des Modells „rich-
tig“ reagiert hat (vgl. Frey et al., 2001, in Bierhoff & Fetchenhauer, 
2001, S. 97): 

�Im ersten Schritt Wahrnehmen des Ereignisses muss die Per-
son erst einmal überhaupt registrieren, dass etwas nicht in Ord-
nung ist. Je eindeutiger diese Situation erscheint, umso höher ist 
die Wahrscheinlichkeit einer Hilfeleistung. Weitere bedeutende 
Einflussfaktoren sind auch das Leiden des Opfers oder ein 
aktuell beobachtetes Geschehen, wie zum Beispiel ein beobach-
teter Unfall. Die eigene Stimmung der eingreifenden Person ist 
ebenfalls von Bedeutung. Bei positiver Stimmung nimmt eine 
Person sensibler wahr, was um sie herum geschieht.
�Im zweiten Schritt erfolgt die Interpretation des Ereignisses 
als Notlage. Auch hier ist für das Ausführen oder Unterlas-
sen von Hilfeverhalten entscheidend, ob die Situation leicht als 
Notlage interpretiert werden kann oder nicht. 
�Nach Latané und Darley findet in einem dritten Schritt die 
Übernahme persönlicher Verantwortung statt. Das Hilfe-
verhalten einer Person kann stark von der Anwesenheit ande-
rer Personen, die ebenfalls das Geschehen beobachten, beein-
flusst werden. In der Literatur wird dieser Umstand auch als 
Bystander-Effekt beschrieben, welcher bereits zuvor beschrie-
ben wurde. Demnach ist es wahrscheinlich, dass eine Person die 

Notlage erkennt, aber aufgrund anderer anwesender Personen 
nicht die persönliche Verantwortung übernimmt. Zudem kön-
nen auch generelle Normen einer Gesellschaft Auswirkungen 
auf den Entscheidungsprozess eines Individuums haben. 
�Im vierten Schritt erfolgt nach Latané und Darley die Entschei-
dung über die Art der Hilfeleistung. In diesem Schritt muss 
die Person selbst ihre Kompetenz in Bezug auf die Hilfeleis-
tung einschätzen. Sie muss auch entscheiden, auf welche Art 
und Weise sie helfen kann. Schätzt eine Person in einer Notsi-
tuation ihre Kompetenz als nicht ausreichend ein, muss jedoch 
immer die Möglichkeit in Betracht gezogen werden, andere 
Personen um Unterstützung zu bitten oder die Polizei zu rufen 
(vgl. Jonas, 2002, S. 74). 
�Der fünfte Schritt umfasst die Umsetzung der Entscheidung. 
Dieser Schritt bildet den Abschlusspunkt des gesamten Ent-
scheidungsprozesses, den eine Person durchläuft (vgl. (vgl. 
Labuhn, 2004, S. 83ff).
Ziel der nun folgenden exemplarisch dargestellten Maßnahmen, 

die sich an verschiedene Alters- und Zielgruppen richten, sind 
zum Teil unterschiedlich konzipierte Lernarrangements, die zivil-
couragiertes Handeln fördern, indem entsprechende Handlungs-
kompetenzen (Handlungsmöglichkeiten und Handlungsrouti-
nen) vermittelt werden, die Wahrnehmungsfähigkeit und Auf-
merksamkeit für Notsituationen geschärft wird und das Selbst-
vertrauen und die Selbstsicherheit gestärkt wird. Darüber hinaus 
soll Empathie gefördert und die demokratische, interkulturelle 
Wertebildung gestärkt werden. Ein bisher noch nicht angespro-
chenes, aber wichtiges Element von Zivilcouragetrainings sollte 
auch die Aufklärung über bestimmte Rechte und Pflichten sein, 
wie zum Beispiel die rechtlichen Konsequenzen für Unterlassene 
Hilfeleistung (StGB § 323c, 2000), oder auch das Notwehr- und 
Nothilferecht (StGB § 32, Abs. 1 und 2, 2000). 

	 Ausgewählte  Maßnahmen (Trainings, Projekte, 	
	 Kampagnen)	

Der Polizeikurs „zammgrauft“ von Antigewalt bis Zivilcou-
rage, Ein Polizeikurs für Jugendliche“ (Polizeipräsidium Mün-
chen, Kommissariat 314 & Kreisjugendring Stadt, 2001) verfolgt 
das Ziel, Jugendlichen zivilcouragiertes Verhalten bzw. professio-
nelles Helferverhalten, Hinweise zur Vermeidung des Opferverhal-
tens und zum positiven Verhalten als Zeuge zu vermitteln. Dadurch 
kann das subjektive Sicherheitsempfinden gestärkt werden. Darü-
ber hinaus sollen auch Formen der Diskriminierung und von Ras-
sismus und damit verbundener Gewalt in dem Kurs thematisiert 
werden. Auf diese Weise kann der Kurs dazu beitragen, die Struk-
tur in der Gruppe positiv zu verändern und somit Lösungsmög-
lichkeiten für Konflikte aufzeigen. Dadurch soll die Gruppenge-
meinschaft gefördert werden. Die inhaltliche Gestaltung des Kurses 
basiert auf erlebnis- und spielpädagogischen Ansätzen. Im Kurs 
gibt es unterschiedliche Spiele (18 Spiele bewusst festgelegter Rei-
henfolge, 11 Spiele im Anhang) zu einem bestimmten Themenge-
biet, die im Laufe des Kurses immer komplexer werden. Ein Erleb-
nis, dass das gemeinsame Handeln in der Gruppe mit gegenseitiger 
Unterstützung erfordert, kennzeichnet einen bedeutenden Ansatz 
der Erlebnispädagogik. Der Kurs richtet sich primär an Jugendliche 
im Alter von 12-16 Jahren, maximal an 18-Jährige. Sekundär wird 
der Kurs auch als Multiplikatorenausbildung für Lehrer, Erzieher 
und Sozialpädagogen angeboten. Die Durchführung erfolgt in 
Schulen mit einer Klassenstärke zwischen 15 bis 30 Personen, aber 
auch bei bestehenden Gruppen, beispielsweise in Sportvereinen 
oder kirchlichen Einrichtungen. Zwei Schulvormittage sind für den 
Kurs angesetzt, welcher von den Beamten des Kommissariats K314 
(zwei Moderatoren empfohlen) moderiert wird. Zudem gestaltet 
sich der Kurs als aktives Training, wobei die Teilnehmer in lockerer 
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Atmosphäre (Stuhlkreis) die Inhalte des Kurses in Form von Spie-
len aus eigenen Erfahrungen erlernen. „Kleine Schritte statt 
Heldentaten- Ein Training zur Förderung von Zivilcou-
rage gegen Fremdenfeindlichkeit“ (Brandstätter, Zürich, 2006) 
beinhaltet die Vermittlung von relevantem Wissen und den Aufbau 
von Handlungskompetenzen, um zivilcouragiertes Verhalten zu 
fördern. Dabei orientiert sich das Training an Erkenntnissen der 
Motivationspsychologie und der Sozialpsychologie. Es kommen 
sowohl traditionell didaktische Methoden der Erwachsenenbil-
dung (z.B. Rollenspiel, moderierte Gruppendiskussion) als auch 
Methoden neuester Erkenntnisse der psychologischen Forschung 
(z.B. mentale Simulation von Tylor & Pham, 1996) zum Einsatz.  
Das Training ist auf die Zielgruppe der Jugendlichen ab 16 Jahren 
und Erwachsenen  ausgerichtet und ist für 25 Teilnehmer vorgese-
hen. Es wird in unterschiedlichen institutionellen Einrichtungen 
durchgeführt. Das handlungsrelevante Wissen wird über Kurzprä-
sentationen durch den Trainer vermittelt, sowie über spielerische 
Übungen, bei denen die Teilnehmer zur Selbstreflexion angeregt 
werden. Die Wissensmodule enthalten Informationen, die sich in 
zwei Bereiche gliedern: a) Psychologisches Wissen: Ursachen von 
Fremdenfeindlichkeit, Bedingungen von Hilfeverhalten und Bedin-
gungen erfolgreichen Handelns sowie b) Allgemeines Wissen: rich-
tiges Verhalten bei Notfällen, Funktionsweise des Notrufsystems 
im öffentlichen Nahverkehr. In den Modulen zum Aufbau von 
Handlungskompetenzen werden in Form von Rollenspielen, men-
talen Simulationen und Handlungsplanungen geeignete Verhaltens-
weisen für die drei Situationstypen „Parolen“, „Pöbelei“ und „Prü-
gelei“  vermittelt und eingeübt. Durch die Vielfalt der didaktischen 
Methoden soll für einen optimalen, abwechslungsreichen und anre-
genden Lernprozess gesorgt werden. Das Training sollte grund-
sätzlich von zwei Trainern umgesetzt werden, die über pädagogi-
sche Kenntnisse und Erfahrungen in Gruppenmoderation verfü-
gen. Für das Training sind zwei Tage vorgesehen mit jeweils ca. 
neun Zeitstunden inklusive der Pausen. Das „Anti-Gewalt-Pro-
jekt“ (Der Polizeipräsident in Berlin, Landeskriminalamt, LKA 
Präv 4, 1991) vermittelt in unterschiedlichen Informationsveran-
staltungen, Seminaren und Workshops Strategien zur Deeskalation 
und gewaltfreiem Verhalten in Konflikt- und Bedrohungssituatio-
nen im öffentlichen Raum, in öffentlichen Verkehrsmitteln, in 
Schule und Kita sowie auch in beruflichen Situationen. Die gemein-
sam erarbeiteten Ziele in den jeweiligen Seminaren sollen die Hand-
lungskompetenzen und das subjektive Sicherheitsgefühl der Teil-
nehmer stärken. Bei der Durchführung wird auf polizeiliches 
Erfahrungswissen sowie auf psychologische bzw. und kommuni-
kationswissenschaftliche Erkenntnisse zurückgegriffen. Die Veran-
staltungsangebote richten sich an unterschiedliche Personengrup-
pen. Themen sind Umgang mit Aggression und Gewalt im 
öffentlichen Raum für jedermann, Umgang mit Aggression 
und Gewalt in der Schule, Förderung der Zivilcourage auch 
gegen rechtsextremistische und vorurteilsmotivierte Gewalt, 
Seminare zum sicherheitsbewussten Umgang mit dem Laden-
dieb, Seminare „Bewaffneter Raubüberfall“ und Seminare zum 
Umgang mit gewaltbereiten Klienten und Kunden. Obwohl die 
thematischen Schwerpunkte je nach Veranstaltungsangebot diffe-
rieren, werden wesentliche Kernpunkte, die zivilcouragiertes Ver-
halten stärken, wie konkrete Hilfsmaßnahmen ohne Selbst- und 
Fremdgefährdung, die Stärkung der Wahrnehmungsfähigkeit und 
Aufmerksamkeit in Konfliktsituationen sowie die Aufklärung über 
Notwehr- und Nothilferecht in den Veranstaltungen vertieft. Nütz-
liche Methoden sind hierbei Rollenspiele und praktische Übungen 
anhand von Beispielen. Es werden konkrete Verhaltensalternativen 
und Lösungsmöglichkeiten erarbeitet, wobei hierbei besonders 
Wert auf den sensiblen Umgang mit der Erlebnis- und Erfahrungs-
welt der Teilnehmenden, auf eine systemische Betrachtungsweise 

und Perspektivenwechsel gelegt wird. Die Seminare werden vor 
Ort oder in  angebotenen Räumlichkeiten der Berliner Polizei 
durchgeführt und  liegen in einem zeitlichen Rahmen von ca. 3 
Stunden. Für Multiplikatorinnen und Multiplikatoren werden Tag-
esseminare angeboten, wie auch für die Veranstaltung Umgang 
mit gewaltbereiten Klienten/Kunden. Die Anzahl der Teilneh-
menden sollte zwischen 15 und 30 Personen liegen. Das „Göttin-
ger Zivilcourage-Impuls-Training“ (Jonas & Boos, Göttingen, 
2002) zielt auf die Förderung von Persönlichkeitseigenschaften und 
auf das Erlernen von Verhaltensweisen ab, die das Entstehen und 
auch gewalttätige Übergriffe und Diskriminierung gegenüber 
potenziellen Opfern verhindern können. Die einzelnen Trainings-
elemente/Übungen sind den aus der Sozialpsychologie stammen-
den Prozessmodellen der Hilfeleistung von Schwartz und Howard 
(1981) und Latané und Darley (1970) zugeordnet. Einerseits dienen 
die Übungen dazu, die Diskrepanz zwischen der Einstellung und 
Verhalten abzubauen, anderseits sollen die Übungen konkrete 
Kompetenzen vermitteln, damit Personen auch wirklich eingreifen. 
Dazu erfolgt in der ersten Übung eine „Investigative Befragung“ 
zur Sensibilisierung von Situationen, die Zivilcourage erfordern. 
Anschließend werden weitere Übungen zur Wahrnehmung solcher 
Situationen durchgeführt. In weiteren Übungen werden dann Ver-
haltensroutinen beschrieben und eingeübt, in Form von Rollen-
spielen, Stimmübungen zur verbalen Intervention, Verteidigungs-
übungen zum Selbst- und Opferschutz und Alarmierung von Poli-
zei und Rettungskräften. Zum Ende des Trainings erfolgen eine 
Reflexion und die Vermittlung von allgemeinem Wissen. Der Fokus 
der Intervention liegt bei diesem Training vor allem auf der sozialen 
Kategorie des Opfers und Umstehenden (Zuschauern), bzw. die 
Gruppe der „bystander“. Die Übungen sind zudem so ausgelegt, 
dass auch die Selbstsicherheit und Selbstwirksamkeit der Teilneh-
mer gestärkt wird. Zielgruppe des Trainings sind erwachsene Teil-
nehmer ab 18 Jahren. Es ist ein eintägiges Training, das für 10-12 
Personen vorgesehen ist und von zwei speziell geschulten Trainern 
in unterschiedlichen institutionellen Einrichtungen (z.B. Firmen, 
Stadtverwaltungen, Lehrerkollegien oder freien Ausschreibungen) 
durchgeführt wird. „DOMINO - Zivilcourage im Rampen-
licht“ (DOMINO SozialKultur Projekte e.V., FH Merseburg & 
Thalia Theater Halle, 2002/2003) ist ein XENOS-Projekt mit dem 
Ziel, Ansätze zur Förderung gegen Fremdenfeindlichkeit, Intole-
ranz und Rechtsradikalismus durch das Erlernen entsprechender 
Handlungskompetenzen für Zivilcourage zu vermitteln. Insbeson-
dere geht es bei diesem Projekt in Teilzielen um das Erschließen 
neuer, kreativer Handlungsräume, einen veränderten Umgang mit 
Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit, um die 
Stärkung der Persönlichkeit und der gesellschaftlich-demokrati-
schen Handlungsfähigkeit. Der Ansatz dieses Projektes basiert auf 
theaterpädagogischen Methoden. Zielgruppe sind hierbei in erster 
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Der Bystander-Effekt: Szene einer sich  in Not befindenden Person im U-Bahnhof. 
Passanten im Hintergrund schauen zu, ohne zivilcouragiert einzugreifen (Foto: Löhr) 
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Linie Multiplikatoren im schulischen und außerschulischen Bereich 
und  Sozialpädagogen.  Darüber werden auch Studierende mit dem 
Projekt angesprochen, die professionell oder ehrenamtlich mit 
einem Tätigkeitsfeld vertraut sind, indem pädagogische, soziale, 
kulturelle und politische Ziele von grundlegender Bedeutung sind 
und in denen mit der Theatermethode mit Jugendlichen gearbeitet 
werden soll. Die Fortbildungen für die Lehrer wurden darüber 
hinaus vom Kultusministerium des Landes Sachsen-Anhalt aner-
kannt. Jugendliche sind die indirekte Zielgruppe des Projektes. Bei 
der Praxisbegleitung für Multiplikatoren wurde mit Jugendlichen 
unterschiedlicher Schultypen (Sekundarstufe I und Sekundarstufe 
II) gearbeitet. Auch mit Jugendfreizeitgruppen, Migranten, Jugend-
lichen aus Therapie und Erziehungshilfe sowie theaterinteressierten 
Jugendlichen wurde das Projekt umgesetzt. Es gibt unterschiedli-
che Fortbildungen, wie den „TheaterDialog“, „Zivilcourage – 
Hauptdarsteller im eigenen Leben“ mit der Qualifizierung zur 
Moderatorin und Moderator, „TheaterDialog“ und „Das Theater 
mit der Toleranz“. DOMINO ist ein umfangreiches Bildungs- und 
Fortbildungsprogramm mit vier Arbeitsbereichen: Internationale 
Workshops, praxisbegleitende Fortbildungsreihe, Aktionstheater 
sowie Lehre und Forschung. So gibt es zum Beispiel das „Theater 
der Unterdrückten“, welches aus vielen Spielen, Übungen und 
Techniken besteht, mit denen die Mitwirkenden ihre jeweiligen 
Lebensrealitäten in Szene setzen und mit Hilfe des Publikums 
Schritte zur Veränderung geübt werden können. Eine neue Ent-
wicklung dieses Theaters ist beispielsweise der „Regenbogen der 
Wünsche“, welcher mit Hilfe von introspektiven Techniken psy-
chische Prozesse im Theater thematisiert oder das „Forumtheater“. 
Hierbei geht es um eine Person, die ihre Interessen nicht durchset-
zen kann und von ihren Mitspielern unterdrückt wird. Ein Joker 
(Vermittler zwischen Publikum und Bühne) animiert das Publi-
kum, sich einzumischen und Lösungsmöglichkeiten anzubieten. 
Die Zuschauer kommen dabei auf die Bühne und zeigen spielerisch 
Handlungsmöglichkeiten. Weitere Übungen und Techniken sind 
das „Bildertheater“, „Unsichtbare Theater“, „Zeitungstheater“, 
„Legislative Theater“, „Improvisationstheater“ und der „Theater-
sport“. Mit Hilfe des theaterpädagogischen Arbeitsprinzips „Thea-
terDialog“ wird die Grenze zwischen Darstellern und Zuschauern 
aufgehoben. Über das Spiel entsteht eine intensive Auseinanderset-
zung mit persönlichen und sozial relevanten Themen. Insbeson-
dere die bildliche Vorstellung und der körperliche Ausdruck sind 
hierbei bedeutender als verbale Kommunikation und abstraktes 
Denken. „Ohne Gewalt stark“ (Polizeipräsidium Bochum, 
1997) ist ein Projekt mit der Zielsetzung, Gewalt an Schulen zu ver-
hindern, Zivilcourage zu fördern (aufzeigen von Konsequenzen/
Bystander-Effekt) sowie Konfliktlösungsstrategien, soziale Kom-
petenzen und gesellschaftliche Werte zu vermitteln. Das Projekt ist 
auf Schüler der 8. Klasse weiterführender Schulen ausgerichtet und 
wird in Form eines Projekttages im Polizeipräsidium Bochum 
durchgeführt. Speziell geschulte Polizeibeamte des Kommissariats 
Vorbeugung moderieren diese Veranstaltung, welche einen zeitli-
chen Umfang von etwa 4 Unterrichtsstunden und einer 20-minüti-
gen Pause hat. Der Projekttag wird von begleitenden Lehrkräften 
in den Klassen vor- und nachbesprochen. Für die Eltern findet 
zudem in vielen Schulen ein Elternabend statt. Mit Hilfe von Spie-
len, verschiedenen Übungen und Diskussionen soll den Schülern 
vermittelt werden, was unter Gewalt zu verstehen ist und wie man 
die Rolle des Opfers vermeiden kann. In der Gruppe werden 
gemeinsam Lösungsstrategien für Konfliktsituationen erarbeitet 
und eingeübt. Zudem soll der Projekttag  den Schülern vermitteln, 
wie man anderen ohne Selbstgefährdung helfen kann und welche 
Möglichkeiten es gibt, auf erlebte Gewalt zu reagieren. Auch die 
Auswirkungen von Zuschauern (sog. Bystander-Effekt) und anfeu-
ernden Personen sollen aufgezeigt werden. Das 

Situationsbewusstsein für die Rollen Opfer, Täter, Zeuge und 
Zuschauer soll damit geschärft werden. An diesem Projekttag 
erfolgt auch eine Wissensvermittlung in Form von Aufklärung über 
mögliche Gefahren und Konsequenzen von problematischen Ver-
haltensweisen der Schüler. Die unterschiedlichen Übungen/Spiele 
sind beispielsweise die „Gewaltskala“, wobei die Schüler Blätter 
mit kurzen Sachverhalten oder Rollen erhalten, die sie wiederum 
zwei Blättern auf dem Fußboden mit der Aufschrift „Gewalt“ und 
„Keine Gewalt“ zuordnen sollen. Lernziel ist, dass es verschiedene 
Meinungen und Empfindungen zum Thema Gewalt gibt. Eine 
weitere Übung heißt „Notwehr“. Hierbei wird anhand eines Bei-
spiels das Verhalten der Schüler in einer unerwarteten Gewaltatta-
cke diskutiert um die Voraussetzungen und Möglichkeiten der 
Notwehr zu thematisieren. Die „Gewaltspirale“ ist ein Rollenspiel, 
bei dem den Schülern vermittelt werden soll, wie schnell aus einer 
verbalen Auseinandersetzung beispielsweise eine Messerstecherei 
werden kann. Beim „Bus-Spiel“ werden verschiedene Bedrohungs-
situationen (mit Stühlen als nachgestellter Bus) simuliert, bei denen 
die Schüler sinnvolles Verhalten als Opfer, als Helfer und als Zeuge 
lernen sollen. Das „Elefantenspiel“ soll den Schülern den Unter-
schied zwischen Kraft und Gewalt vermitteln,  indem eine Gruppe 
von Schülern auf dem Boden aneinander klammernd einen Elefant 
darstellt und andere Schüler als Elefantenjäger ohne Gewalt aber 
mit Kraft die auf dem Boden Sitzenden trennen sollen. Damit wird 
auch auf die Problematik der „Spaßkloppe“ eingegangen. Die hier 
exemplarisch vorgestellten Maßnahmen berücksichtigen nur einen 
kleinen Ausschnitt des Themas „Zivilcourage“. Darüber hinaus 
gibt es natürlich noch eine Vielzahl weiterer Projekte und Trainings, 
wie zum Beispiel „Alltagshelden“ (Zitzmann, 2002), „Zivilcou-
rage – Mut gegen Gewalt“ (Präventionsrat der Stadt Bremerha-
ven, Ortspolizeibehörde Bremerhaven, 2002), „Polizeikurs“ 
(Polizeipräsidium München, Kommissariat 314, 1998), „STEP 21- 
die Jugendinitiative für Toleranz und Verantwortung“ 
(Bertelsmann AG,  Siemens AG, BBDO Germany & Lahnstein, 
GmbH, 1998), „Gewalt – Sehen – Helfen“ (Arbeitskreis Sicher-
heit, Frankfurt am Main, 1997), „Gewalt – Mit mir nicht!“ 
(Polizei Cottbus & Cottbuser Jugendrechtshaus e.V., 2001), „Kon-
frontation“ (Polizeipräsidium Hamm in Zusammenarbeit aller 
Schulformen der Sekundarstufe I, 2002/2003), „Ost - West Netz-
werk „Zivilcourage und Gewaltprävention - z u g“ (Bun-
desarbeitskreis Arbeit und Leben in Bielefeld und Leipzig, 2003), 
„Cool statt gewalttätig“ (Verbund Sozialpädagogischer Ein-
richtungen, Arbeiterwohlfahrt & Jugendsachgebiet Polizeiinspek-
tion Homburg, 1998), „Busbegleiter“ (Schulverwaltungs- und 
Jugendamt Meerbusch, Neusser Polizeikommissariat, Rheinbahn, 
2002) und „fairplayer e.V.“ (Scheithauer, Braun & Rusch, 2003).  

	 Schlussbetrachtung 	
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass alle hier 

vorgestellten, aber auch die unberücksichtigten Maßnahmen 
zur Förderung von Zivilcourage, ob bereits evaluiert oder noch 
nicht, einen wichtigen Beitrag zum Frieden und demokratischen 
Zusammenleben in unserer Gesellschaft leisten. Auf einzelne Eva-
luationsergebnisse, die bereits vorliegen oder in Vorbereitung sind, 
kann jedoch in diesem Beitrag nicht näher eingegangen werden. 
Grundsätzlich sollte jedoch eine Evaluierung von bereits vorhan-
denen Maßnahmen zur Förderung von Zivilcourage unbedingt 
angestrebt werden, damit Zivilcourage nicht nur als ein interes-
santes Schlagwort fungiert, sondern Wissen, Werterhaltung und 
Verhaltensroutinen für unser gesellschaftliches Zusammenleben 
nachhaltig vermittelt werden können.

Abschließend lässt sich sagen, dass gezielte Maßnahmen zur 
Förderung von Zivilcourage flächendeckend Thema für unsere 
Gesellschaft sein sollten. 
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	 Methodisches Vorgehen	

Der komplexen Thematik entsprechend, wurde ein Unter-
suchungsansatz gewählt, der mehrere methodische Zugänge 
und unterschiedliche Perspektiven miteinander kombiniert. 
Zum Einsatz kamen standardisierte Befragungen, leitfaden-
orientierte Interviews, Auswertungen von Akten, von Daten 
der Polizeilichen Kriminalstatistik sowie aus polizeilichen 
Vorgangsverwaltungssystemen. Die folgende Tabelle stellt 
die wesentlichen methodischen Zugänge und die Datensätze 
der Studie „Kriminalität und Gewalt im Leben alter Men-
schen“ dar.

	 Zentrale Befunde	

Der positive grundsätzliche Befund der Studie besteht 
zunächst in der Erkenntnis, dass die subjektive wie objektive 
Sicherheitslage für die Mehrheit der über 60-Jährigen relativ 
gut ist. Polizeilichen Daten wie solchen aus Dunkelfeldstu-
dien zufolge weist diese Altersgruppe im Vergleich zu jünge-
ren Erwachsenen eine reduzierte Gefährdung durch Krimi-
nalität auf. Zudem wurde deutlich, dass ältere Menschen sich 
insgesamt nicht in stärkerem Maße als jüngere Erwachsene 
vor Kriminalität fürchten, jedoch in ihrem Verhalten mehr 
Vorsicht walten lassen und – auch im Kontext sich im Alter 

Prof. Dr. Thomas Görgen
Deutsche Hochschule der Polizei 
Münster

Kriminalitäts- und  
Gewaltgefährdungen  
im höheren Lebensalter

Kriminalitätsgefährdung und höheres Lebensalter – über die Zusammenhänge bestehen sowohl in der allgemeinen Öffent-
lichkeit als auch unter Fachleuten zum Teil kontroverse Vorstellungen. Sind Menschen, wenn sie älter werden, in beson-
derem Maße durch Kriminalität bedroht, weil sie sich möglicherweise schlechter zur Wehr setzen können? Oder ist Kri-
minalität im Wesentlichen ein Problem, das sich – auf Täter- wie Opferseite – auf junge Menschen konzentriert? Fürchten 
sich ältere Menschen in besonderem Maße vor Kriminalität? Ist diese Furcht möglicherweise irrational, da ihr „objektives 
Risiko“ der gefühlten Bedrohung nicht entspricht? Was ist mit der Gruppe derjenigen, die aufgrund gesundheitlicher Ein-
schränkungen dauerhaft auf Hilfe, Unterstützung und Pflege durch Andere angewiesen sind? 
Solchen Fragen ist die durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) geförderte Stu-
die „Kriminalität und Gewalt im Leben alter Menschen“ nachgegangen. Sie hat Kriminalitäts- und Gewaltgefährdungen 
ab dem vollendeten 60. Lebensjahr analysiert und sich in diesem Zusammenhang besonders auch der Problematik der 
Misshandlung und Vernachlässigung älterer Menschen zugewandt, die zu Hause gepflegt werden. Die Studie wurde von 
einer Wissenschaftlergruppe unter Leitung des Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen (Hannover) durchge-
führt. Der Forschungsbericht liegt als Buch (GÖRGEN, 2010) sowie in einer gekürzten Fassung als Broschüre (GÖRGEN, 
HERBST, KOTLENGA, NÄGELE & RABOLD, 2009) vor.
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Tab. 1: Methodische Zugänge und Datensätze der Studie „Kriminalität und Gewalt im Leben alter Menschen“

Bereich 1: Opfererfahrungen, Sicherheitsgefühl und Kriminalitätsfurcht im mittleren 
und höheren Erwachsenenalter

Komponente Stichprobengröße

bundesweite Opferwerdungsbefragung (Altersgruppe 40-85 J.) 3.030 Befragte

Analyse polizeilicher Daten zu täuschungsbasierten Eigentums-/ Vermögensdelikten 
an älteren Menschen 

303 polizeiliche Akten
8 Interviews mit älteren Opfern

Bereich 2: Opfererfahrungen im Kontext häuslicher Pflege

Komponente Stichprobengröße

schriftliche Befragung ambulanter Pflegekräfte 503 Befragte

Interviews in häuslichen Pflegearrangements (pflegende Angehörige, Pflegebedürftige, 
ambulante Pflegekräfte)

178 Interviews + 
4 Gruppengespräche

schriftliche Befragung pflegender Angehöriger 254 Befragte
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verändernder Lebensstile – weniger Risiken eingehen. Auf 
einige Befunde wird nachstehend detaillierter eingegangen. 

Auswertungen der Polizeilichen Kriminalstatistik: Nach 
dem auf die Daten der PKS gestützten Kenntnisstand sind 
Menschen jenseits des 60. Lebensjahres insgesamt deut-
lich weniger gefährdet, Opfer eines polizeilich registrier-
ten Gewaltdelikts zu werden als jüngere Erwachsene, 
Heranwachsende oder Jugendliche. In vielen Deliktsberei-
chen liegen die Viktimisierungsrisiken älterer Menschen 
sogar unter denen von Kindern. Abbildung 1 stellt Daten der 
PKS für vollendete Gewaltdelikte und für die Gruppen der 
21-59-jährigen sowie der 60-jährigen und älteren Frauen und 
Männer dar. Ausgewiesen ist die jährliche Zahl der polizei-
lich registrierten Opfer je 100.000 Personen der jeweiligen 
Bevölkerungsgruppe. 

Im Unterschied zu Jugendlichen, Heranwachsenden und 
Erwachsenen vor dem 60. Lebensjahr weisen die polizei-
lichen Daten im Zeitraum 1993-2008 für Ältere nicht oder 
nur in geringerem Maße auf einen Anstieg von Opfergefähr-
dungen hin. Vor allem aufgrund der immer noch vergleichs-
weise hohen – in den letzten Jahren allerdings erfreulicher-
weise gesunkenen – Belastung älterer Frauen durch Fälle des 
Handtaschenraubs sind die Geschlechterunterschiede in den 
polizeilichen Gefährdungsindikatoren insgesamt bei älteren 
Menschen geringer als in jüngeren Gruppen, wo jeweils – 
mit Ausnahme der Sexualdelikte – Männer deutlich höhere 
Viktimisierungsrisiken aufweisen als Frauen. In der PKS 
dokumentierte Ausnahmen von dem generellen Befund einer 
geringen Gefährdung im Alter sind neben dem Handtaschen-
raub die Deliktsbereiche der Misshandlung von Schutzbefoh-
lenen, des Mordes in Verbindung mit Raubdelikten sowie der 
fahrlässigen Tötung. Die bislang recht grobe Altersdifferen-
zierung (21-59 J. / 60 J.+) und die Beschränkung von Opfer-
daten auf Gewaltdelikte begrenzen zugleich die Aussagekraft 
der PKS-Daten. 

Analysen polizeilicher Daten zu auf Täuschungen basie-
renden Eigentums- und Vermögensdelikten an älteren 
Menschen: Diesem allgemeinen Trend zu einem Rückgang 
der Gefährdung mit dem Alter entgegenstehend, gibt es im 
Bereich der Eigentums- und Vermögenskriminalität Delikts-
felder, in denen gezielt ältere Menschen als Opfer „angesteu-
ert“ werden. Beispiele hierfür sind der so genannte „Enkel-
trick“, bei dem eine Verwandtschaftsbeziehung und eine 
finanzielle Notlage vorgetäuscht und vielfach beträchtliche 
Summen betrügerisch erbeutet werden sowie zahlreiche 

Varianten von Trickdiebstählen (etwa „Stadtwerketrick“), 
bei denen die Täter unter dem Deckmantel einer fingierten 
beruflichen Identität Zutritt zur Wohnung des Opfers erlan-
gen und dieses ablenken, während in der Regel mindestens 
ein weiterer Täter die Wohnung nach Bargeld und Wertge-
genständen durchsucht. 

Zur Analyse dieses spezifischen Deliktsbereiches wurden – 
in Zusammenarbeit mit der Polizei des Bundeslandes Bremen 
– polizeiliche Akten sowie Daten aus einem Vorgangsverwal-
tungssystem analysiert, ferner Interviews mit einigen älteren 
Opfern geführt. Die erhobenen Daten zeigen, dass im Bereich 
der Trickdiebstähle ein steiler Anstieg des Viktimisierungsri-
sikos im höheren Alter und zwar insbesondere jenseits des 
80. Lebensjahres zu verzeichnen ist. Betroffen sind vor allem 
alleinlebende hochaltrige Frauen. Abbildung 2 zeigt das jähr-
liche Opferwerdungsrisiko (Opfer pro 1.000 Einwohner) im 
Bereich des Trickdiebstahls nach Alter und Geschlecht. 

Bundesweite Opferwerdungsbefragung in der Alters-
gruppe 40-85 Jahre: Um über das polizeiliche Hellfeld 
hinaus Daten zur Altersabhängigkeit von Opferrisiken zu 
gewinnen, wurde eine bundesweite Opferwerdungsbefragung 
(Viktimisierungssurvey) in Angriff genommen. Sie richtete 
sich an Personen der Altersgruppe 40 bis 85 Jahre und wurde 
Anfang des Jahres 2005 als kombiniert persönlich- mündli-
che und schriftliche Befragung durchgeführt. Befragt wur-
den 3.030 Personen, davon 1.464 Männer (48.3%) und 1.566 
Frauen (51.7%). 69.5% der Befragten waren 60 Jahre und 
älter; das Durchschnittsalter aller Befragten lag bei 63.4 Jah-
ren. Die Teilnahmequote der persönlich-mündlichen Inter-
views betrug 42%; 86% der mündlich Befragten (n=2.602) 
füllten darüber hinaus einen Fragebogen zu Erfahrungen von 
Kriminalität und Gewalt durch Familien- und Haushaltsmit-
glieder aus. Die Daten der bundesweiten Opferwerdungsbe-
fragung ergeben in Bezug auf Menschen zwischen dem 60. 
und 85. Lebensjahr – hierin in der Tendenz den Daten der 
PKS vergleichbar – insgesamt ein eher undramatisches Bild. 

Opfererfahrungen im Bereich allgemeiner Kriminalität: 
Die hierzu gestellten Fragen bezogen sich auf 16 Delikte 
aus dem Bereich der Eigentums-, Vermögens-, Gewalt- und 
Sexualdelikte und in zeitlicher Hinsicht auf Perioden von 
12 Monaten (in diesem Fall das Kalenderjahr 2004), 5 Jah-
ren (den Zeitraum 2000 bis 2004) sowie auf die gesamte bis-
herige Lebensspanne der Befragten. Der Anteil derjenigen, 
die innerhalb der letzten 12 Monate von mindestens einem 
der 16 erfragten Deliktsmuster betroffen waren (12-Monats-
Prävalenz), liegt bei Männern wie Frauen in der Gruppe der 

Kriminalitäts- und Gewaltgefährdungen im höheren Lebensalter

Abb. 2: Opfer von Trickdiebstählen p.a. pro 1.000 Einwohner der jeweiligen Alters- 
und Geschlechtergruppe (Bremen, 01/2004 – 05/2006; polizeiliche Daten)

Abb. 1: Polizeilich registrierte Opfer vollendeter Gewaltdelikte je 100.000 der Gruppe,  
Bundesrepublik Deutschland 1994-2008 (PKS-Summenschlüssel Gewaltkriminalität - 8920)
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40-59-Jährigen etwa doppelt so hoch wie bei den 60-Jährigen 
und Älteren; Abbildung 3 stellt diesbezügliche Ergebnisse 
dar. 

Handtaschenraub ist das einzige in der Studie erfragte Delikt, 
von dem Frauen der Altersgruppe 60+ im Vergleich zu Frauen 
der Altersgruppe 40-59 Jahre deutlich stärker betroffen sind 
(12-Monats-Prävalenzen 1.1% vs. 0.6%). Auch die aufgrund 
der Angaben der Befragten ermittelten 5-Jahres-Prävalenzen 
zeigen insgesamt eine geringere Gefährdung der Älteren. 
Während 31.8% der Frauen und 30.9% der Männer unter 60 
Jahren mindestens eine Opfererfahrung im Verlauf der letz-
ten fünf Jahre berichteten, liegen die entsprechenden Anteile 
in der Altersgruppe 60+ bei 16.6% (Frauen) bzw. 17.8% 
(Männer). Abbildung 4 stellt für jeweils fünf Altersjahrgänge 
die 5-Jahres-Prävalenzen für die Gesamtheit der 16 erfrag-
ten Straftaten dar. Es wird deutlich, dass es bei einer solchen 
querschnittlichen Betrachtung einen nahezu linearen Rück-
gang des Risikos der Opferwerdung mit dem Alter gibt. 

Kriminalitätsfurcht, Sicherheitsgefühl, Vorsichts- und Ver-
meideverhalten: Die Studie belegt ferner, dass ältere Menschen 
nicht – wie vielfach angenommen – einfach kriminalitätsängst-
licher sind als jüngere Erwachsene. Wie Abb. 5 zeigt, fürch-
ten ältere Menschen sich nicht häufiger, sondern seltener als 
Jüngere, Opfer einer Straftat zu werden – mit Ausnahme des 
Handtaschenraubs, wo eine solche Befürchtung jedoch keines-
wegs als Zeichen von Irrationalität interpretiert werden kann. 

In der Befragung wurde auch erhoben, in welcher Weise 
Menschen sich vor Kriminalität zu schützen versuchen. 
Dabei wurde deutlich, dass Befragte jenseits des 60. Lebens-
jahres deutlich häufiger als Jüngere angeben, Vermeideverhal-
ten zu zeigen, etwa bei Dunkelheit lieber im Haus zu bleiben, 
als gefährlich empfundene Orte nach Möglichkeit zu meiden, 
abends keine öffentlichen Verkehrsmittel zu benutzen und 
nur wenig Bargeld bei sich zu führen. 
Ältere Menschen fürchten sich nicht mehr vor Kriminalität 
als Jüngere. Sie verhalten sich jedoch – auch vor dem Hin-
tergrund mit dem Alter sich verändernder Verhaltensmus-
ter, Lebensstile und Handlungsmöglichkeiten – vorsichtiger 
und minimieren hierdurch ihr Risiko zumindest im Bereich 
außerhalb des persönlichen Nahraums. 

Opfererfahrungen im sozialen Nahraum: Auch im Hin-
blick auf – mittels Fragebogen erfasste – Viktimisierungen 
durch Familien- und Haushaltsmitglieder zeigt sich in der 
Studie, dass alle erfragten Formen von Opfererfahrungen im 
Bereich häuslicher Gewalt bei 40-59-Jährigen weiter verbrei-
tet sind als in der Altersgruppe 60+. 
Wie Abbildung 6 zeigt, liegen die 12-Monats-Prävalenzen 
für physische Gewalt durch Familien- und Haushaltsmit-
glieder in der Altersgruppe 40-59 Jahre mehr als 2.5-mal so 
hoch wie bei den Älteren. Das Bild wird quantitativ domi-
niert von psychischer und verbaler Aggression. Während in 
der Altersgruppe der 60-85-Jährigen etwa jede vierte befragte 
Person angibt, innerhalb der letzten 12 Monate verbal aggres-
sives Verhalten und andere nicht körperliche Formen von 
Aggression durch nahe stehende Personen erlebt zu haben, 
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Abb. 4: Bundesweite Opferwerdungsbefragung:
Gewalt-, Sexual-, Vermögensstraftaten:  
5-Jahres-Prävalenzen (2000-2004) nach Alter und Geschlecht

Abb. 5: Bundesweite Opferwerdungsbefragung:
Häufigkeit viktimisierungsbezogener Befürchtungen nach Alter der Befragten
(1 = nie, 3 = manchmal, 5 = sehr häufig)

Abb. 6: Bundesweite Opferwerdungsbefragung:
12-Monats-Prävalenz psychischer Aggression/physischer Gewalt 
durch Familien- und Haushaltsmitglieder
(in % der Befragten)

Kriminalitäts- und Gewaltgefährdungen im höheren Lebensalter

Abb. 3: Bundesweite Opferwerdungsbefragung zu Gewalt-, Sexual-, Vermögensstraf-
taten:  Opferanteile 2004 (in %) nach Alter und Geschlecht
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berichten nur relativ wenige ältere Befragte auch über kör-
perliche Gewalt. 

Das – insgesamt wenig dramatische - Bild der Opferwer-
dung im höheren Lebensalter muss auch nach Einbezie-
hung der Daten dieser großen Dunkelfeldbefragung insofern 
unvollständig bleiben, als einige besonders verletzbare Teil-
populationen der älteren Generation über derartige standar-
disierte Surveys kaum erreicht werden. Hierzu gehören ins-
besondere pflegebedürftige alte Menschen. Die im Folgenden 
dargestellten Untersuchungskomponenten zielten – zumin-
dest für den Bereich häuslicher Pflegebedürftigkeit – darauf 
ab, auch Opferrisiken dieser sonst leicht übersehenen Gruppe 
zu beleuchten. 

Interviewstudie in häuslichen Pflegearrangements: Im 
Rahmen einer in drei deutschen Regionen durchgeführ-
ten qualitativen Interviewstudie wurden in 178 Interviews 
und 4 Gruppengesprächen 201 Gesprächspartnerinnen und 
–partner erreicht (32 Pflegebedürftige, 97 pflegende Angehö-
rige, 53 ambulante Pflegekräfte, 19 sonstige Gesprächspart-
ner). Die Interviews bezogen sich auf insgesamt 90 häusliche 
Pflegearrangements. 

Im Hinblick auf Handlungsweisen, Motive, Auslöser, Fol-
gen und Kontexte von Fällen der Misshandlung und Vernach-
lässigung Pflegebedürftiger wurde in den Interviews ein viel-
schichtiges und heterogenes Geschehen sichtbar. Es wurde 
deutlich, dass es – mit Blick auf die Entstehungsbedingungen 
wie auch auf Präventions- und Interventionsmaßnahmen – 
erforderlich ist, Typen der Viktimisierung Pflegebedürftiger 
zu unterscheiden. Dabei führen die gebräuchlichen Unter-
scheidungen zwischen körperlichen und psychischen For-
men der Viktimisierung sowie zwischen Misshandlung (d.h. 
aktivem Tun) und Vernachlässigung (d.h. Nicht-Handeln) 
nur begrenzt weiter. Eine Aufgliederung von Vorkommnis-
sen lässt sich vornehmen anhand zweier miteinander ver-
knüpfter Merkmale:
-	� (1) Gibt es eine Intention des Täters oder der Täterin, die 

pflegebedürftige Person zu schädigen?
-	� (2) Wenn eine solche Intention vorhanden ist: Ist sie eng an 

eine spezifische situative Bedingungskonstellation gebun-
den oder geht sie hierüber hinaus und ist bei dem Täter / 
der Täterin auch über Situationen hinweg vorhanden? 

Beispiele für Fälle ohne Schädigungsabsicht auf Seiten des 
Täters oder der Täterin sind die Vernachlässigung einer pfle-
gebedürftigen Person aus Unwissen oder aus völliger Über-
forderung (teils gepaart mit motivationalen Hemmnissen, 
Hilfe von Dritten anzunehmen), die Zufügung körperlicher 
Schmerzen, um den Widerstand einer pflegebedürftigen 
Person gegen als notwendig erachtete Pflegehandlungen zu 
überwinden oder Einschränkungen der Bewegungsfreiheit 
mit dem Ziel, die pflegebedürftige Person dadurch vor Selbst- 
oder auch Fremdgefährdungen zu schützen. Im Ergebnis 
handelt es sich hierbei zum Teil um für die Pflegebedürftigen 
in hohem Maße unangenehme, schädliche oder gefährdende 
Verhaltensweisen. Ihre Gemeinsamkeit liegt darin, dass das 
Handeln des jeweiligen Akteurs frei ist von dem Bestreben, 
der pflegebedürftigen Person Schaden zuzufügen, sie zu ver-
letzen oder in ihrer Integrität zu beeinträchtigen. Das Prob-
lematische dieser Verhaltensweisen liegt daher vor allem in 
ihrem Ergebnis (Beeinträchtigung oder Gefährdung), nicht in 
dem die Handlung leitenden Motiv. 

Abzugrenzen hiervon sind Fälle, in denen in einer emoti-
onal aufgeladenen Situation der Wunsch entsteht, die pflege-
bedürftige Person zu verletzen, zu demütigen, ihr Schmerzen 

zuzufügen, sie im extremen Fall sogar zu töten. Hierzu gehört 
etwa der pflegende Ehemann, der von seiner demenzkranken 
Frau zum wiederholten Male körperlich attackiert wird und 
sie in einer Art von „überschießender Reaktion“ schlägt oder 
die Tochter, die sich durch eine Äußerung des pflegebedürfti-
gen Vaters provoziert und gekränkt fühlt und mit Beschimp-
fungen reagiert. Hier ist im Moment des Handelns tatsächlich 
eine Schädigungsabsicht vorhanden; diese entsteht aber erst 
in der konkreten Situation und besteht nicht fort, nachdem 
die Situation vorüber (und gewissermaßen „abgekühlt“) ist. 

Strafrechtlich von besonderer Bedeutung sind jene Fälle, 
in denen das Handeln des Täters nicht nur situativ, sondern 
auch darüber hinaus von dem Bestreben geleitet ist, die pfle-
gebedürftige Person zu schädigen, ihr Schmerzen zuzufügen, 
sie in ihrer Würde, ihrer Identität, ihrem Selbstwertgefühl 
zu beeinträchtigen oder sich auf ihre Kosten zu bereichern. 
Die konkreten Fallgestaltungen sind hier sehr unterschied-
lich. Sie umfassen die ambulante Pflegekraft, die sich gezielt 
ein besonders wehrloses Opfer für eine Gewalttat aussucht 
ebenso wie die pflegende Angehörige, die vor dem Hinter-
grund eines langjährigen Beziehungskonfliktes dazu über-
geht, die pflegebedürftige Person nicht mehr adäquat zu 
versorgen. 

Schriftliche Befragungen von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern ambulanter Pflegedienste sowie von pfle-
genden Familienangehörigen: In zwei weiteren Teilstudien 
wurden insgesamt 503 ambulante Pflegekräfte und 254 pfle-
gende Familienangehörige schriftlich befragt. Beide Befra-
gungen zeigen, dass problematisches Verhalten gegenüber 
älteren Pflegebedürftigen nicht auf Einzelfälle beschränkt 
bleibt. So berichteten 39.7% der befragten Pflegekräfte für 
den Zeitraum der letzten 12 Monate wenigstens eine Form 
kritischen Verhaltens gegenüber Pflegebedürftigen. Formen 
verbaler Aggression und psychischer Misshandlung wurden 
am häufigsten angegeben (21.4% der Befragten). Weit ver-
breitet waren auch pflegerische (18.8%) bzw. psychosoziale 
Vernachlässigung (16.0%). Problematische Formen mechani-
scher bzw. medikamentöser Freiheitseinschränkung wurden 
von 9.6 bzw. 3.8% der Befragten berichtet. 8.5% aller Befrag-
ten haben nach eigenen Angaben mindestens einmal in den 
vergangenen zwölf Monaten eine pflegebedürftige Person in 
einer Weise behandelt, die – zumindest bei weiter Interpreta-
tion des Begriffs – als körperliche Misshandlung betrachtet 
werden kann. Dabei handelt es sich überwiegend um „grobes 
Anfassen“, also eher nicht um massive Formen physischer 
Gewalt. In der Gruppe befragter pflegender Angehöriger 
war psychische Misshandlung Pflegebedürftiger und verbale 
Aggression ihnen gegenüber mit einer 12-Monats-Präva-
lenz von 47.6% am weitesten verbreitet. Formen physischer 
Misshandlung berichten für einen Zeitraum von 12 Monaten 
19.4% der befragten Angehörigen. 

	 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 	

Die hier nur in Auszügen darstellbare Studie hat gezeigt, 
dass – nach allen vorliegenden Informationen – die objek-
tive wie subjektive Sicherheitslage der Mehrheit der älteren 
Generation gut ist. Ältere Menschen werden seltener Opfer 
von Straftaten als jüngere, verhalten sich vorsichtiger und 
fühlen sich durch Kriminalität nicht übermäßig bedroht. 

Zugleich ist deutlich geworden, dass es Bereiche besonde-
rer Gefährdung gibt. Hierzu zählen insbesondere mit Täu-
schungen verknüpfte Eigentums- und Vermögensdelikte, 
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bei denen die Täter es gezielt auf ältere Menschen abgesehen 
haben. Prävention kann in diesem Bereich in erster Linie 
durch Beseitigung bzw. Einschränkung von Tatgelegenhei-
ten erfolgen. Gefährdete Personen können durch gezielte 
Aufklärung geschützt werden. Prävention sollte – soweit 
sie sich direkt an die potenziellen Opfer richtet – frühzei-
tig, jedenfalls vor dem Erreichen des hohen Alters einset-
zen, um Ansprechbarkeit und Erreichbarkeit zu optimie-
ren. Prävention bedarf zudem der Einbeziehung von Per-
sonen und Institutionen, die im Hinblick auf Gefährdungen 
Älterer Schutzfunktionen übernehmen können (z.B. Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter von Banken). Sie sollte neben 
Kriminalität im engeren Sinne auch systematisch auf Ältere 
ausgerichtete unseriöse Geschäftspraktiken in den Blick 
nehmen; als Akteure kommen hier neben der Polizei vor 
allem Ordnungsbehörden und Verbraucherschutzeinrich-
tungen in Betracht. 

Zu den Bereichen besonderer Gefährdung zählt auch der 
Komplex der Misshandlung und Vernachlässigung pflege- 
und hilfebedürftiger älterer Menschen. Hier zeigen sich im 
Hinblick auf Erkennbarkeit und Interventionsmöglichkei-
ten besondere Problemlagen. Während sich Gefährdungen 
im so genannten „dritten Lebensalter“ (d.h. etwa bei den 
60-80-Jährigen, die heute ganz überwiegend nicht auf Pflege 
angewiesen sind) auf der Basis der vorhandenen Dunkel- 
wie Hellfelddaten inzwischen recht verlässlich quantifi-
zieren lassen, bestehen in Bezug auf Hochaltrige und Pfle-
gebedürftige Unschärfen. Hohes Lebensalter, Krankheit, 
Gebrechlichkeit und Pflegebedürftigkeit gehen tendenziell 
mit erhöhter Anfälligkeit gegenüber etwaigen Viktimisie-
rungsversuchen einher, ferner mit einer reduzierten Fähig-
keit, im Falle der Opferwerdung Anzeige zu erstatten oder 
sich in anderer Weise selbst um Hilfe und Abhilfe zu bemü-
hen. Da hochaltrige und pflegebedürftige Menschen außer-
dem eher selten in große sozialwissenschaftliche Bevölke-
rungsbefragungen einbezogen werden, ist davon auszuge-
hen, dass sowohl die PKS als auch einschlägige Studien die 
realen Viktimisierungsrisiken in dieser Lebensphase nur 
sehr beschränkt abbilden können. Abbildung 7 stellt die 
Zusammenhänge schematisch dar. 

Im Hinblick auf Opferwerdungen Pflegebedürftiger ste-
hen Wissenschaftler wie Strafverfolger somit vor ähnlichen 
Erkenntnisproblemen. Das Deliktsfeld kann polizeilich 
sinnvoll nur in Kooperation mit anderen Professionen und 
Institutionen bearbeitet werden. 

Die Diskussion der Ergebnisse der Interviewstudie hat 
deutlich gemacht, dass etwa im familiären Umfeld in vie-
len Fällen eine strafrechtliche Intervention dem Unrechts-
gehalt der Tat kaum angemessen wäre – und zudem unmit-
telbar die Frage einer stationären pflegerischen Versorgung 
nach sich ziehen könnte. Im Hinblick auf die Gestaltung 
von Prävention und Intervention ist sehr deutlich zwischen 

unterstützenden, entlastenden, beratenden Maßnahmen auf 
der einen Seite (im Hinblick auf Fälle der Viktimisierung 
durch „prinzipiell gutwillige“ Pflegende) und kontrollieren-
den und sichernden Maßnahmen auf der anderen Seite zu 
differenzieren. Pflegende sind in vielfacher Hinsicht belas-
tet, Be- und Überlastung können risikoerhöhende Faktoren 
sein. Ein Ansatz, der – wie es auch in der fachöffentlichen 
Diskussion oft getan wird – „Gewalt in der Pflege“ in ers-
ter Linie oder gar ausschließlich auf Belastungen zurück-
führt und dementsprechend Entlastung als den zentralen 
(oder gar alleine hinreichenden) Mechanismus der Präven-
tion sieht, greift zu kurz. Aufgrund der in der Regel stark 
eingeschränkten Hilfesuchmöglichkeiten von Pflegebedürf-
tigen sollte die Option proaktiver, zugehender Elemente in 
der Gestaltung von Hilfeangeboten stets vorrangig geprüft 
werden. Einer Optimierung der Zusammenarbeit zwischen 
relevanten Berufsgruppen, Institutionen und Organisatio-
nen kommt große Bedeutung zu. Hierzu gehört insbeson-
dere eine intensivere Kooperation zwischen Akteuren des 
Gesundheits-, Pflege- und Altenhilfesystems, kommunalen 
und freigemeinnützigen Beratungs- und Kriseninterventi-
onsstrukturen sowie Polizei und Justiz. 

Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Studie fördert 
das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend derzeit ein von der Deutschen Hochschule der Poli-
zei (Münster) koordiniertes Aktionsprogramm „Sicher 
leben im Alter“. Ausgehend von der Position, dass Prä-
vention sich auf spezifische „Gefahrenzonen“ des höheren 
Lebensalters konzentrieren sollte, werden im Rahmen des 
Aktionsprogramms u.a. Schulungen mit ambulanten Pfle-
gekräften und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Ban-
ken durchgeführt, um sie zu befähigen, Gefährdungslagen 
älterer Menschen besser zu erkennen und professionell dar-
auf zu reagieren. Eine aus dem Programm erwachsene Bro-
schüre (GÖRGEN, 2009) informiert Seniorinnen und Seni-
oren und deren Angehörige über Gefährdungen im Bereich 
betrügerischer Delikte.
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Abb. 7: Bedeutsamkeit von Pflegebedürftigkeit/Gebrechlichkeit für Tatfolgen,  
Tatentdeckungswahrscheinlichkeit und Erreichbarkeit für opferbezogene Forschung
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von Lissabon - Teil 2

Fortsetzung
Neben einem zustimmenden Verhalten kann das Europäische 

Parlament den Erlass eines Rechtsaktes dadurch verhindern, dass 
es mit der Mehrheit seiner Mitglieder den Standpunkt des Rates 
ablehnt, sich im Vermittlungsausschuss nicht auf einen gemein-
samen Entwurf einigt oder einen vom Vermittlungsausschuss 
gebilligten Entwurf nicht mit der erforderlichen Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen annimmt. Im Verhältnis zum Rat verfügt 
das Europäische Parlament somit über ein negatives Mitentschei-
dungsrecht. Wie aus der Bezeichnung „ordentliches“ und „außer-
ordentliches“ Gesetzgebungsverfahren hervorgeht, bildet das 
ordentliche Gesetzgebungsverfahren das Regelverfahren für die 
Annahme von Rechtsakten. Das gilt auch für die PJZS, so dass 
das ursprünglich auf eine  Anhörung beschränkte Europäische 
Parlament bei der Gesetzgebung jetzt eine erheblich verstärkte 
Rolle spielt und damit die demokratische Legitimität erlasse-
ner Rechtsakte erhöht wird.   Allerdings weist das Verfahren im 
Bereich der PJZS einige Besonderheiten auf, die den Unterschie-
den in den Rechtsordnungen und -traditionen der Mitgliedstaaten 
Rechnung tragen sollen. So können u.a. die Rechtsakte, die in den 
Kapiteln über die polizeiliche und die justizielle Zusammenarbeit 
in Strafsachen genannt werden, nicht nur auf Vorschlag der Kom-
mission, sondern nach Art. 76 auch auf Initiative eines Viertels der 
Mitgliedstaaten erlassen werden. Damit wird das schon früher 
bestehende Initiativrecht der Mitgliedstaaten in veränderter Form 
beibehalten.

c) Nationale Parlamente als Wächter des Subsidiaritätsprinzips
Für die gesetzgebende Tätigkeit der EU auch im Bereich der 

PJZS sind die in Art. 5 EUV niedergelegten Grundsätze der Sub-
sidiarität und der Verhältnismäßigkeit  von grundlegender Bedeu-
tung. Nach dem Subsidiaritätsprinzip wird die EU in den Berei-
chen, die nicht in ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen (für die 
PJZS ist die EU nicht ausschließlich zuständig), nur tätig, sofern 
und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen von 
den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler oder 
lokaler Ebene ausreichend verwirklicht werden können, sondern 
vielmehr wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen auf Uni-
onsebene besser zu verwirklichen sind. Nach dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit gehen die Maßnahmen der EU inhaltlich wie 
formal nicht über das hinaus, was zur Erreichung der vertraglichen 
Ziele erforderlich ist. Als die Zuständigkeit der EU begrenzende 
Prinzipien sind sie von den EU-Organen bei der gesetzgebenden 
Tätigkeit zu beachten, die insoweit der richterlichen Kontrolle 
des Gerichtshofs der EU unterliegen. Durch den Vertrag von Lis-
sabon werden die nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten erst-
mals zu Wächtern des Subsidiaritätsprinzips erhoben. Die ihnen 
übertragene Funktion ist in zwei Protokollen als Bestandteil des 

EUV/AEUV geregelt, dem Protokoll über die Rolle der nationa-
len Parlamente und der Europäischen Union und dem Protokoll 
über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit. Speziell für Rechtsakte im Bereich der PJZS 
wird die Sorge der nationalen Parlamente für die Achtung des 
Subsidiaritätsprinzips in Art. 69 ausdrücklich hervorgehoben. Die 
Einbindung der nationalen Parlamente besteht darin, dass sie von 
den EU-Organen umfassend und rechtzeitig über alle Entwürfe 
von Rechtsakten zu unterrichten sind. Sie können dazu Stellung-
nahmen abgeben, die dazu führen können, dass ein Rechtsakt auf 
europäischer Ebene nicht weiter verfolgt wird, wenn ihn die nati-
onalen Parlamente mehrheitlich wegen Verstoßes gegen das Sub-
sidiaritätsprinzip ablehnen. Wegen Verstoßes gegen dieses Prinzip 
kann schließlich jeder Mitgliedstaat im Namen seines Parlaments 
Klage beim Gerichtshof der EU erheben. 

	 3. Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen	

Die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen ist in den Arti-
keln 82 bis 86 geregelt. Nach Art. 82 Abs. 1 beruht sie auf dem 
Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher Urteile 
und Entscheidungen und umfasst die Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten. Das Europäische Parlament und 
der Rat erlassen gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfah-
ren Maßnahmen, um 
-	� Regeln und Verfahren festzulegen, mit denen die Anerken-

nung aller Arten von Urteilen und gerichtlichen Entscheidun-
gen in der gesamten Union sichergestellt wird;

-	� Kompetenzkonflikte zwischen den Mitgliedstaaten zu verhin-
dern und beizulegen;

-	� die Weiterbildung von Richtern und Staatsanwälten sowie Jus-
tizbediensteten zu fördern; 

-	� die Zusammenarbeit zwischen den Justizbehörden oder ent-
sprechender Behörden der Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Strafverfolgung sowie des Vollzugs und der Vollstreckung von 
Entscheidungen zu erleichtern. 

Soweit es zur Erleichterung der gegenseitigen Anerken-
nung gerichtlicher Urteile und Entscheidungen und der poli-
zeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen 
mit grenzüberschreitender Dimension erforderlich ist, kön-
nen das Europäische Parlament und der Rat nach Art. 82  
Abs. 2 gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
durch Richtlinien Mindestvorschriften festlegen, die Folgendes 
betreffen: 
-	� die Zulässigkeit von Beweismitteln auf gegenseitiger Basis 

zwischen den Mitgliedstaaten; 
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-	� die Rechte des Einzelnen im Strafverfahren; 
-	� die Rechte der Opfer von Straftaten; 
-	� sonstige spezifische Aspekte des Strafverfahrens, die zuvor 

vom Rat durch Beschluss bestimmt worden sind, welchen 
Beschluss der Rat einstimmig nach Zustimmung des Europäi-
schen Parlaments erlässt.

Bei den Mindestvorschriften sind die Unterschiede zwischen 
den Rechtsordnungen und –traditionen der Mitgliedstaaten zu 
berücksichtigen. Dementsprechend kann jeder Mitgliedstaat ein 
höheres Schutzniveau für den Einzelnen beibehalten oder einfüh-
ren. Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, dass der Entwurf einer 
Richtlinie über Mindestvorschriften grundlegende Aspekte seiner 
Strafrechtsordnung berühren würde, kann sein Vertreter im Rat 
beantragen, dass der Europäische Rat befasst wird. In diesem Fall 
wird das ordentliche Gesetzgebungsverfahren ausgesetzt. Wird 
im Europäischen Rat Einvernehmen erzielt, weist dieser den 
Entwurf an den Rat zurück und das ordentliche Gesetzgebungs-
verfahren wird wieder aufgenommen. Wird kein Einvernehmen 
erzielt, können mindestens neun Mitgliedstaaten im Wege der 
sog. verstärkten Zusammenarbeit unter Zurhilfenahme der EU-
Organe die Richtlinie mit Geltung nur für sich annehmen.  Im 
Hinblick auf die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten können nach Art. 83 Abs. 1 im ordentlichen Gesetz-
gebungsverfahren durch Richtlinien Mindestvorschriften erlassen 
werden, um Straftaten und Strafen in Bereichen besonders schwe-
rer Kriminalität festzulegen, die aufgrund der Art oder der Aus-
wirkungen der Straftaten oder der Notwendigkeit, sie auf einer 
gemeinsamen Grundlage zu bekämpfen, eine grenzüberschrei-
tende Dimension haben. Zu diesen Kriminalitätsbereichen gehö-
ren Terrorismus, Menschenhandel und sexuelle Ausbeutung von 
Frauen und Kindern, illegale Drogen- und Waffenhandel, Geld-
wäsche, Korruption, Fälschung von Zahlungsmitteln, Computer-
kriminalität und organisierte Kriminalität. Je nach Entwicklung 
der Kriminalität kann der Rat durch Beschluss weitere Bereiche 
einbeziehen, welchen Beschluss er einstimmig nach Zustimmung 
des Europäischen Parlaments fasst. Nach Maßgabe von Art. 83 
Abs. 2 ist die Angleichung der Strafvorschriften auch unter einem 
anderen Aspekt möglich. Erweist sich diese Angleichung als 
unerlässlich, um die Politik der EU wirksam auf einem Gebiet 
durchzuführen, auf dem Harmonisierungsmaßnahmen erfolgt 
sind (z.B. solche zum Schutz der Umwelt), so können durch 
Richtlinien Mindestvorschriften festgelegt werden; diese Richtli-
nien werden nach dem Verfahren erlassen, das für die Harmoni-
sierungsmaßnahme gilt. Macht ein Mitgliedstaat geltend, dass der 
Entwurf einer Richtlinie nach Art. 83 Abs. 1 oder 2 grundlegende 
Aspekte seiner Strafrechtsordnung berühren würde, wird wie bei 
Richtlinien über die gegenseitige Anerkennung von Urteilen und 
gerichtlichen Entscheidungen verfahren. Nach Art. 84 können 
im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren Maßnahmen getroffen 
werden, um das Vorgehen der Mitgliedstaaten im Bereich der Kri-
minalprävention zu fördern und zu unterstützen; ausgeschlossen 
ist hierbei jegliche Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten. Ebenfalls im ordentlichen Gesetzgebungsverfah-
ren können nach Art. 85 mittels Verordnungen Aufbau, Arbeits-
weise, Tätigkeitsbereich und Aufgaben von Eurojust festgelegt 
werden. Eurojust ist eine Gruppe, die aus je einem Strafverfolger 
pro Mitgliedstaat besteht und dem Zweck dient, Informationen 
untereinander auszutauschen, Ermittlungen zu koordinieren und 
Probleme zwischen nationalen Strafverfolgungsbehörden auszu-
räumen. Eurojust besteht seit 2002. Zur Ergänzung von Eurojust 
sieht Art. 86 als vollkommen neue Regelung den Einsatz einer 
Europäischen Staatsanwaltschaft vor, um Straftaten zum Nachteil 
der finanziellen Interessen der EU zu bekämpfen. Dementspre-
chend ist die Europäische Staatsanwaltschaft zuständig für die 

strafrechtliche Untersuchung und Verfolgung sowie die Ankla-
geerhebung in Bezug auf Personen, die als Täter oder Teilnehmer 
die betreffenden Straftaten begangen haben, und nimmt insoweit 
vor den zuständigen Gerichten der Mitgliedstaaten die Aufgaben 
der Staatsanwaltschaft wahr. Ihren Einsatz und die Einzelheiten 
ihrer Tätigkeit legt der Rat in einer Verordnung fest, die er in 
einem besonderen Gesetzgebungsverfahren beschließt, d.h. ein-
stimmig nach Zustimmung des Europäischen Parlaments. Wird 
im Rat keine Einstimmigkeit  erreicht, auch nachdem der Euro-
päische Rat mit dem Entwurf einer Verordnung befasst wurde, 
können mindestens neun Mitgliedstaaten im Wege der verstärk-
ten Zusammenarbeit den Erlass der Verordnung mit Wirkung 
für sich herbeiführen. Ferner wird dem Europäischen Rat die 
Möglichkeit eingeräumt, die Befugnisse der Europäischen Staats-
anwaltschaft auf die Bekämpfung der schweren Kriminalität mit 
grenzüberschreitender Dimension sowie hinsichtlich solcher Per-
sonen auszudehnen, die als Täter oder Teilnehmer schwere, mehr 
als einen Mitgliedstaat betreffende Straftaten begangen haben. Der 
Europäische Rat beschließt einstimmig nach Zustimmung des 
Europäischen Parlaments und nach Anhörung der Kommission. 

	 4. Polizeiliche Zusammenarbeit	

Die polizeiliche Zusammenarbeit wird in den Artikeln 87 bis 
89 behandelt. Nach Art. 87 entwickelt die EU eine polizeiliche 
Zusammenarbeit zwischen allen zuständigen Stellen der Mit-
gliedstaaten, einschließlich der Polizei, des Zolls und anderer auf 
die Verhütung oder die Aufdeckung von Straftaten sowie ent-
sprechende Ermittlungen spezialisierter Strafverfolgungsbehör-
den. Zu diesem Zweck können gemäß dem ordentlichen Gesetz-
gebungsverfahren Maßnahmen erlassen werden, die Folgendes 
betreffen: 
-	� Einholen, Speichern, Verarbeiten, Analysieren und Austau-

schen sachdienlicher Informationen; 
-	� Unterstützung bei der Aus- und Weiterbildung von Personal 

sowie Zusammenarbeit in Bezug auf den Austausch von Per-
sonal, die Ausrüstungsgegenstände und die kriminaltechnische 
Forschung; 

-	� Gemeinsame Ermittlungstechniken zur Aufdeckung schwer-
wiegender Formen der organisierten Kriminalität. 

Maßnahmen, die die operative Zusammenarbeit der eingangs 
genannten Behörden betreffen, erläßt der Rat in einem besonde-
ren Gesetzgebungsverfahren, d.h. er beschließt einstimmig nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments. Bei fehlender Einstim-
migkeit im Rat kann diese nach den bereits erläuterten Modalitä-
ten bis hin zu einer verstärkten Zusammenarbeit mit mindestens 
neun Mitgliedstaaten überbrückt werden. Nach Art. 88 werden 
die Grundlagen für die Tätigkeit von Europol durch Verordnun-
gen im Wege des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens festge-
legt. Im Unterschied zu seinen bisherigen Aufgaben erhält Euro-
pol auch eine Zuständigkeit für operative Maßnahmen, die es 
allerdings nur in Verbindung und in Absprache mit den Behör-
den des Mitgliedstaates oder der Mitgliedstaaten ergreifen darf, 
deren Hoheitsgebiet betroffen ist; die Anwendung von Zwangs-
maßnahmen bleibt den zuständigen einzelstaatlichen Behörden 
vorbehalten. Art. 89 hat wie Art. 32 des alten EU-Vertrages die 
grenzüberschreitende Tätigkeit von Behörden zum Inhalt, in wel-
cher Beziehung der Rat in einem besonderen Gesetzgebungsver-
fahren entscheidet, d.h. er beschließt einstimmig nach Anhörung 
des Europäischen Parlaments. 

	 5. Ergänzende Maßnahmen 	

Die allgemeinen Bestimmungen zum Raum der Freiheit, der 
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Sicherheit und des Rechts sehen mehrere Maßnahmen vor, wel-
che die Maßnahmen in den einzelnen Bereichen dieses Raums wie 
der PJZS unterstützen und ergänzen sollen. Nach Art. 70 kann 
der Rat auf Vorschlag der Kommission Maßnahmen erlassen, mit 
denen Einzelheiten festgelegt werden, nach denen die Mitglied-
staaten in Zusammenarbeit mit der Kommission eine objektive 
und unparteiische Bewertung dessen vornehmen, wie die Behör-
den der Mitgliedstaaten die Unionspolitik im Bereich des Raums 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts durchführen, insbeson-
dere im Hinblick auf eine umfassende Anwendung des Grund-
satzes der gegenseitigen Anerkennung. Das Europäische Parla-
ment und die nationalen Parlamente werden vom Inhalt und den 
Ergebnissen dieser Bewertung unterrichtet. Weiterhin kann der 
Rat nach Art. 74 Maßnahmen treffen im Hinblick auf eine Ver-
waltungszusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten untereinander sowie zwischen diesen Behör-
den und der Kommission.  Der Rat beschließt diese Maßnahmen 
einstimmig nach Anhörung des Europäischen Parlaments, im 
Bereich der PJZS auf Vorschlag der Kommission oder auf Initia
tive eines Viertels der Mitgliedstaaten. Um das vertragliche Ziel 
eines hohen Maßes an Sicherheit in Bezug auf die Verhütung und 
Bekämpfung von Terrorismus und damit verbundener Aktivitä-
ten zu verwirklichen, räumt schließlich Art. 75 dem Europäischen 
Parlament und dem Rat die Möglichkeit ein, im ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren durch Verordnungen einen Rahmen für 
Verwaltungsmaßnahmen im Hinblick auf Kapitalbewegungen 
und Zahlungen zu schaffen; dazu kann das Einfrieren von Gel-
dern, finanziellen Vermögenswerten oder wirtschaftlichen Erträ-
gen im Besitz natürlicher oder juristischer Personen, Gruppieren 
oder nichtstaatlicher Einheiten gehören.

	 6. Der Gerichtshof der EU	  

Die auf bestimmte Verfahren begrenzte Zuständigkeit des 
Gerichtshofs, wie sie dem ehemaligen Art. 35 des EU-Vertrages 

zugrunde lag, ist entfallen. Damit sind auf Maßnahmen im 
Bereich der PJZS alle im AEUV vorgesehehen Verfahrensarten 
ohne Einschränkung anwendbar. Dies gilt insbesondere für das 
in Art. 258 geregelte Vertragsverletzungsverfahren, mittels des-
sen die Kommission als „Hüterin der Verträge“ durch Klage vor 
dem Gerichtshof Verstöße der Mitgliedstaaten gegen Unions-
recht rügen kann, und das Verfahren der Vorabentscheidung nach 
Art. 267, bei dem die Anrufung des Gerichtshofs durch nationale 
Gerichte nicht mehr von einer diesbezüglichen Entscheidung 
des jeweiligen Mitgliedstaates abhängt. Wenn er über rechtliche 
Angelegenheiten des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts entscheidet, ist der Gerichtshof nach Art. 276 wie bisher 
nicht zuständig für die Überprüfung der Gültigkeit oder Verhält-
nismäßigkeit von Maßnahmen der Polizei oder anderer Strafver-
folgungsbehörden eines Mitgliedstaates oder der Wahrnehmung 
der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten für die Aufrechter-
haltung der öffentlichen Ordnung und den Schutz der inneren 
Sicherheit. 

	 7. Schlussbemerkung 	

Die vorstehenden Ausführungen haben gezeigt, dass die Ände-
rungen des Vertrages von Lissabon im Hinblick auf die Ziele und 
Inhalte der PJZS moderat ausgefallen sind und die Mitgliedstaa-
ten in dem politisch sensiblen Bereich der inneren Sicherheit nur 
insoweit eine Zusammenarbeit auf europäischer Ebene praktizie-
ren wollen, als dies im Vergleich zu einzelstaatlichem Handeln 
einen „europäischen Mehrwert“ verspricht. Deutlich aufgewer-
tet wurden hingegen das Handlungsinstrumentarium, das Ver-
fahren der Gesetzgebung und die gerichtliche Kontrolle, welche 
Aufwertung sich daraus erklärt, dass sich die Mitgliedstaaten aus 
der Schwerfälligkeit der bisherigen PJZS befreien wollten. Die 
vertraglichen Grundlagen für ein wirkungsvolleres Handeln in 
diesem Bereich sind gelegt; die Zukunft wird zeigen, ob sie auch 
genutzt werden.

Buchbesprechung
Verhaltensmuster von adoleszenten Patienten mit Antiso-
zialer Persönlichkeitsstruktur im Maßregelvollzug
Multimodaler Messansatz zur Eruierung spezifischer psy-
chosozial–psychiatrischer Verhaltensmuster (ASPS; DSM-
IV: 301.7)
Handlich und komprimiert bietet dieses Buch
•	 �Einen historischen Abriss über Studien mit Antisozial Per-

sönlichkeitsgestörten (DSM-IV: 301.7) von 1809 bis heute 
•	 �Eine mehrdimensional forschende Herangehensweise, 

aufgrund des  multifaktoriellen Wirkgeschehens: visuelle 
räumlich-selektive Aufmerksamkeit (visueller Oddball,  
Ereigniskorrelierte Potentiale: N1, N2, P2, P300), Elekt-
rodermale Aktivität, Blutdruck, Herzrate, Reaktionszeit, 
Trefferquote, Aggressivität, Frustrationstoleranz, Neuroti-
zismus, Psychotizismus, Extraversion 

•	 �Einen signifikanten Nachweis darüber, dass auch straffällig 
Gewordene auf emotionale Inhalte (Bilder von Gewaltop-
fern) präattentiv („vor-bewußt“) deutlich sensitiv „anspre-
chen“, trotz frontaler zerebraler Dysfunktion (Erhöhung 
der Chance für eine schnellere und optimalere Resoziali-
sierung über psychotherapeutische Bewußtmachung dieser 
- vorerst - noch unbewußten Emotionalität?)

•	 �Eine gute Argumentationsgrundlage für den weiteren Aus-
bau des Maßregelvollzuges („Therapie statt Strafe“, „Der 

Maßregelvollzug ist auf Dauer kos-
tengünstiger als der Strafvollzug“). 

Das Werk ist multiprofessionell nütz-
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Meldungen über den Gerichtsprozess des Ulm-Sauerland-
Netzwerkes lassen die Frage aufkommen, warum junge Men-
schen sich terroristischen Zielen verschreiben und für diese bereit 
sind, sich und ihnen unbekannte Menschen zu töten. Die Unter-
suchung solcher Radikalisierungsprozesse ist in zweierlei Hin-
sicht wichtig: Zum einen stellt sich die Frage, warum junge Mig-
ranten, deren Eltern Hoffnung auf sozialen Aufstieg und Wohl-
stand hegten, sich in Deutschland radikalisieren. Zum zweiten, 
warum Deutsche, die vormals keinerlei Bezug zur islamischen 
Glaubenskultur hatten, diesen plötzlich in fanatischer Weise 
leben. Dabei können weder die Besonderheiten im Jugendalter 
noch die persönliche Situation der Rekrutierten isoliert betrachtet 
eine plausible Antwort geben. Nachfolgend wird besonders der 
Entwicklung vom Erstkontakt mit fanatischem Gedankengut bis 
hin zur eigenen Überzeugung Aufmerksamkeit gewidmet, wobei 
kalkulierte Gruppendynamiken eine wichtige Rolle spielen.

Der Artikel untersucht Abläufe der Rekrutierungsarbeit isla-
mistischer Fanatiker, insbesondere der Al Qaida. Die Al Qaida 
besitzt bereits eine Art Kultstatus bei jungen Menschen, der auch 
von anderen radikal-islamistischen Gruppierungen zur Rekrutie-
rung genutzt wird; bzw. Gruppen etablieren sich nach deren Vor-
bild. Ein vergleichender Blick auf Glaubensgrundsätze des Islam 
mit den extremistischen Inhalten offenbart die Diskrepanz zwi-
schen religiöser und terroristischer Überzeugung.

	 „Allahu Akbar“ – die inhaltsleere Kampfansage	

Islamistischer Terror hat eine Schwäche: es gibt kein (politi-
sches) Programm, das explizite Vorstellungen für den Fall des 
Erreichens ihrer Ziele vorsieht. Dies fällt besonders bei der Al 
Qaida auf.1 Das Netzwerk will die weltweite Islamisierung und 
Unterwerfung des islamischen Rechts durchsetzen.2 Nun darf 
man sich das islamische Regelwerk, die schari´a, jedoch nicht 
als ein Buch vorstellen, in dem die Gesetze des Islam kodifiziert 
sind. Vielmehr handelt es sich um ein Konstrukt, dass neben dem 
Koran auf mehreren Schriften unterschiedlicher Quellen und 
deren Interpretation basiert. Was dazu gehört und was nicht, 
ist eine alte Streifrage unter Islamgelehrten. Auch ist die Über-
setzung der schari´a als „das islamische Recht“ zu kurz gegrif-
fen. Die terroristische Forderung nach einem Leben im Sinne 
der schari´a meint folglich eine Ordnung nach Auslegung von 
Al Qaida Programmatikern, die keineswegs gesamtmuslimische 
Interessen vertreten. Im Gegenteil: Selbstmordattentate und das 
Töten von Zivilisten sind gemäß dem Koran strikt verboten.3 
So sind auch die von Bin Laden gesprochenen fãtwas (islami-
sche Rechtsgutachten) zur Rechtmäßigkeit des Kampfes gegen 

die USA absolut unwirksam, da es sich bei Bin Laden nicht um 
einen dafür ausgebildeten Kleriker handelt, dem einzig solche 
Verlautbarungen zustehen.4 Entsprechend handelt es sich auch in 
keinem solcher Fälle um anerkannte Rechtsgutachten, sondern 
lediglich um eine geäußerte Meinung von extremistischen Laien. 
Der Wille der Al Qaida und ihr nacheifernder Gruppen ist nach 
islamischer Auffassung absolut verboten. Dieser Sündenfall von 
Al Qaida und andere Terroristen stört die Extremisten nicht, 
denn gegenwärtig befinden sie sich im Djihad, den sie zunächst 
gewinnen müssen. Man darf sich die Mitglieder solcher Grup-
pierungen nun nicht zwangsläufig als Muslime vorstellen, die 
die Lehren des Islam eingehend studiert haben. Das ehemalige 
Hizb ut-Tahrir Mitglied Ed Husain beschreibt die Gruppenak-
tivitäten als ständige Propaganda- und Rekrutierungsaktionen. 
Oftmals seien Gebete schlichtweg vergessen worden; zudem 
handelte es sich in der Mehrheit auch nicht um gelehrte Mus-
lime, die der arabischen Sprache mächtig gewe-sen wären.5 Die 
Rekrutierung erfolgt in einem möglichst kurzen Prozess, damit 
das Neumitglied nicht schnell jede Illusion hinsichtlich des Dji-
had und der Errichtung eines Gottesstaates verliert. Das Phäno-
men der „Schnell-Rekrutierung“ ist in der Erfahrung Deutsch-
lands mit Terrorismus kein unbekanntes, erinnert es doch an die 
inhaltsleeren Imperativhülsen der RAF und der „Bewegung 2. 
Juni“: Sympathisanten mussten sich schnell für oder gegen das 
Leben in der Illegalität entscheiden. Wer nicht direkt seine Exis-
tenz aufgab und „mit in den Untergrund“ ging, musste sofort 
die Gruppe verlassen.6 Parallelen bestehen zwischen islamis-
tischextremistischen Gefügen sowohl mit Linksextremisten in 
der antiimperialistischen Haltung und dem Feindbild Amerika, 
als auch in Sympathien mit der Person Hitlers als konsequentem 
Bekämpfer der Juden.7 So konfus das gedankliche Fundament 
der Terroristen also ist, so wenig darf man auch von einer streng 
organisierten Rekrutierungsstrategie im europäischen Raum 
ausgehen. Dennoch funktionieren die grundlegenden Mecha-
nismen der Rekrutierung in ähnlicher Weise.

	 Subkultur, Persönlichkeitskonflikte und die ewige 	
	 Opferrolle	

In Deutschland leben über 3 Mio. Menschen mit muslimi-
schem Hintergrund, von denen hohe Anteile als „nicht inte-
griert“ gelten oder in einer islamistischen Organisation aktiv 
sind.8 Zum Teil beherrschen sie nicht die deutsche Sprache, sind 
ohne Beschäftigungsverhältnis oder leben gesellschaftlich iso-
liert innerhalb einer Unter- oder Subkultur. Zumeist gehören 
muslimische Zuwanderer in europäischen Ländern einer eher 
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bildungsfernen Schicht an.9 Gerade in solchen in Europa befind-
lichen Subkulturen ist ein Nährboden für fundamentalistisches 
Gedankengut zu vermuten. Aus diesen erhoffen sich Funda-
mentalisten weitere Anhänger für „ihre Sache“ zu gewinnen. 
Dass und wie sich eine Person radikalisiert, hängt von mehreren 
Faktoren ab. Zeit und äußere Beeinflussung spielen dabei eine 
tragende Rolle.10 Wenn es zur Planung eines Anschlages kommt, 
haben sich die psychologischen Mechanismen zur Radikalisie-
rung bei einem potentiellen Täter längst abgespielt.11 Hierzu-
lande sind vor allem junge, männliche Muslime im Visier der 
Rekrutierungsarbeit, die zwar die westliche Moderne zu leben 
versuchen, sich aber unter Umständen gegenüber anderen in 
ihrem Alter materiell benachteiligt und nicht zugehörig fühlen.12 
Das wissen auch die mit der Rekrutierungsaufgabe Betrauten. 
Sie gehen in verständnisvoller Art auf die Bedürfnisse der jun-
gen Menschen ein und erklären solche zur Gemeinsamkeit.13 Sie 
schwören ihre Jugendlichen als Zugehörige einer Gemeinschaft 
ein, die in ihrem Wahrheitsanspruch über der Gesellschaft steht, 
von der sie sich ausgeschlossen fühlen. So werden Vorbilder von 
erfolgreichen Muslimen präsentiert und mit der Glaubenszu-
gehörigkeit begründet (beispielsweise seien die erfolgreichsten 
Sportler Moslems, usw.). Auf solche Weise wird den Jugendli-
chen Schritt für Schritt verinnerlicht, dass sie Zugehörige einer 
Elite sind, die von der westlichen Gesellschaft zu Unrecht nicht 
akzeptiert wird. Diese aus Berechnung erzeugte Arroganz führt 
nicht selten zur latent erhöhten Aggression gegen die gesell-
schaftliche Umgebung.14 Die sehr einfach konzipierte Ideolo-
gie extremistischer Vereinigungen ist dabei der entscheidende 
Rückhalt; die präsentierten Antworten, die höheren Ziele und 
das Gefühl einer „besseren“ Gemeinschaft sollen die gesell-
schaftliche Verbundenheit nach und nach auflösen. Um dies 
zu verinnerlichen, ist ständige Indoktrination die Basis der 
Rekrutierung.15

Besteht eine generelle Besorgnis und die Annahme einer 
ansteigender Jugendkriminalität bei sinkendem Alter und ste-
tiger Verrohung, werden Pädagogen und Kriminologen nicht 
müde, den Umstand des Erwachsenwerdens als besondere Kri-
senphase herauszustellen, in der die Anfälligkeit für delinquen-
tes Verhalten vorübergehend ansteigen kann. So sei zum Beispiel 
Schulversagen ein Stressfaktor, der durch das Gefühl von Versa-
gen, Selbstblamage und dem „Ausgesetzt sein“ seiner Schwächen 
vor Klasse und Lehrern das Gefühl fördert, nicht verstanden zu 
werden. Aus dieser Verzweiflung wiederum könne ein zunächst 
recht unspezifischer Hass entstehen, der die Zugänglichkeit zu 
dogmatisch-eingeschränkten Sichtweisen erleichtert. Ähnliche 
Erklärung findet sich übrigens auch bei Amokläufen und ins-
besondere School-Shootings: ein Außenseiter, der sich immer 
weiter selbst ausgrenzt und durch gewaltfördernde Medien 
oder Spiele einen immer stärkeren Hass gegen sein Umfeld ent-
wickelt.16 Dass nun speziell Jugendliche und junge Erwachsene 
in extremistischen Vereinigungen aktiv werden, ist kein neues 
Phänomen, aber auch statistisch kein überdimensionales. Die 
bekanntgewordenen Fälle geraten nur zeitweise verstärkt in die 
öffentliche Aufmerksamkeit.17 Jedoch stellt die Nachwuchsar-
beit terroristischer Organisationen eine ihrer wichtigsten Auf-
gaben dar, was wiederum eine nicht zu unterschätzende Bedro-
hung bedeutet. Nachfolgend wird die Eingliederung in eine ext-
remistische Gruppierung näher betrachtet.

	 Individuelle und gruppendynamische Strategie	

Eine Person wurde als Interessent rekrutiert, Zweifel an die bis-
herige Existenz und das Umfeld wurden geschürt und nun soll 
dieser Rekrut in eine Gruppe eingegliedert werden, damit sich 

das gesäte Gedankengut weiter verfestigt. Die Person bezeichnen 
wir daher fortan als Anwärter. Ein wichtiger Aspekt zur Mani-
festierung fanatischen Gedankengutes ist die Eingliederung des 
Anwärters in ein festes Gruppengefüge mit immerwährender 
Bestätigung der neuen Lebens- und Sichtweisen. Mit dem Sta-
tus des Anwärters ändert sich seine Position: wurde er zuvor 
umworben, muss er sich nun bewähren. Das Umwerben wird 
jedoch nicht gänzlich ausgesetzt; der Anwärter muss das Gefühl 
bekommen, in der Gruppe richtig zu sein. Sobald diese Empfin-
dung eintritt, kann die Gruppe von ihm Einsatz und Loyalität 
verlangen. Dadurch wird eine Erwartungshaltung an den Anwär-
ter vermittelt, welcher er entsprechen möchte, was wiederum zu 
einer engeren Bindung an die Gruppe und zu einer intensive-
ren Übernahme der Gruppenmeinung als eigene Attitüde führt. 
Allerdings muss man sich an dieser Stelle von dem prototypi-
schen Profil eines Rekruten verabschieden. Zwar sind die Einglie-
derungsmechanismen ähnlich, dennoch ist der Verlauf von den 
jeweiligen Anhängern abhängig und deswegen individuell. Zellen 
und Kleingruppen entstehen nicht nach einem strikten Bauplan, 
sondern in Eigenregie. Auch gibt es kein formales Rekrutierungs-
programm der Al Qaida. Es handelt sich vielmehr um eine wach-
sende Rekrutierungsarbeit „von unten“.18 Dabei ist das Milieu 
entscheidend, in dem sich die Gruppen aufbauen. Solche Zellen 
sind in der Regel sehr klein; bis zu zehn Mann stark und orga-
nisieren sich selbst nach Veranlagung ihrer Mitglieder. Im Prin-
zip „wachsen“ sie und mit ihnen extremistische Überzeugungen, 
ohne dass sie streng hierarchisch strukturiert sind. Das erklärt die 
unterschiedliche Herkunft und den Hintergrund der Zellenmit-
glieder. Die Botschaft der Al Qaida wird mittels Internet, eigenen 
Medienproduktionen und -berichten und schließlich der Mund-
zu-Mund-Propaganda verbreitet. Die Machart terroristischer 
Videos erinnert an Video-Spiele und übt einen zusätzlichen Reiz 
insbesondere auf männliche Heranwachsende aus.

Ausgangslage für radikale Haltungen sind, bei Muslimen 
wie bei Konvertiten, generell auf eine empfundene Frustration 
zurückzuführen: Ein Mensch ist unzufrieden mit der aktuellen 
Situation und erlebt seine alltäglichen Möglichkeiten als unzurei-
chend, bzw. als falsch.19 Das wird in der kriminologischen Lehre 
auch als ein „Ziel-Mittel-Konflikt“ beschrieben.20 Eine Person 
will beispielsweise ein bestimmtes Gut, weil das in seinen Augen 
ein gesellschaftliches Statussymbol darstellt. Dieses hat nun einen 
Preis, den sich die Person mit seinen aktuell vorhandenen Mit-
teln in absehbarer Zeit definitiv nicht leisten kann. Die Person 
beginnt nun zu kalkulieren und zu prüfen, ob sich neue Mittel 
zum Erwerb finden lassen. Findet die Person keinen legalen Weg 
und überlegt sich einen illegalen, findet dann die erneute Abwä-
gung der Mittel statt, sowie die Kalkulation des Risikos. Sind 
keinerlei Mittel vorhanden, um das gewünschte Objekt in ihren 
Besitz zu bringen, bedeutet das für die Person einen Zustand der 
Frustration. Frustration kann wiederum zu Aggression führen, 
was Grundbedingung für eine fanatische Persönlichkeitsentwick-
lung ist. Ein wesentliches Element fanatisierender Mechanismen 
bei Jugendlichen sind Phantasien und deren zugrunde liegen-
den Motivation. Jemand, der sich schwach fühlt sehnt sich nach 
Stärke. Ein Jugendlicher, der seine Existenz als chancenlos wahr-
nimmt, möchte andere dafür verantwortlich machen, um sich für 
seine Misere nicht verantwortlich fühlen zu müssen. 

	 Vom Konvertiten zum Terroristen	

Welchen besonderen Reiz übt nun eine fanatische Glaubens-
kultur auf deutsche Jugendliche aus, zu der sie bislang keinerlei 
Bezug hatten? Der Psychotherapeut Schmidbauer erklärt den 
Verlust der emotionalen Stabilität als ein erleichterndes Element 
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für die fanatische Rekrutierungsarbeit. Diese These erläutert er 
am Beispiel von Mitgliedern der Ulm-Sauerlandgruppe, Fritz 
Gelowicz und Daniel Schneider.21 Hier seien zunächst persönliche 
und familiäre Probleme Grund für das innere Ungleichgewicht 
der Jugendlichen gewesen, was bereits vor deren Radikalisierung 
zu, auch strafrechtlich relevanten, Auffälligkeiten geführt habe. 
Das Beispiel des „Ulm-Sauerländer-Netzwerkes“ um den ägyp-
tischen Hassprediger Dr. Yehia Yousif zeigt die gezielte Rekrutie-
rung von Personen, die in der deutschen Gesellschaft nicht weiter 
kommen. Im Neu-Ulmer Multikulturhaus des Islamischen Infor-
mations-Zentrums (IIZ) scharte er junge Anhänger um sich (übri-
gens während sich sein Sohn Ohmar Yousif in Pakistan in einem 
Ausbildungslager auf den praktischen Djihad vorbereitete), die 
gezielt nach solchen Personen Ausschau halten sollten.22 Arbeits-
lose junge Menschen wurden in dem Multikulturhaus aufge-
nommen und mit ihnen je nach Veranlagung und Begabung wei-
ter verfahren: Diejenigen, die als intelligent auffielen, wurden in 
Sprach- und Islamkurse geschickt, die von der Einrichtung finan-
ziert wurden. Für weniger Talentierte reicht die Indoktrination an 
sich aus; sie wurden direkt zur Rekrutierung weiterer Personen 
aus dem herkömmlichen Umfeld (Familie, Freunde) herangezo-
gen. Daneben gehörten die tägliche Koranlektüre und die stän-
dige Botschaft, dass ein guter Muslim die Pflicht habe, Ungläu-
bige zum Islam zu bekehren. Dabei wurde die Attraktivität des 
Jenseits durch die Vorstellung des Paradieses als Ziel der ganzen 
Unternehmung immer wieder gepredigt, um dem „Bekehrten“ 
den geringen Wert des irdischen Lebens zu suggerieren.

Das Überlaufen der Konvertiten in ein demokratiefeindliches 
Lager muss das westliche Empfinden schmerzen. Favorisiert wird 
der einstige hilfsbereite, nette Junge von nebenan, der aufgrund 
äußerer Umstände begann den Halt zu verlieren. Der Anwärter 
sollte insbesondere ein Opfer der westlichen Gesellschaft sein, die 
ihn fallen gelassen hat. Diese Opferrolle wirkt dabei in zweierlei 
Hinsicht: zum einen als Lockmittel, um ihm Verständnis in den 
eigenen Reihen zu vermitteln. Zum Anderen, um dem westlichen 
Feind vor Augen zu führen, dass er Schuld daran hat, dass sich ein 
einstiges Mitglied seiner Gesellschaft nun gegen ihn wendet. Der 
Terrorismusexperte Roy unterteilt konvertierte Mitglieder der Al 
Qaida aus Europa in zwei Kategorien: Solche, die von sich aus 
ihren Weg zur Moschee gefunden haben und dort konvertierten 
und solche, die sich ihren „Genossen“ innerhalb (klein-)kriminel-
ler Subkulturen angeschlossen haben.23 Neben dem gemeinsamen 
Feindbild haben die konvertierten Mitglieder zudem die Chance, 
in eine für die Gruppe wichtige Schlüsselposition zu gelangen, 
die sie im realen Leben nie erreicht hätten. Das macht das Erklä-
ren der fanatischen zu eigenen Zielen zusätzlich attraktiv. Durch 
Parallelen zu linksradikalen Feindbildern, übt die Al Qaida für 
Personen um 30 Jahre, die sich zu einer anderen Zeit vielleicht 
selbst einer linksextremistischen Gruppierung angeschlossen hät-
ten, ebenfalls eine Faszination aus. Die Entterritorialität löst den 
Zwang der traditionellen Kultur innerhalb der Gruppierungen in 
Deutschland und Europa. Somit bieten islamistische und global 
agierende Terrorgefüge wie die Al Qaida enttäuschten und auch 
gescheiterten Systemgegnern ein politisches Zuhause. Dabei ist die 
Religion Mittel und Medium, aber nicht das alleinige Element. 

	 (Wo) kann die Polizei präventiv eingreifen?	

Präventive Patentrezepte für derart komplexe und auch indi-
viduelle Mechanismen verbieten sich von selbst. In der Debatte 
muss klar sein, dass Maßnahmen zur Verhinderung von Radika-
lisierungsprozessen wie oben beschrieben, seitens der Polizei so 
gut wie gar nicht zu leisten sind. Sobald eine Person sich radika-
lisieren möchte, haben sich erstens die individuellen Erfahrungen 

abgespielt, die eine solche Entwicklung begünstigen und zweitens 
ist der Radikalisierungsprozess an sich nicht zwangsläufig an eine 
Straftat gebunden. Die Polizei kann und darf weder Konverti-
ten oder junge Muslime unter Generalverdacht stellen, die sich 
mehrmals in der Woche in konspirativen Gruppen treffen, noch 
kann sie jede Gruppierung kennen, geschweige denn observie-
ren, ohne dass irgendein Verdachtsmoment vorliegt. Gruppen-
gefüge, besonders von der Personenanzahl her sehr kleine, sind 
zudem schwierig von außen auszuhebeln. Insofern zeigen sich für 
sicherheitsbehördliche Maßnahmen kaum Handlungsmöglich-
keiten. Ein weiteres Problem offenbart sich in der Heterogenität 
von Konvertiten, die sich dem fanatischen Kampf der Al Qaida 
verschreiben. Sie kommen aus unterschiedlichen Schichten, mit 
unterschiedlichem Bildungshintergrund, etc. In Einzelfällen doch 
in eine solche Gruppe eindringen zu können, ist nur mit politisch 
hochbrisanten und originär aggressiven nachrichtendienstlichen 
Methoden, wie verdeckten Ermittlungen und Online- und Tele-
kommunikationsüberwachung möglich und auch dann kann ein 
Erfolg nicht garantiert werden. Dennoch gibt es Punkte, an denen 
bereits angesetzt wird. Rekrutierungsarbeit ist insgesamt zeit- und 
kostenaufwendig. Vor allem Konvertiten sollen Grundkenntnisse 
der arabischen Sprache, der islamischen Religion und Kultur erler-
nen, um sich stärker damit zu identifizieren. Diverse Koranschu-
len in Ägypten, Tunesien oder Äthiopien bieten eine abgeschot-
tete Lernatmosphäre unter Anhängern einer strikten Islamlehre, 
teilweise sogar mit angeschlossenem paramilitärischem Ausbil-
dungslager. Die Madrassen in Pakistan sind bekannt dafür, dass in 
ihnen Kämpfer der Taliban regelrecht herangezüchtet wurden.24 
An den Finanzen von Terroristen anzuknüpfen, ist daher immer 
geboten und wichtig, um Rekrutierung wenigstens ein Stück ent-
gegenzuwirken. Gemäß des Grundsatzes „Kenne Deinen Geg-
ner“ ist es weiterhin zwingend notwendig, dass (Sicherheits-)
Behörden Kenntnisse über die islamische Kultur, der schari`a als 
islamisches Recht und die Rekrutierungsmethoden und –Kampa-
gnen erlangen. Ein bedarforientiertes wissenschaftliches Zuarbei-
ten kann helfen, um Polizisten zu entlasten und gezielte Informa-
tionen kurz und bündig aufzuarbeiten. Entsprechende Auskünfte 
müssen jedem Polizisten bei Bedarf schnell zugänglich gemacht 
werden können. Jugendliche, die in anderweitigen Bereichen 
auffällig sind (z.B. Kleinkriminalität, aggressives Verhalten, etc.) 
und sich abschotten, bzw. nur noch einen Anlaufpunkt besitzen, 
müssen stärker kontrolliert werden. Dies kann von der Polizei 
ebenfalls in nur geringem Umfang geleistet werden. Hilfreich 
sind polizeiliche Ansprechpartner in den Moscheegemeinschaf-
ten und Treffpunkten, die selbst mit Migrationshintergrund und 
Kenntnissen des Milieus integrativ wirken und Sicherheitsbehör-
den verständigen können, wenn sie extremistische Bestrebun-
gen wahrnehmen. Zudem ist eine Art aufklärende Jugendarbeit 
gerade von Muslimen, die in Deutschland eine Heimat gefunden 
haben und integriert sind, unbedingt wünschenswert und not-
wendig. Aber auch ehemalige Radikale könnten einen wichti-
gen Beitrag im Rahmen spezieller Aussteigerprogramme leisten, 
die auf die militante Islamisten-Szene zugeschnitten sind.25 Der-
artige Programme existieren in Deutschland bislang kaum. Für 
bei Behörden bereits bekannte Jugendliche (Jugendamt, Arbeits-
amt, Bewährungshilfe etc.) ergeben sich gleichzeitig Chancen wie 
Hürden: Zwar haben solche Jugendliche Ansprechpartner in den 
öffentlichen Einrichtungen und ihr Verhalten fällt zuweilen auf, 
jedoch ist der Austausch in diesem Bereich oftmals ungenügend 
und führt selten zur Meldung bei der Polizei, selbst wenn z.B. 
mit konkreten Drohungen ein Straftatbestand verwirklicht und 
damit die Notwendigkeit zur Rücksprache mit Sicherheitsbehör-
den geboten wurde. An dieser Stelle besteht dringender Nachbes-
serungsbedarf und die Vorgabe einer Richtlinie für Mitarbeiter in 
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diesen Ämtern, um Radikalisierungstendenzen schneller wahr-
nehmen und der Polizei sachdienliche Hinweise geben zu kön-
nen. Dass der Handlungsspielraum der Polizei zum präventiven 
Einschreiten begrenzt ist, bedeutet zwangsläufig, dass andere Ins-
titutionen mehr in die Pflicht genommen werden müssen. Nach 
wie vor sind Sprachbarrieren besonders in Familien mit Migrati-
onshintergrund weit verbreitet. Obwohl die Familien viele Jahre 
in Deutschland leben und die verpflichtenden Sprachkurse des 
Bundesamtes für Migration und weiterer Träger besucht haben, 
sind die Sprachkenntnisse, besonders in der Elterngeneration, 
schlichtweg mangelhaft. Dies rührt vor allem daher, dass inner-
halb der Familien die Muttersprache gesprochen wird. Für solche 
Migranten bedeutet das keinerlei Bewegraum außerhalb der eige-
nen Subkultur. Der arbeitspolitische Grundsatz „Fordern und 
Fördern“ muss auch und besonders in dieser Hinsicht noch stär-
ker von den zuständigen Institutionen eingefordert werden.

	 Scheue Debattenkultur als sicherheitspolitisches Risiko	

Während der Koalitionsverhandlungen zwischen den Regie-
rungsparteien CDU/CSU und FDP wurde zwischendurch der 
Ruf nach einem „Ministerium für Integration“ laut.26 Die Prob-
leme um Ausländer, die sich in Deutschland nicht zu Hause füh-
len, die sich nicht integrieren wollen oder können, sind schon 
lange kein Geheimnis mehr. Diesbezügliche Debatten sind stets 
unangenehm; muss man damit rechnen, die engen Grenzen poli-
tischer Korrektheit zu übertreten und sich damit zwar öffentli-
che Empörung oder Zustimmung einzuhandeln, jedoch keine 
sachdienlichen Hinweise zur Lösung der Probleme zu finden. 
Rein bürokratische Instanzen wie ein neues Ministerium werden 
das Problem nicht lösen können. Die Auseinandersetzung von 
Migranten mit ihrem Gastland findet auf persönlicher Ebene statt 
und kann kaum staatlich gelenkt werden. Umso wichtiger ist das 
Intervenieren und Reagieren der Institutionen vor Ort. Radikali-
sierungsprozesse zu untersuchen, die im Zusammenhang mit isla-
mistischem Extremismus stehen, sind immer ein heikles Unterfan-
gen. Debatten um gelebten Islam in Europa geraten schnell in eine 
Schlacht um Terrorismus und Ausländerfeindlichkeit, wie zuletzt 
nach dem negativen Votum um Minarett-Bauten in der Schweiz.27 
Ungeachtet dessen ist eine nüchterne Analyse der Prozesse not-
wendig, um die Attraktivität extremistischer Vereinigungen auf 
junge Muslimen und Konvertiten nachvollziehen zu können. Das 
Kennen der Rekrutierungsmechanismen und deren Schwachstel-
len ist Grundlage zur effektiven Intervention von Sicherheitsbe-
hörden, aber auch anderen behördlichen Instanzen, wie Schulen, 
Jugend- oder sozialpolitisch ausgerichteten Ämtern. Politische 
Unsicherheiten und Angst vor einer möglichen Diskriminierung 
dürfen nicht deren Arbeit behindern, die Gesellschaft nur einseitig 
zurechtzuweisen und dadurch radikale Entwicklungen begüns-
tigen.28 Müssen wir uns nun abschließend vor einer steigenden 
Radikalisierungswelle vor allem junger Muslime sorgen? Ist gar 
eine gewaltsame Islamisierung des Westens zu befürchten? Wenn 
wir den Ansatz von Olivier Roy aufgreifen und vom Mythos Al 
Qaida primär als eine Bewegung erstrangig jugendlicher Anhän-
ger ausgehen, ist ein Aufwärtstrend radikaler Tendenzen erkenn-
bar, der sich mit Beobachtungen nach den Anschlägen vom 11. 
September 2001 in Europa deckt.29 Das bedeutet aber auch, dass 
sich diese Erscheinung mit der Zeit wieder rückläufig entwickeln 
kann. Nichts desto trotz bedarf es der gezielten Gegensteuerung, 
um so viel Schaden am deutschen Rechtsstaat abzuwehren, wie 
nur irgend möglich. 

Die wichtigsten Maßnahmen gegen terroristische Rekrutie-
rung basieren auf Wissen und ruhiger Agitation. Jede Hysterie 
gibt den Gegnern ein Mehrgefühl von Macht und Recht in ihrem 

Ansinnen. Jede unüberlegte Handlung kann der beabsichtigten 
Botschaft vom Unrecht der westlichen Gesellschaft zum poli-
tischen Erfolg bei potentiellen Unterstützern verhelfen. In die-
ser Hinsicht ist auch die Gesellschaft angehalten, Meldungen in 
den Medien über Terrorismus nüchtern aufzunehmen, abzuwä-
gen und nicht in eine extremisierende Panik zu verfallen. Ter-
rorismus als psychologische Kriegsführung versucht genau das 
zu erreichen. So ist neben der militärischen und polizeilichen / 
nachrichtendienstlichen Verteidigungslinie ebenfalls eine dritte, 
gesellschaftliche notwendig, die zur Objektivität im privaten 
und alltäglichen Gebaren anhält.30 Gleichzeitig sind es die zuvor 
angesprochenen behördlichen und sozialen Institutionen, in der 
besonders zur frühen Erkennung radikalisierender Tendenzen 
eine vierte Verteidigungsrichtlinie aufbaut werden kann, um die 
polizeiliche sinnvoll zu unterstützen.
1	� Dies ist übrigens der wesentliche Unterschied zwischen Al Qaida und den islamisch-nationalen Ta-

liban. Den paschtunischen Taliban in Pakistan und Afghanistan geht es um die Rückführung in alte 
rechtliche und herrschaftliche Strukturen (schari´a und paschtunisches Stammesrecht), sowie um die 
Vertreibung der Besatzer im Land. Sie streben mehrheitlich keine muslimische Weltherrschaft an.

2	� Vgl. Auszug Bin Laden im Interview mit Al-Dschasira 12/1998 in: Kepel, G./Milelli, J.-P. (Hrsg.):  
Al Qaida. Texte des Terrors, München 2006, S. 98 f.

3	� Nach dem Koran ist es eine der größten Sünden, einen unschuldigen Menschen zu töten: „... wer 
einen Menschen tötet - nicht als Vergeltung für einen getöteten Menschen und nicht wegen Anrichten 
von Verderben auf Erden -, es so sei, als hätte er alle Menschen getötet, und wer ihm das Leben erhält, 
es so sei, als ob er der ganzen Menschheit das Leben erhalten hätte. Und gewiss, bereits kamen zu 
ihnen doch Unsere Gesandten mit den deutlichen Zeichen, dann sind viele von ihnen danach auf 
Erden gewiss des Maßes Überschreitende!“ (Sure al-Maida, Vers 32). Bereits Selbstmord ist im Islam 
verboten, vgl. Koran Sure 4, Vers 29: „... Und tötet euch nicht selbst (gegenseitig). Allah ist gewiss 
barmherzig gegen euch“.

4	� Anders beim Hassprediger Umar Ab dar-Rahman, dem sog. „blinden Scheich“: dieser ist ägyptischer 
Kleriker und darf damit nach islamischem Recht fãtwas sprechen.

5	 Vgl. Husain, E.: The Islamist, London 2007, S. 101, 103, 118 f, 122.
6	� Das erste Beispiel dafür ist Thorwald Proll, Mittäter der Kaufhausbrände vom 02.04.1968 und Bruder 

der Terroristin Astrid Proll, der kurz vor der offiziellen Gründung der RAF aus der Gruppe ausge-
schlossen wurde. Er trat seine Zuchthausstrafe 1970 freiwillig an und hatte fortan keinen Kontakt 
mehr zur RAF.

7	� Vgl. Husain, E. 2007, S. 54.
8	� Nach Angaben des BfV ca. 1 % der in Deutschland lebenden Muslime (also etwa 32.000 Personen), 

vgl. Bundesamt für Verfassungsschutz (Hrsg.): Integration als Extremismus und Terrorismuspräven-
tion. Zur Typologie islamistischer Radikali-sierung und Rekrutierung, Köln 2007, S. 3.

9	� Vgl. Islamwissenschaftler Peter Heine im Interview mit SPIEGEL-ONLINE: 
	 www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,669852,00.html. 
10	� Böllinger, L. in: Kemmesies, U. E.: Terrorismus und Extremismus – der Zukunft auf der Spur,  

München 2006, S. 59f (S. 59–69).
11	� Vgl. Conzen, P.: Fanatismus. Psychoanalyse eines unheimlichen Phänomens, Stuttgart 2005, S. 112; 

Dienstbühl, D., in: Kriminalistik 6/2008 S. 368 (365–371).
12	� Umfragen zum Selbsterleben von Muslimen und ihrem Gefühl der Zugehörig zu Deutschland, vgl. 

Worbs, S./Heckmann, F. in: Bundesministerium des Inneren (Hrsg.) 2006, S. 178 ff; zu Problempunk-
ten Integration, Generationen und Schule, vgl. ferner Schwind, H.-D. 2008, S. 491, ff.

13	� Vgl. Hole, G.: Fanatismus. Der Drang zum Extrem und seine psychischen Wurzeln, Gießen 2004,  
S. 203 f.

14	� Vgl. Theveßen, E.: Terroralarm. Deutschland und die islamistische Bedrohung, 2005, S. 186.
15	� Vgl. Roy, O.: Al Qaeda in the West as a Youth Movement: The Power of Narrative. MICROCON 

Policy Working Paper Vol. 2 11/2008, S. 15.
16	� Vgl. Beobachtungen des französischen Terrorismusforschers Roy, nach welchen Faszination von 

spontaner suizidaler Gewalt anderer Jugendlicher bei jugendlichen Rekruten der Al Qaida empfun-
den wird; dies bezeichnet Roy als „Columbine-Syndrom“, wobei dieser Begriff nicht einheitlich auf 
ein solches Phänomen angewandt, sondern häufiger im Zusammenhang mit Angst von Eltern vor 
Amokläufen in den Schulen ihrer Kinder gebraucht wird; vgl. Roy, O. 2008, S. 4.

17	� Vgl. Wetzstein, A./Erbeldinger, P./Eckert, R.: Jugendliche in Cliquen, in: Neue Kriminalpolitik 
4/2002, S. 149 (147 – 151).

18	� Sog. “bottom-up”-Prinzip, vgl. Sageman, M. in: Knop, K. von/Neisser, H./Creveld, M. van: Counte-
ring Modern Terrorism. History, Current Issues and Future Threats, Bielefeld 2005, S. 22

19	� Vgl. Post, J. M.: The Mind of a Terrorist. The Psychology of Terrorism from the IRA to Al Qaeda, 
New York 2007, S. 12 f.

20	� Zur Lehre der Kriminalitätstheorien, 
	 vgl. www.krimlex.de/artikel.php?BUCHSTABE=K&KL_ID=108.
21	� Schmidbauer, W.: Psychologie des Terrors. Warum junge Männer zu Attentätern werden, München 

2009, S. 43 ff; vgl. weiterhin Vorwort der mündl. Urteilsbegründung des OLG Düsseldorf gegen Ge-
lowicz u.a. vom  04.03.2010, unter: www.olg-duesseldorf.nrw.de/presse/05presse2010/2010-03-04_
pm_sauerland_urteil/Vorwort_Sauerland.pdf.

22	� Vgl. Mekhennet, S./Sautter, C./Hanfeld, M.: Die Kinder des Dschihad. Die neue Generation des isla-
mistischen Terrors in Europa, München 2006, S. 52 f.

23	� Roy, O.: Der falsche Krieg. Islamisten, Terroristen und die Irrtümer des Westens, München 2007,  
S. 169. 

24	� Vgl. Interview mit pakistanischem Präsidenten Asif Ali Zardari, unter: www.euronews.
net/2009/06/21/ zardari-die-taliban-sind-eine-bedrohung-fuer-die-ganze-welt/; Hutsch, F.:  
Exportschlager Tod, Berlin 2009, S. 175 ff.

25	� Vgl. dazu Schwegel, A.: Islamistischer Terrorismus und wehrhafte Demokratie: Stand und Perspekti-
ven der Terrorismus-bekämpfung in Deutschland, Vortrag vor dem Bernhard-Vogel-Kreis der Uni-
versität Trier vom 12.11.2009, S. 22 f. (unveröf-fentlichtes Manuskript).

26	� Vgl.: www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,654465,00.html.
27	� Hierzu lesenswert die Stellungnahme vom Vorsitzenden des Innenausschusses im Bundestag, Wolf-

gang Bosbach, unter: www.theeuropean.de/wolfgang-bosbach/signal-aus-der-schweiz. 
28	� Vgl. Zitat Münkler, H.: „Was mit dem Streit über die dänischen Mohammed-Karikaturen begann, sich 

mit der Erregung über die Regensburger Vorlesung des Papstes fortsetzte und nun in der Absetzung 
von „Idomeneo“ gipfelt, ist eine einzige Einladung an die Islamisten und deren politische Hintermän-
ner zu neuen Forderungen und zur Erhöhung der Preise für ihren Gefahrenverzicht.“, in: „Angst 
essen Freiheit auf“, Süddeutsche Zeitung, vom 30.9.2006, S.2.

29	� Vgl. Studie von Bakker, E.: Jihadi terrorists in Europe, Den Haag 2006.
30	� Begriff der „heroischen Gelassenheit“ im alltäglichen Handeln, vgl. Münkler, H. in: Kemmesies U.E. 

2006, S. 194 f. (179-195).
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	 Zusammenfassung	

Das Forschungsprojekt mit Mehrfachtätern (Raub, Kör-
perverletzung, Vergewaltigung, Totschlag, Mord) beinhal-
tete neben der Hirnstromableitung (Ereigniskorrelierte 
Potentiale: N100: Maß der Orientierungsreaktion und  
Bildeinordnung bei der selektiven Aufmerksamkeit; N200: 
Indikator für Bildänderungen beziehungsweise Neuheit; 
P200: imfalle ein Bild aufgrund schwacher physikalischer 
Charakteristika intensiver betrachtet oder „durchmustert“ 
werden muß; P300: Bezug zu Aufmerksamkeit, unerwar-
tete Ereignisse, große subjektive Bedeutung für die Person 
(bspw. Hören des eigenen Namens) u.a. die Erfassung des 
Blutdrucks, der Schwitzaktivität, der Frustrationstoleranz 
(Belastbarkeit in sozialen Konfliktsituationen), der Aggres-
sivität („spontan“: phantasiert, verbal/körperlich, Unbe-
herrschtheit, Sadismus, „Sich-Stark-Fühlen“ in der Gruppe; 
„reaktiv“: entschiedenes Durchsetzungsstreben bei gleich-
zeitig stark ausgeprägter konformistischer Grundhaltung; 
„Erregbarkeit“: Affizierbarkeit, welche Zorn- und Wutaus-
brüchen vorausgeht, Affektsteuerungsfähigkeit und Frus
trationstoleranz; „Selbstaggression“: Misstrauen gegenüber 
anderen, depressive Verstimmtheit, negative Einstellung 
zum Leben, Ressentiments; „Aggressionshemmung“: allge-
meine Gehemmtheit in Zusammenhang mit einer verbesser-
ten Impulssteuerung (Gegensatz zu spontaner Aggression), 
entweder Tendenz zu selbstquälerischer Gewissensaktivität 
bzw. (oder) Rücksichtslosigkeit im Sozialbereich), des Neu-
rotizismus (ängstlich, bedrückt, zu Schuldgefühlen neigend, 
geringe Selbstachtung, angespannt, irrational, schüchtern, 
launisch und emotional) und Psychotizismus (aggressiv, 
kalt, egozentrisch, unpersönlich, impulsiv, antisozial, unem-
pathisch, kreativ, verhärtet), sowie der Extraversion (gesel-
lig, lebhaft, aktiv, assertiv, reizsuchend, sorglos, dominant, 
optimistisch, wagemutig). 

Es wurden 21 männliche forensische Patienten getestet, 
um eine mögliche unterschiedliche Sensibilität bei dieser kli-
nischen Stichprobe hinsichtlich emotionaler Fotos (Motiv-
ansichten von Opfern) im Unterschied zu einer Kontroll-
population zu ergründen. Diese Bilder standen in einem 
direkten thematischen Bezug zu den real verübten Gewalt-
delikten. Die klinische Stichprobe zeigte sich - entgegen 
vieler anderer Untersuchungen - als durchaus „zugänglich-
sensibel“ für die gewaltbesetzten Bildmotive (Elektroen-
zephalogramm-Auswertung), allerdings „nur“ unterhalb 
der (bewußten) Wahrnehmungsschwelle (vor-bewußt, un-
bewußt).  Weiter reagierten die Patienten mit (tendenziell) 

kleinerer Schwitzaktivität, einem höheren Blutdruck und 
zeigten stärkere Ausprägungen an Aggressivität und Neu-
rotizismus, sowie eine verminderte Toleranz gegenüber 
Frustration (Fragebogen) im Vergleich zu den gesunden 
Kontrollgruppenteilnehmern.

	 Historischer Abriß	

Pinel (1809) beschrieb die Antisoziale Persönlichkeits-
störung als erster und hob die beeinträchtigte Affektivität 
und spontane Neigung zur Impulsivität hervor (Degene-
rationstheorie). Rush (1812) betonte das nicht vorhan-
dene Moralempfinden, verbunden mit Verwahrlosung, 
mangelnder Rücksichtnahme und Aggressivität. Prichard 
(1835) vermutete einen organischen oder konstitutionellen 
Hintergrund. Die Ausarbeitungen von Koch (1893) über 
„Psychopathische Minderwertigkeit“ führten zur globalen 
Verwendung des Begriffes „Psychopathie“. 

Schneider (1923) unterstrich jedoch die Notwendigkeit 
einer differenzierteren Betrachtung und unterschied die 
„Stimmungslabilen“ von den „Explosiblen“ und von den 
„Gemütlosen“. Partridge (1930) grenzte die Psychopathie 
von der Soziopathie ab, wobei er bei ersterer eine geneti-
sche Ursache vermutete. Cleckley (1941) sah in der „anti-
sozialen Psychopathie“ eine maskierte Psychose, die zwar 
nicht manifest wird, jedoch die Persönlichkeit grundlegend 
verändert. Robins (1966) gelang es, Vorurteilen entgegen-
zuwirken, indem er für eine weniger voreingenommene 
Auseinandersetzung mit den persönlichkeitsspezifischen 
und psychosozialen Vorläufern einer „sociopathic per-
sonality“ im Erwachsenenalter eintrat. Diesem Forscher 
zufolge werden die Wurzeln für eine spätere manifeste 
Soziopathie bereits in der Schulzeit gelegt. Demnach stellt 
das Ausmaß antisozialer und aggressiver Verhaltensweisen 
in der Kindheit und Jugend den entscheidenden Prädik-
tor für eine spätere soziopathische Persönlichkeitsauffäl-
ligkeit dar. Viele Studien berichten von einem Mangel an 
Angsterleben  (Lykken, 1957, 1984, 1995; Saß, 1988; Lili-
enfeld, 1994). Fallanalysen von Herpertz und Saß (1999) 
und Marneros (2002) lassen vermuten, dass sich diese Kli-
entel wenig tolerant zeigt gegenüber empfundener Lange-
weile und demnach potentiell mehr nach neuer Stimula-
tion suchen würden („sensation seeking“), als dies für die 
Normalbevölkerung der Fall sei. Ein weitgehend unsteter 
Lebenswandel bedinge zudem Stimmungsschwankungen 
und Somatisierungen. Des Weiteren läge eine manifeste 
Abhängigkeitsproblematik vor. 

Dr. Constantin Bornowski-
Georgiadis
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	 Ergebnis der vorliegenden Studie	

Ausschließlich die klinische Stichprobe zeigte im Ein-
klang mit einer Vielzahl anderer Studien vermindert amp-
litudige P300-Wellen insbesondere im frontalen  Hirnbe-
reich - der im Zusammenhang mit Planungskontrolle und 
Impulssteuerung diskutiert wird - im Unterschied zu den 
Versuchsteilnehmern der Normalpopulation. Zudem zogen 
die Gewaltbilder nicht nur bei den Gesunden, sondern 
ebenfalls bei den Patienten (!)  eine intensive Verabeitung 
nach sich, wenn auch nur präattentiv (also vor-bewußt). 
Erwartungsgemäß zeigten die ASPS-Probanden gegenüber 
der Kontrollgruppe erhöhte Werte bei sämtlichen Aggres-
sivitätsarten. Bezogen auf die Frustrationstoleranz ergeben 
sich deutlich verminderte Meßwerte. Dabei kristallisierte 
sich heraus, daß die Lösung einer Frustration stets an das 
Gegenüber delegiert wird. Die Patienten reagierten kaum 
in Richtung Autoaggressivität, erwiesen sich als weniger 
darin befähigt, einem Konflikt auszuweichen und wählten 
stattdessen eine aggressivere (Konfrontation, wenig kons-
truktive Auseinandersetzung) Reaktionsform. Frustratio-
nen scheinen von Seiten der Psychopathen in einem höhe-
ren Ausmaß als Vorwurf erlebt zu werden. Zusammen mit 
der verminderten Frustrationstoleranz und den raptusarti-
gen Impulsausbrüchen tendieren diese Menschen dement-
sprechend im Vergleich zur Normalpopulation zu einem 
aggressiveren Reaktionsstil. Rauchfleisch (1981; 1987; 
1999) und Marneros (2002) sehen aggressive Verhaltens-
muster in den frühkindlichen Erfahrungen stark mitdeter-
miniert und lassen als denkbar vermuten, dass diese Men-
schen es daher besonders fürchten, einer Situation passiv 
ausgeliefert zu sein (Angst vor Kontrollverlust). 

Um der für sie unerträglichen Passivität zu entgehen, 
reagierten demnach die Personen mit ASPS mit einer 
Flucht nach vorne. Eysenck (1967; 1980; 1993) zufolge 
reagiert ein Soziopath in erhöhtem Maße in Richtung 
Extraversion, Neurotizismus sowie Psychotizismus. Dem-
entsprechend war bei den getesteten ASPS-Probanden von 
einer stärkeren Ausprägung dieser Faktoren auszugehen. 
Deutlich erhöhte Scores bei der klinischen Stichprobe 
resultierten jedoch ausschließlich für den Faktor Neuro-
tizismus. In Bezug auf Psychotizismus und Extraversion 
zeigten sich, entgegen der Vorannahme, (sogar) tenden-
ziell erhöhte Werte bei den Kontrollprobanden. Gemäß 
Jurkovic und Prentice (1977) besitzt Neurotizismus von 
den drei Faktoren den geringsten Vorhersagewert in Bezug 
auf die Äußerung antisozialer Verhaltensweisen. Dennoch 
muss man das in der Untersuchung beobachtete  Ergebnis 
nicht als ungewöhnlich ansehen. Laut Eysenck (zit. nach 
Hare, 1987) kann ein hoher Neurotizismus-Wert - neben 
der bereits vorhandenen neurotischen Prädisposition -, 
gleichermaßen durch eigene aktuelle biographische Erfah-
rungen (Festnahme, Inhaftierung) noch zusätzlich ver-
stärkt werden. 

Zudem ist anzunehmen, dass hier ein Selektionseffekt 
zum Tragen kam, da die Versuchsteilnehmer der klini-
schen Stichprobe ausschließlich aus dem MRV rekrutiert 
worden sind, was eine freiwillige Psychotherapie impli-
ziert, die für die Gesamtheit der ASPS-Patienten nicht 
typisch sein dürfte, da diese gemeinhin keine Krankheits-
einsicht (Herpertz, 2002) aufweisen. Ein weiterer Aspekt, 
der nach Eysenck (1967; 1980) gegen die Repräsentativität 
dieser Stichprobe sprechen könnte, bezieht sich auf den 
Umstand, dass diese Menschen inhaftiert wurden. Eysenck 

vermutet darin eine Selektion derer, die ihre Delikte inef-
fektiv geplant und ausgeführt haben und sich dadurch von 
der Gesamtheit abheben. Gegen dieses Postulat spricht 
jedoch, dass Personen mit ASPS per se impulsiv han-
deln und daher das Fehlen von guter Planung eher als ein 
zusätzliches Indiz für das manifeste Vorliegen dieser Stö-
rung zu werten ist. Entscheidend bleiben jedoch die gerin-
gen Psychotizismusscores, da diese als stärkste Prädikto-
ren (Eysenck und Eysenck, 1987) hinsichtlich antisozialen 
Verhaltens fungieren. Mit Bezug auf die Ergebnisse des 
EPQ in der vorliegenden Studie kann angeführt werden, 
dass Eysencks (1967; 1980) Postulate bislang auch in ande-
ren Untersuchungen (Farrington et al. 1982; Perez, 1986) 
nicht gestützt werden konnten. 

Eine weitere Problematik liegt in der heterogenen Aus-
gestaltung der von den ASPS-Probanden verübten Straf-
taten, wie dies auch bei der hier vorliegenden klinischen 
Stichprobe der Fall gewesen ist. Eysenck und Eysenck 
(1987) gehen davon aus, dass unterschiedliche Persönlich-
keitstypen auch entsprechend persönlichkeitsspezifische 
Delikte begehen würden, und fordern daher äußerst homo-
gener Probandengruppen. In der hier vorgestellten Studie 
wurde zwar anhand der Einträge im Vorstrafenregister 
eine Homogenität (gleiche Deliktart) sichergestellt; dies 
schließt jedoch nicht aus, dass gegebenenfalls noch zusätz-
liche Straftaten verübt worden sind, die (teilweise) nicht 
aktenkundig wurden, bzw. nicht zur Anzeige kamen. 

Eine mögliche Erklärung für die in der vorliegenden 
Studie auf Seiten der ASPS-Patienten gefundene geringe 
Extraversionsausprägung liefern Heskin et al. (1977) mit 
ihrer Untersuchung. Die Forscher beobachteten bei Kor-
relationsanalysen, dass die Extraversion proportional zu 
der Dauer der Sicherungsverwahrung abnahm. 

	 Fazit: 	

Wenn hirnphysiologisch „nur der Zugriff“ (ähnlich wie 
eine fehlerhafte Festplatte eines PC, die jedoch noch alle 
Informationen gespeichert hat) auf die Emotionalität (Sen-
sibilität) bei diesen Patienten gestört (blockiert) ist, gibt es 
noch Hoffnungen in Bezug auf eine wirkungsvolle thera-
peutische Einflußnahme. 

Vor dem Hintergrund, daß sich die Anzahl der Patien-
ten im Maßregelvollzug (MRV) in Deutschland in den ver-
gangenen 30 Jahren verfünffacht hat erscheint es sinnvoll, 
die Genese breitgefächert (mehrdimensional) zu beleuch-
ten und neue Erkenntnisse zeitnah in den Therapiepro-
zeß miteinzubinden. Schließlich wird die Rückfallquote 
bei Mord (und gefährlicher  Körperverletzung mit Todes-
folge) nach erfolgter Therapie im MRV mit 0 bis 0,3 -, 
andernfalls - also ohne Therapie-, mit 40 bis 70 % angege-
ben (beziffert). 
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	 I. Materielles Strafrecht	

§§ 129 Abs. 1, 129a Abs. 1, 129b Abs. 1 S. 1, 2 - Inlandstä-
tigkeiten einer ausländischen terroristischen Vereinigung – 
Tamil Coordination Committee. Mitglieder einer ausländi-
schen kriminellen oder terroristischen Vereinigung im Inland, 
die sich zu einer organisatorischen Struktur zusammenge-
schlossen haben, deren Zweck oder Tätigkeit der Zielsetzung 
der ausländischen Vereinigung entsprechen, können sich nur 
dann tateinheitlich auch wegen Mitgliedschaft in einer inlän-
dischen kriminellen Vereinigung strafbar machen, wenn ihre 
inländische Organisation einen eigenständigen, von der aus-
ländischen Vereinigung unabhängigen Gesamtwillen bildet. 
Bilden also die im Inland handelnden Mitglieder einer aus-
ländischen Vereinigung keinen eigenständigen Gesamtwillen, 
so weist die Tat auch keinen Unrechtsgehalt auf, der über den 
bereits von § 129b Abs. 1 S. 2, 1. Alt. StGB erfassten hinaus-
ginge. Strafgrund der §§ 129 ff. StGB ist die erhöhte krimi-
nelle Intensität, die in der Gründung oder Fortführung einer 
festgefügten Organisation ihren Ausdruck findet, die kraft 
der ihr innewohnenden Eigendynamik eine erhöhte Gefähr-
lichkeit für wichtige Rechtsgüter der Gemeinschaft mit sich 
bringt. (BGH; Beschl. v. 14.04.2010 – StB 5/10)

§ 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB – Sexuelle Nötigung unter 
Ausnutzung einer schutzlosen Lage. Der Tatbestand der 
sexuellen Nötigung nach § 177 Abs. 1 Nr. 3 StGB setzt in 
objektiver Hinsicht zunächst das Vorliegen einer Lage vor-
aus, in der das Opfer möglichen nötigenden Gewalteinwir-
kungen des Täters schutzlos ausgeliefert ist. Hierfür kommt 
es auf eine Gesamtwürdigung aller tatbestandsspezifischen 
Umstände an, die in den äußeren Gegebenheiten, in der Per-
son des Opfers oder des Täters vorliegen. Neben den äuße-
ren Umständen, wie etwa die Einsamkeit des Tatortes und 
das Fehlen von Fluchtmöglichkeiten, kann auch die individu-
elle Fähigkeit des Opfers, in der konkreten Situation mögli-
che Einwirkungen abzuwehren, wie beispielsweise eine stark 
herabgesetzte Widerstandsfähigkeit aufgrund geistiger oder 
körperlicher Behinderung, von Bedeutung sein. Diese spezi-
fische Schutzlosigkeit gegenüber nötigenden Gewalteinwir-
kungen des Täters muss ferner eine Zwangswirkung auf das 
Opfer dahin entfalten, dass es solche Einwirkungen fürchtet 
und im Hinblick hierauf einen - ihm grundsätzlich möglichen 
- Widerstand unterlässt und entgegen seinem eigenen Willen 
sexuelle Handlungen vornimmt oder duldet. Allein aus dem 
bloßen Alleinsein der Verletzten mit dem Täter kann sich 
eine objektive Schutzlosigkeit nicht ergeben. In subjektiver 
Hinsicht muss der Täter die Schutzlosigkeit des Opfers als 
Bedingung für das Erreichen der sexuellen Handlung erken-
nen und im Sinne eines bedingten Vorsatzes billigend in Kauf 

nehmen. (BGH; Beschl. v. 01.12.2009 – 3 StR 479/09)
§ 184b Abs. 2, 4, § 11 Abs. 3 StGB – Besitz von Inter-

net-Kinderpornografie. Bereits derjenige, der bewusst und 
gewollt Seiten mit kinderpornografischem Inhalt aus dem 
Internet aufruft und auf dem Monitor seines Computers 
betrachtet, verschafft sich den Besitz von kinderpornogra-
fischen Seiten in Form von Dateien.  Es ist zur objektiven 
und subjektiven Tatbestandserfüllung nicht erforderlich zu 
planen, die Datei manuell abzuspeichern zu wollen. Auch ist 
ein Wissen um die automatische Abspeicherung der Daten im 
sogenannten Internet-Cache nicht notwendig. (OLG Ham-
burg; Urt. v. 15.02.2010 – 2-27/09)  

§ 202a Abs. 1 und 2 StGB  - Keine Strafbarkeit des bloßen 
Auslesens der Magnetstreifendaten von Bankkarten (sog. 
Skimming). Das bloße Auslesen von auf dem Magnetstrei-
fen einer Zahlungskarte gespeicherten Daten, um mit diesen 
Daten Kartendubletten herzustellen, erfüllt nicht den Tatbe-
stand des Ausspähens von Daten. § 202a Abs. 1 StGB setzt 
unter anderem voraus, dass der Täter sich oder einem ande-
ren den Zugang zu Daten, die gegen unberechtigten Zugang 
besonders gesichert sind, unter Überwindung der Zugangs-
sicherung verschafft. Der Überwindung einer solchen 
Zugangssicherung bedarf es aber nicht, wenn diese Daten 
lediglich ausgelesen werden sollen. Dies ist ohne Weiteres 
mittels eines handelsüblichen Lesegeräts und der ebenfalls im 
Handel erhältlichen Software möglich. Dass Daten magne-
tisch und damit nicht unmittelbar wahrnehmbar gespeichert 
sind, stellt keine besondere Sicherung gegen unberechtigten 
Zugang dar. Vielmehr handelt es sich gemäß § 202a Abs. 2 
StGB nur bei Daten, die auf diese Weise gespeichert sind, um 
Daten im Sinne des Abs. 1 dieser Vorschrift. (BGH; Beschl. v. 
14.01.2010 – 4 StR 93/09)

§§ 211, 224 StGB - Tötung mit gemeingefährlichen Mit-
teln – Steinwürfe von einer Autobahnbrücke. Das Mord-
merkmal der Tötung mit gemeingefährlichen Mitteln ist 
erfüllt, wenn der Täter ein Mittel zur Tötung einsetzt, das in 
der konkreten Tatsituation eine Mehrzahl von Menschen an 
Leib und Leben gefährden kann, weil er die Ausdehnung der 
Gefahr nicht in seiner Gewalt hat. Dabei ist nicht allein auf 
die abstrakte Gefährlichkeit eines Mittels abzustellen, son-
dern auf seine Eignung und Wirkung in der konkreten Situ-
ation unter Berücksichtigung der persönlichen Fähigkeiten 
und Absichten des Täters. Es hängt vom konkreten Einzelfall 
ab, ob Steinwürfe von einer Autobahnbrücke bei Vorliegen 
eines entsprechenden Vorsatzes als Tötung bzw. Tötungs-
versuche mit gemeingefährlichen Mitteln zu bewerten sind. 
Trifft der Täter bei einem solchen Steinwurf ein bestimmtes 

Dirk Weingarten
Polizeihauptkommissar & Ass. jur.
Polizeiakademie Hessen

Strafrechtliche  
Rechtsprechungsübersicht
An dieser Stelle bieten wir unseren Lesern in Zukunft wieder den Service, einen Überblick über strafrecht-
liche Entscheidungen darzustellen, welcher überwiegend für die kriminalpolizeiliche Arbeit von Bedeutung 
ist. Diesmal fanden Entscheidungen von Nov. 2009 bis Juni 2010 Beachtung. Im Anschluss an die Kurzdar-
stellung sind jeweils Spruchkörper, Entscheidungsdatum und Aktenzeichen zitiert, so dass eine Recherche 
beispielsweise über Juris möglich ist.
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Täters nicht gezeigt hätte und das zu gravierenden, ernst zu 
nehmenden Folgen führt, die über durchschnittliche, regel-
mäßig hinzunehmende Modifikationen der Lebensgestaltung 
erheblich und objektivierbar hinausgehen. § 238 StGB stellt 
kein Dauerdelikt dar. Als Dauerdelikt sind nur solche Straf-
taten anzusehen, bei denen der Täter den von ihm in delikti-
scher Weise geschaffenen rechtswidrigen Zustand willentlich 
aufrecht erhält oder die deliktische Tätigkeit ununterbrochen 
fortsetzt, so dass sich der strafrechtliche Vorwurf sowohl 
auf die Herbeiführung als auch auf die Aufrechterhaltung 
des rechtswidrigen Zustands bezieht. „Stalking“-Angriffe 
zeichnen sich demgegenüber durch zeitlich getrennte, wie-
derholende Handlungen aus, die nicht zu einem gleichblei-
benden und überbrückenden deliktischen Zustand führen. 
Die Beeinträchtigung der persönlichen Lebensgestaltung des 
Opfers wird durch jede einzelne Handlung des Nachstellens 
erneuert und intensiviert. Einzelne Handlungen des Täters, 
die erst in ihrer Gesamtheit zu der erforderlichen Beeinträch-
tigung des Opfers führen, werden jedoch zu einer tatbestand-
lichen Handlungseinheit zusammengefasst, wenn sie einen 
ausreichenden räumlichen und zeitlichen Zusammenhang 
aufweisen und von einem fortbestehenden einheitlichen Wil-
len des Täters getragen sind. (BGH; Beschl. v. 19.11.2009 – 3 
StR 244/09)

§ 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB -  Besonders schwerer Raub bei 
Sonderqualifikation zwischen Vollendung und Beendi-
gung – Verwendung eines gefährlichen Werkzeugs. Setzt 
der Täter, welcher vom Opfer wahrgenommen wurde, nach 
Vollendung, aber noch vor Beendigung der Raubtat eine 
Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug mit dem Ziel 
weiterer Wegnahme ein, so genügt dies für ein Verwenden 
„bei der Tat“ im Sinne des § 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB. Dies 
ist auch dann von Bedeutung, wenn die angestrebte weitere 
Wegnahme nicht vollendet wird. (BGH; Beschl. v. 25.02.2010 
– 5 StR 542/09)

§ 250 Abs. 2 Nr. 3b StPO - Qualifizierende Wirkung 
konkreter Lebensgefährdung des Raubopfers nach Voll-
endung der Tat. Entgegen der in der Literatur vorherrschen-
den Ansicht hat der BGH die Qualifikationswirkung in dem 
Zeitraum zwischen Vollendung des Raubs und Beendigung 
der Tat (§ 78a StGB) für möglich gehalten, wenn der Täter 
zu diesem Zeitpunkt zwar nicht mehr mit Wegnahmevorsatz, 
aber mit der Absicht der Beutesicherung, handelt. Die quali-
fizierende Wirkung einer konkreten Lebensgefährdung des 
Raubopfers ist demnach nach Vollendung der Tat oder dem 
Scheitern ihres Versuchs ausgeschlossen, wenn die Handlung, 
welche die Lebensgefahr verursacht, nicht mit der Motiva-
tion der Beutesicherung vorgenommen wird. (BGH; Beschl. 
v. 08.04.2010 – 2 StR 17/10)

§ 261 Abs. 2 Nr. 1 StGB – Auslegung des Tatbestand-
merkmals „Sich-verschaffen“ bei Geldwäsche – Kein kol-
lektives Zusammenwirken von Geldwäscher und Vortä-
ter. „Sich-Verschaffen“ im Sinne des § 261 Abs. 2 Nr. 1 StGB 
fordert kein kollektives Zusammenwirken von Geldwäscher 
und Vortäter. Dieses Tatbestandsmerkmal verlangt nur, dass 
der Geldwäscher die Verfügungsgewalt über den inkriminier-
ten Gegenstand im Einvernehmen mit dem Vortäter erlangt. 
Einvernehmen setzt nicht voraus, dass das Einverständnis 
des Vortäters frei von Willensmängeln ist. Deshalb ist es ohne 
Bedeutung, wenn der Vortäter infolge von Täuschung oder 
Nötigung in die Übertragung der Verfügungsgewalt „einwil-
ligt“. (BGH; Urt. v. 04.02.2010 – 1 StR 95/09)

Fahrzeug, so schließt ein solcher Angriff gegen dessen Insas-
sen, also bereits individualisierte Opfer, die Annahme, er habe 
ein gemeingefährliches Mittel eingesetzt, nicht vor vornehe-
rein aus. Eine tödliche Gefahr für eine Vielzahl von Men-
schen wird jedoch zumeist nur dann bestehen, wenn dichter 
Verkehr herrscht und in der Folge des durch den Steinwurf 
unmittelbar verursachten Unfalls eine unbestimmte Anzahl 
weiterer Personen - also regelmäßig die Insassen anderer 
Fahrzeuge - tödliche Verletzungen erleiden können. (BGH; 
Urt. v. 14.01.2010 – 4 StR 450/09)

§ 211 StGB – Heimtückischer Mord – Locken des Opfers 
in einen Hinterhalt. Heimtückisch handelt, wer in feindli-
cher Willensrichtung die Arg- und Wehrlosigkeit des Tatop-
fers bewusst zur Tötung ausnutzt. Wesentlich ist, dass der 
Mörder sein Opfer, das keinen Angriff erwartet, also arg-
los ist, in einer hilflosen Lage überrascht und dadurch daran 
hindert, dem Anschlag auf sein Leben zu begegnen oder ihn 
wenigstens zu erschweren. Maßgebend für die Beurteilung ist 
die Lage bei Beginn des ersten mit Tötungsvorsatz geführ-
ten Angriffs. Die Rechtsprechung hat den Grundsatz, dass 
Heimtücke Arglosigkeit des Angegriffenen bei Tatbeginn 
voraussetzt, für einzelne typische Ausnahmefälle modifiziert. 
Ein solcher Ausnahmefall liegt etwa vor, wenn der Täter das 
Opfer mit Tötungsvorsatz planmäßig in einen Hinterhalt 
lockt, um eine günstige Gelegenheit zur Tötung zu schaf-
fen und die entsprechenden Vorkehrungen und Maßnah-
men bei Ausführung der Tat noch fortwirken. (BGH ; Urt. v. 
10.02.2010 – 2 StR 503/09)

§§ 223, 224 StGB – Gefährliche Körperverletzung mittels 
eines gefährlichen Werkzeugs – Vortäuschen einer Stran-
gulation. Nach der Rechtsprechung des BGH ist ein gefährli-
ches Werkzeug jeder bewegliche Gegenstand, der nach seiner 
objektiven Beschaffenheit und nach der Art seiner Benutzung 
im konkreten Einzelfall geeignet ist, erhebliche Körperverlet-
zungen herbeizuführen. Die Verwirklichung einer gefährli-
chen Körperverletzung mittels eines gefährlichen Werkzeugs 
setzt also voraus, dass das eingesetzte Tatmittel unmittelbar 
auf den Körper des Opfers einwirkt und dabei geeignet ist, 
auf Grund seiner objektiven Beschaffenheit und der Art sei-
nes Einsatzes, erhebliche Körperverletzungen herbeizufüh-
ren. Hieran fehlt es bei einer  bloßen Inszenierung einer nur 
scheinbar lebensgefährlichen Situation, etwa in Form des 
Vortäuschens einer Strangulation. In derartigen Fällen entfal-
tet das Tatmittel als bloße „Requisite“ bei der Inszenierung 
einer lebensbedrohlichen Situation nicht unmittelbar körper-
lich veranlasste, sondern psychisch vermittelte Wirkungen. 
(BGH; Beschl. v. 12.01.2010 – 4 StR 589/09)

§ 238 Abs. 1 StGB – Nachstellung; Tatbestandliche 
Handlungssicherheit bei „Stalking“ – Beharrlichkeit und 
schwerwiegende Beeinträchtigung der Lebensgestaltung. 
Dem Begriff der Beharrlichkeit im Sinne des § 238 StGB 
wohnen objektive Momente der Zeit sowie subjektive und 
normative Elemente der Uneinsichtigkeit und Rechtsfeind-
lichkeit inne. Beharrliches Handeln setzt wiederholtes Tätig-
werden voraus, genügt aber für sich allein nicht. Darüber 
hinaus ist erforderlich, dass der Täter aus Missachtung des 
entgegenstehenden Willens oder aus Gleichgültigkeit gegen-
über den Wünschen des Opfers in der Absicht handelt, sich 
auch in Zukunft entsprechend zu verhalten. Eine in jedem 
Einzelfall Gültigkeit beanspruchende, zur Begründung der 
Beharrlichkeit erforderliche (Mindest-)Anzahl von Angriffen 
des Täters kann indes nicht festgelegt werden. Die Lebens-
gestaltung des Opfers wird schwerwiegend beeinträchtigt, 
wenn es ein Verhalten an den Tag legt, dass es ohne Zutun des 

Strafrechtliche Rechtsprechungsübersicht
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    Termine
Transnationale Strafverfolgung ist der Titel einer Tagung des neu 
geschaffenen Trierer Forums zum Recht der Inneren Sicherheit 
(TRIFORIS), die am 5. November 2010 von 9.30 – 17.30 Uhr in 
der Alten Promotionsaula des bischöflichen Priesterseminars in Trier 
stattfindet. Renommierte Referenten werden über aktuelle Fragen 
der Transnationalen Strafverfolgung in einem zusammenwachsenden 
Europa referieren und diskutieren. Ziel der Veranstaltung ist es ins-
besondere, den Dialog zwischen Wissenschaft und Praxis zu diesem 
Thema zu verbessern und gemeinsam an Lösungsstrategien zu arbei-
ten.  Anmeldeschluss ist der 15. Oktober 2010. Mehr Informationen: 
Prof. Dr. Mark Zöller, Universität Trier – Fachbereich Rechtswissen-
schaft, Tel.: 0651-2012598, Email: zoeller@uni-trier.de und pdf-Datei 
des Anmeldungs-Flyers: www.isp.uni-trier.de 

Der 9. Kongress zur Europäischen Sicherheit und Verteidigung, 
die Berliner Sicherheitskonferenz 2010, findet am 9. - 10. Novem-
ber 2010 im Berlin Congress Center statt. Die international ausge-
richtete Veranstaltung beschäftigt sich unter anderem mit Themen  
der europäischen und internationalen Sicherheitspolitik, mit Fragen 
von Sicherheit und Verteidigung sowie Forschung und Technolo-
gie. Programm, Anmeldung und mehr Informationen: www.euro-
defence.eu

Prävention
Mein Auto: Tipps gegen Autoklau
Die Zahl der Autodiebstähle ist im vergangenen Jahr deutlich gestie-
gen. Aus der Polizeilichen Kriminalstatistik 2009 ergibt sich, dass 
es vor allem in den Grenzregionen zu Polen und Tschechien mehr 
Autodiebstähle gab. Die Polizeiliche Kriminalprävention bietet 
Sicherungstipps rund ums Auto und wertvolle Hinweise, wie auch 
Zweiräder wirkungsvoll vor Diebstahl geschützt werden können. 
Mehr: www.polizei-beratung.de

Nix Anmache: Erfolgreiches Präventionsprojekt
Über ein erfolgreiches Präventionsprojekt unter dem Titel „Mädchen 
und Jungen – selbstbewusst und stark“ freut sich die Präventions-
stelle beim „Frauennotruf Mainz“. Einmal in der Woche behandel-
ten Schülerinnen und Schüler in getrennten Gruppen Themen wie 
„Mit mir nicht! Respekt und Grenz-Achtung gegen (sexualisierte) 
Gewalt“ oder „Wie kann ich mich vor sexueller Anmache schützen“.  
Die Präventionsarbeit des „Frauennotruf Mainz“ ist dank der finan-
ziellen Unterstützung von „Aktion Mensch“ noch für zwei Jahre 
abgesichert. Mehr Informationen: www.frauennotruf-mainz.de

Polizei
Reform Bundespolizei: Gut gemeint ist das Gegenteil von gut
Vernichtende Urteile wurden der vor zwei Jahren umgesetzten Orga-
nisationsreform der Bundespolizei bei eine Anhörung im Innenaus-
schuss des Deutschen Bundestages ausgestellt. Die Bundespolizei 
sei durch die Reform komplizierter, aber nicht effizienter geworden, 
fasste ein Experte die Ergebnisse zusammen. Mehr: www.behoerden-
spiegel.de

Organisierte Kriminalität 
Uno-Bericht: OK Global bedroht Weltfrieden
Nach Einschätzung der Vereinten Nationen bedroht die organi-
sierte Kriminalität in Zeiten der Globalisierung den Weltfrieden. 
Das ergibt sich aus einem Bericht des UN-Büros für Drogen-und 

Verbrechensbekämpfung (UNODC). Organisierte Kriminali-
tät habe sich zu einer der weltweit führenden wirtschaftlichen und 
bewaffneten Kräfte entwickelt. Ihre Mittel seien Waffen und Gewalt, 
aber ebenso Geld und Bestechung, um Wahlen, Politiker und sogar 
das Militär zu kaufen. Mehr: www.unis.unvienna.org/unis/de/press-
rels/2010/uniscp618.html

Schaden verdoppelt: Lagebild OK
Erstmals seit zehn Jahren ist die Zahl der OK-Ermittlungsverfahren 
im Jahr 2009 wieder leicht angestiegen. Das ergibt sich aus dem Bun-
deslagebericht Organisierte Kriminalität.  Der finanzielle Schaden 
durch OK stieg im selben Zeitraum um fast das Hundertfache an. 
Den Bericht findet man unter www.bka.de/lageberichte/ok/2009kf/
lagebild_ok_2009_kurzlage.pdf

Internet-Kriminalität 
Abgründig: Kriminalität und neue Kriminalitätsformen im www
Unter dem Titel „Global Underground Economy“ berichtet „Der 
Behördenspiegel“ über das  aktuelle Bundeslagebild 2009 des BKA 
zur I- und K-Kriminalität. Demnach hat der Computerbetrug im 
Vergleich zum Vorjahr um 35 Prozent zugenommen. Besonders 
macht derzeit die Underground Economy beim weltweiten Handel 
mit Kreditkartendaten von sich Reden. Das Ausmaß der Schäden ist 
derzeit nur den betroffenen Banken bekannt. Mehr: www.behoer-
den-spiegel.de

Kriminalitätsbekämpfung
Unter einem Dach: Gemeinsam gegen Jugendkriminalität
Jugendschutz, pädagogische Hilfsangebote und Jugendstrafverfah-
ren werden im „Haus des Jugendrechts“ intensiv miteinander ver-
zahnt. Besonders im Blick sind dabei auffällige Kinder und straffäl-
lig gewordene Jugendliche und Heranwachsende. Zentrales Anlie-
gen ist es, Verfahrensabläufe bei der Verhütung und Verfolgung der 
Jugendkriminalität zu optimieren, indem spezialisierte Mitarbeiter 
der drei Projektpartner Polizei, Staatsanwaltschaft und Jugendamt 
unter einem Dach zusammenarbeiten. Als erstes Bundesland strebt 
Rheinland-Pfalz die Einrichtungen eines „Hauses des Jugendrechts“ 
an allen Standorten der Polizeipräsidien des Landes an. Mehr: www.
haus-des-jugendrechts-mainz.de/

Kriminalität/Opferschutz 
Weitgehend unbekannt: Opferentschädigungsgesetz
Nur etwa jedes zehnte Opfer, das in Deutschland infolge eines vor-
sätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriffs eine gesundheitliche 
Schädigung erlitten hat, beantragt staatliche Entschädigung nach dem 
Opferentschädigungsgesetz (OEG). Nach Überzeugung des WEIS-
SEN RINGES ist das Gesetz selbst bei Rechtsanwälten zu wenig 
bekannt. Mehr:  www.weisser-ring.de

Feuerwehr und Rettungsdienste 
Brandeilig: Leichter zum Feuerwehrführerschein
Im Herbst wird es einen so genannten Feuerwehrführerschein geben. 
Der Bundesrat hat im Juli 2009 einem Gesetzentwurf zur Änderung 
der Straßenverkehrsordnung zugestimmt. Die Sonderregelung war 
notwendig geworden, weil die schwerer gewordenen Einsatzfahr-
zeuge nicht mehr mit dem normalen PKW-Führerschein gefahren 
werden dürfen. Mehr: www.bundesrat.de 

Wichtiges in Kürze
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„Ich habe beobachtet und gehört, wie Sie sich mit Zustim-
mung des Polizei-einsatzleiters in Begleitung anderer Poli-
tiker in den abgesperrten Bereich am S-Bahnhof begeben 
haben, um sich dort als Abgeordneter selbst ein Bild von 
der Lage zu machen. Als Wähler kann ich das nur begrüßen. 
Davon, dass Sie nun in diesem Bereich eine eigene Kundge-
bung abhalten wollten, war zu die-sem Zeitpunkt noch keine 
Rede. Dass Sie es trotzdem schafften, spricht für ihren Ein-
faltsreichtum – nicht aber dafür, dass Sie bereit sind, die in 
einer solchen Situation gebotene Neutralität zu wahren. Nie-
mand verlangt von Ihnen, Ihr Recht auf Meinungsäußerung 
an einer Garderobe abzugeben. Nach meinem rechtsstaatli-
chen Dafürhalten hätten Sie dies halt außerhalb der gesperr-
ten Zone an der Seite der aufrechten Neonazigegner tun 
müssen.“ Mit diesen Worten reagiert der Münchner Repor-
ter des Bayerischen Rundfunks, Oliver Bendixen, auf einen 
Brief des Bundestagsvizepräsidenten Wolfgang Thierse an ein 
GdP-Mitglied, dass von dem prominenten Bundestagsabge-
ordneten Aufklärung über dessen Verhalten anlässlich einer 
Neonazi-Demonstration am 1. Mai 2010 in Berlin verlangt 
hatte. 

„Lassen Sie die Situation nicht eskalieren!“
„Herr Thierse ich bitte Sie, dazu beizutragen, dass die 

Situation in diesem Stadtteil nicht eskaliert. Ich bitte Sie, die 
eingesetzten Polizeibeamtinnen und -beamten nicht in die 
Bredouille zu bringen.“ Mit diesen Worten hatte der Polizei-
führer den Bundestagsvizepräsidenten mehrfach eindringlich 
gemahnt, sich mit seinen politischen Freunden endlich von 
der Fahrbahn zu erheben und den genehmigten und von der 
Polizei mit großem Kräfteeinsatz vor rund 10.000 Gegende-
monstranten geschützten Zug von rund 600 Neonazis am 
Mittag des 1. Mai 2010 auf der Bornholmer Straße in Ber-
lin endlich passieren zu lassen. Trotz Erteilung eines Platz-
verweises, rechtlicher Belehrungen und freundschaftlicher 
Appelle, die Polizei nicht in Schwierigkeiten zu bringen, blieb 
der Vertreter des hohen Verfassungsorgans mit seinen Freun-
den sitzen. So lange, bis alle anwesenden Fotografen und 
Kameraleute ihre Bilder hatten. Oliver Bendixen war nicht 
„im fernen München“, sondern Zeuge dieses Vorgangs und 
schrieb zu der Berichterstattung über den 1. Mai in DEUT-
SCHE POLIZEI einen Kommentar. In seiner Entgegnung 
auf den Brief des GdP-Kollegen, warf Wolfgang Thierse dem 
BR-Journalisten nämlich vor, Bendixen hätte das erstens aus 
dem entfernten München nicht beurteilen können und sei 
zweitens zweifellos ein politischer Gegner. Der lieben Ord-
nung halber sei erwähnt, dass der Polizeireporter aus Bayern 
1969 in die Sozialdemokratische Partei eingetreten ist. Bendi-
xen musste weiter Nachhilfe geben und erläuterte: „Worum 

ging es mir in meinem Kommentar? Es ging um die Würde 
des Amtes eines Bundestagsvizepräsidenten, das auch Ihnen 
als Bürde aufgibt, sich anders als der Straßendemonstrant 
gegen rechte Umtriebe zur Wehr zu setzen. Es ging um die 
Frage, welche Achtung junge Menschen in unserem Staat vor 
ihren Politikern haben können. Und es ging um die Frage, ob 
wer auch immer die Anordnungen einer demokratisch legiti-
mierten Polizei ignorieren darf, nur weil er glaubt im Auftrag 
der einzig möglichen Wahrheit zu handeln.“ Statt Einsicht 
zu zeigen, sonnte sich der prominente Abgeordnete in einer 
breiten Zustimmung zu seiner „heldenhaften“ Aktion. Die 
Gewerkschaft der Polizei, die ihn für sein Verhalten kritisiert 
hatte, stand weitgehend allein auf weiter Flur. „Was Thierse 
offenbar nicht begriffen hat“, so ein Kollege, der den Einsatz 
begleitete, „ist, dass er auch der militanten Szene ein deut-
liches Zeichen gegeben hat, dass illegale Aktionen gerecht-
fertigt sind, wenn sie nur einem vor-geblich guten Zweck 
dienen.“

„Wer gegnerische Demonstrationen verhindern will, 
fordert zur Begehung von Straftaten auf.“

Seit geraumer Zeit beschäftigt die Gewerkschaft der Poli-
zei die Sorge, dass der Gewalt von links zu wenig Beachtung 
geschenkt wird. Schon vor den Demonstrationen am 1. Mai 
hatte die GdP mit Sorge eine ideo-logische Aufrüstung  im 
rechten wie im linken extremistischen Lager beobachtet. 
GdP-Vorsitzender Konrad Freiberg: „Es ist bedrückend, mit 
welcher Men-schenverachtung linke und rechte Gruppierun-
gen im Internet, in Broschüren und Flugblättern zu gewalt-
tätigen Auseinandersetzungen insbesondere mit der Polizei 
aufrufen.  Sogar Anleitungen zur Herstellung von Brandsät-
zen werden veröffentlicht.“ Freiberg weiter: „Keine politi-
sche Überzeugung rechtfertige das Begehen oder die Tolerie-
rung von Gewalt und Straftaten. Wer so genannte Bündnisse 
unterstützt, die mit allen Mitteln eine gegnerische Demonst-
ration verhindern wollen, fordert zur Begehung von Strafta-
ten auf. Wer ein Zeichen gegen Gewalt setzen will, distanziert 
sich nicht nur mit Worten von den Straftätern und befolgt die 
Anweisungen der Polizei.“

Nicht nur die Gewerkschaft der Polizei muss immer wie-
der feststellen, dass es bis weit ins bürgerliche Lager hinein an 
einer klaren Abgrenzung zu extremistischen und gewalttäti-
gen Gruppen fehlt, vor allem, so Freiberg, „wenn man sich 
auf der Seite der Guten wähnt“. Gemeint sind die „breiten 
Bündnisse gegen Rechts“, unter deren Deckmantel militante 
Gruppen aus der linksautonomen Szene immer wieder bru-
tal die Polizei angreifen. So auch wenige Stunden nach der 
umstrittenen Aktion des Bundestags in den Abendstunden 
des 1. Mai bei der berühmtberüchtigten „Revolutionären 1. 

Gewerkschaftspolitische
Nachrichten
Linksextremismus: 
Bis weit ins bürgerliche Lager fehlt es an  
einer klaren Abgrenzung
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Mai-Demo“ als wieder Flaschen und Pflastersteine auf die 
Kolleginnen und Kollegen flogen. Selbstverständlich ereig-
nen sich solche Vorkommnisse immer nach „Provokatio-
nen“ durch die Polizei, die allein schon darin bestehen, dass 
sie überhaupt anwesend ist. Eine neue Stufe der Gewalteska-
lation war erreicht, als am Samstag, 12. Juni 2010, ebenfalls 
anlässlich einer „Bündnis-Demonstration“, diesmal gegen 
die Finanz- und Wirtschaftskrise, ein Sprengstoffanschlag 
aus einer linksautonomen und überwiegend vermummten 
Gruppe auf die eingesetzten Kräfte verübt wurde, bei dem 
14 Polizeibeamte verletzt worden waren, zwei davon schwer. 
Polizisten und Verfassungsschützer beobachten sei geraumer 
Zeit mit Sorge, wie angesichts zunehmender gesellschaftli-
cher Spannungen Gewalttäter die Anliegen sozialer Organi-
sationen und Gewerkschaften übernehmen und sprechen von 
einer „Konkordanz der Feindbilder“. Für die Polizei wird es 
immer schwieriger, einerseits das Demonstrationsrecht der 
friedlichen Teilnehmer zu schützen, andererseits die Gewalt-
täter zu isolieren und einzudämmen, weil  die nicht-gewalt-
bereiten Demonstranten eine schützende Kulisse für das 
Agieren der Gewalttäter bilden. 

Rudolf van Hüllen, promovierter Politikwissenschaftler, 
von 1987 bis 2006 Referent/Referatsleiter beim Bundesamt 
für Verfassungsschutz, dort im Bereich Linksextremismus/
Linksterrorismus eingesetzt, schreibt in der Juli-Ausgabe 
DEUTSCHE POLIZEI: “ Etwas Vergleichbares gibt es bei 
rechtsextremistischen Aufmärschen nicht, die weder über 
eine solche Kulisse noch über ein Solidarität spendendes 
Resonanzfeld verfügen. Je nach dem Grad der Verdichtung 
kennt es durchaus territoriale Dimensionen. Die „Szene“ 
verfügt im günstigsten Fall über eine Logistik aus Anlauf-
stellen, oft öffentliche Gebäude oder Geschäftsstellen örtli-
cher Gruppen und Parteien, über finanzielle Ressourcen aus 

öffentlichen Mitteln, politische Unterstützer in kommuna-
len Parlamenten, Multiplikatoren in den Medien, auch über 
wirksamen Rechtsschutz. Wer einmal erlebt hat, wie ein als 
Zeuge aufgerufener Polizeibeamter bei der Verhandlung 
gegen einen linken Demonstrationstäter nicht nur mit einem 
halben Dutzend hoch professioneller Szeneanwälte, sondern 
auch noch mit laut-starken Unterstützern im Saal konfron-
tiert ist, kann die Wirksamkeit solcher Hilfsdienste ermes-
sen. Eine strafrechtliche Ahndung linksextremistischer Ge-
walt gestaltet sich aus unterschiedlichsten Gründen zumeist 
äußerst schwierig, Das Risiko für die Täter nimmt analog 
ab.“ Dafür nehmen die Gewalttaten von Links zu. 2009 regis-
trierten die Sicherheitsbehörden rund 1100 Gewalttaten aus 
dem linken Spektrum. rund 60 Prozent mehr als im Vorjahr. 
Die Zahl der Brandstiftungen verdoppelte sich, die Zahl der 
Körperverletzungen stieg um 40 Prozent. Rund 6600 Perso-
nen aus dem linksextremistischen Spektrum stuft der Verfas-
sungsschutzbericht 2009 inzwischen als gewaltbereit ein, was 
einer Steigerung von fünf Prozent entspricht. Etwa 6100 von 
ihnen stammen nach Erkenntnissen der Verfassungsschützer 
aus der autonomen Szene. Auf einer Bundespressekonferenz 
in Berlin räumte Bundesinnenminister Thomas de Maizière 
ein, dass man im Gegensatz zum Rechtsextremismus, der bis 
in die kleinsten Verästelungen erforscht sei, „zu wenig über 
die autonome Szene weiß“.

Die Erkenntnis, dass zwischen guter und schlechter Stra-
ßengewalt nicht unterschieden werden kann, ist auch bei 
anderen Abgeordneten des Deutschen Bundestages nicht 
gereift. Ein Kamerateam auf den Fluren des Reichstages. 
report MÜNCHEN: „Frau Jelpke, report MÜNCHEN, 
gestatten Sie uns eine Frage zur linksextremistischen Gewalt? 
Wollen Sie sich nicht distanzieren?“ Ulla Jelpke, innenpoliti-
sche Sprecherin der Linksfraktion: „Nein.“

AMOK – Ursachen erkennen – Warnsignale verstehen – 
Katastrophen verhindern
Britta Bannenberg, Professorin für Kriminologie in Gießen, zählt 
Gewaltkriminalität und Kriminalprävention, Gewalt an Schu-
len, sogenannte Amokläufe und Bedrohungen insbesondere an 
Schulen zu ihren Forschungsschwerpunkten. Vor diesem Hin-
tergrund liefert sie mit ihrem Buch „Amok. Ursachen erkennen 
– Warnsignale verstehen – Katastrophen verhindern“ Antworten 
auf viele der immergleichen Fragen, die sich nach einer solchen 
Tat aufwerfen und gibt konkrete Handlungsempfehlungen. Die 
Autorin wendet sich primär an Eltern und Lehrer, ohne andere 
Zielgruppen auszuschließen. Dank der gut verständlichen Spra-
che gelingt es ihr, Erkenntnisse der kriminologischen Forschung 
adressatengerecht zu vermitteln. Gleichzeitig wird die Notwen-
digkeit eines regen Austausches zwischen Wissenschaft und Pra-
xis deutlich. Durch die gesamtgesellschaftliche Herangehensweise 
an das Phänomen „Amok“ vermittelt diese Lektüre insbesondere 
ein Verständnis für die Rolle der Polizei. Bannenberg weiß, dass 
sich nicht jede Tat verhindern lassen wird. Allerdings warnt sie 
eindringlich davor, die Augen vor den oftmals frühen Anzeichen 
zu verschließen. Denn: Entgegen der durch den Begriff „Amok“ 
vermittelten Annahme einer unvorhersehbaren und plötzlich 
eintretenden Katastrophe, handelt es sich um „im schulischen 
Bereich lange geplante Gewalttaten mit übersteigerten Hass- und 
Rachefantasien, die meistens im ebenfalls geplanten Suizid enden.“ 
Der Autorin gelingt es, die Multikausalität und Vielschichtigkeit 
so genannter Amoktaten zu beleuchten, ohne sich auf Banalitäten 

zu beschränken oder pauschalisierend 
zu urteilen. Bannenberg stellt heraus, 
dass langfristige Präventionsstrategien 
nicht durch hektische Maßnahmen im 
Anschluss an eine Gewalttat ersetzt 
werden können. Wesentlich ist, früh-
zeitig auf in ihrer sozialen Entwicklung 
gestörte Kinder aufmerksam zu werden 
und positiv lenkend Einfluss zu neh-
men. Auf 208 Seiten befasst sich Ban-
nenberg nicht nur mit den Tätern, son-
dern insbesondere mit den Opfern und 
den Folgen für sowie der Bewältigung 
einer solchen Tat durch alle Beteiligten – auch mit Blick auf die 
eingesetzten Polizeibeamten. Sie spricht sich gegen den Ausbau 
von Schulen in Festungen aus, die den Schülern langfristig gese-
hen nur ein Gefühl des Eingesperrtseins vermitteln.
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